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Wer kann sich noch daran er-
innern? Die hessische Landesre-
gierung stellt zum wiederholten 
Male fest: Es muss gespart wer-
den. Und zwar zu allererst bei den 
Beamt*innen. Alles zum Wohle des 
Landes. Es ist halt kein Geld da, 
jede Erhöhung würde das Land 
perspektivisch in den Ruin trei-
ben. Man solle nicht maßlos sein. 

Das ist nicht lang her, noch bis 
zum Ende des Jahres 2016 wurde 
es so vertreten. Auf die Nullrun-
de folgte eine minimale 1%-Erhö-
hung der Beamtengehälter. Auch 
den Tarifbeschäftigten wurde im-
mer wieder Mäßigung angeraten. 
Eine Arbeitszeitreduzierung für 
Lehrkräfte – jenseits jeder Vor-
stellung.

Dann kamen die Tarifverhand-
lungen 2017: Freifahrtberechti-
gung für alle Landesbeschäftigte, 
volle Übertragung der neuen Ta-
riferhöhung auf die Beamt*innen 
(wenn auch, wie gewohnt, zeitlich 
verzögert), eine halbe Pfl ichtstunde 
weniger für Lehrkräfte unter 50.

Und das war erst der Anfang: 
Die Abschaffung der KiTa-Gebüh-
ren soll kommen. Der Hessische 
Kultusminister verspricht 700 zu-
sätzliche Stellen für Sozialpädago-
gische Fachkräfte an allgemeinen 
Schulen. Wann, wie, in welcher Art 
und Weise? Das wird noch nicht 
verraten – soll wohl eine beson-
dere Überraschung sein.

Allein: Überraschend ist dies 
alles zusammengenommen nicht, 

denn im Herbst 2018 sind Land-
tagswahlen. Und dass die Geschen-
ke derart „großzügig“ sind, ist 
wohl vor allem auf zwei Gründe 
zurückzuführen. Einerseits scheint 
die Einschätzung der Landesre-
gierung zu sein, dass es dringend 
notwendig ist, ihre Beliebtheit im 
Land zu erhöhen. Andererseits ist 
es aber auch ein Erfolg des Streiks 
der Lehrkräfte 2015 und unserer 
weiteren gemeinsamen Aktionen 
gegen die Abwertungspolitik die-
ser Landesregierung, denn ohne 
Druck von unserer Seite wäre gar 
nichts passiert.

Nur eins wurde und wird vom 
Kultusminister immer wieder aus-
geschlossen: A13 für Grundschul-
lehrkräfte. Hier kommt auf einmal 
wieder das Lied von Unbezahl-
barkeit und Staatsbankrott. Da-
bei ist die vom Minister genannte 
Summe im Vergleich zu anderen 
Versprechen gar nicht so hoch, es 
wird von 50-70 Millionen jährli-
cher Mehrkosten ausgegangen. 
Im Vergleich zu anderen Posten 
ein eher kleiner Betrag. 

Die Schlussfolgerungen aus al-
lem: Beteiligt euch an der Aktion 
„A13 für alle“ am 13.11.17 vor 
dem Staatlichen Schulamt Frank-
furt! Und natürlich auch an wei-
teren kommenden Aktionen der 
GEW für bessere und gerechtere 
Arbeitsbedingungen im Bildungs-
bereich. Die GEW bleibt dran!

Sebastian Guttmann

Ja ist denn bald schon
wieder Wahl?

Woran denken Sie, wenn Sie – his-
torische Kenntnisse vorausgesetzt - 
den Namen Viktoria Luise hören? 
Richtig! Natürlich an das ehemalige 
Flugfeld Rebstock, auf dem Luft-
schiffe – in Deutschland unter dem 
Namen „Zeppelin“ geläufi g – star-
teten und landeten. Natürlich, muss 
man sagen, denn auf den Namen der 
Tochter des letzten deutschen Kai-
sers wurde eines dieser Luftschiffe 
getauft und wenn man an die Zep-
peline denkt, fällt einem selbstver-
ständlich sofort das entsprechende
Flugfeld an, dessen mittels dieses 
Namens gedacht werden soll. 

So kraus jedenfalls geht die Logik
des für die frühere Rebstock-Grund-
schule zuständigen Ortsbeirats 2, als 
er sich gegen multiple Widerstände 
dafür entschied, die heute gültige 
Umbenennung vorzunehmen. Die 

FR schrieb dazu: „Nicola Fabacher, 
die Vorsitzende des Elternbeirats, 
sprach am vergangenen Montag am 
Rande der Sitzung des Ortsbeirats 
2 von einer »Posse«. Sie bestätigte,
dass einige Lehrkräfte mit dem neu-
en Schulnamen nicht zufrieden seien.
An die Ortsbeiratsmitglieder appel-
lierte sie, es dennoch bei dem Namen 
zu belassen. »Die Schule muss Vic-
toria-Luise-Grundschule heißen“,
sagte sie, die Kinder hätten den Na-
men schließlich vorgeschlagen.« 
Und deutsche Kindlein zu enttäu-
schen (oder gar aufzuklären), geht 
für eine deutsche Mutter gar nicht! 
Und wenn der fragliche Zeppelin 
nun den Namen des letzten deut-
schen Reichskanzlers und Gröfaz 
geführt hätte und die Kinder den 
kleinen nervösen Mann mit seinem 
lustigen Bärtchen nett gefunden 
hätten: Gäbe es dann im Frankfur-

Unbeirrbar kaisertreu

Hessen macht vier Jahre früher
als in der Verfassung verlangt keine 
Schulden mehr.
„2018 und 2019 stellen wir endgültig die Weichen für dau-
erhaft ausgeglichene Haushalte dadurch, dass wir bereits 
bei der Planung des Haushalts erstmals wieder die schwar-
ze Null und sogar die Schuldentilgung vorsehen können. 
Damit verstetigen wir, was 2016 noch als Ausnahme sei-
nen Anfang nahm: Im Vollzug des Haushaltes 2016 konn-
ten wir erstmals seit 1969 Schulden zurückzahlen – 200 
Millionen Euro. Auch den Haushalt 2017 werden wir si-
cher mit einer schwarzen Null abschließen können, ob-
wohl wir noch mit 350 Millionen Euro Neuverschuldung 
geplant hatten“, erklärte Schäfer. „Wir machen somit seit 
2016 keine neuen Schulden mehr: vier Jahre früher, als in 
der Verfassung vorgesehen.“

ter Westen jetzt eine Adolf-Hitler-
Schule? Ach nein, auf keinen Fall, 
da so ein Umstand bei den schon 
im Kindheitsalter eingefl eischten 
urdemokratischen Impulsen hier-
zulande gar nicht denkbar wäre!

Wie man dem auf den ersten Blick 
vielleicht leicht abseitig wirkenden 
Gedankenexperiment aber entneh-
men kann, wäre für die Benennung 
der Schule doch (noch?) nicht jeder 
denkbare Name jedes Zeppelins zur 
mittelbaren Erinnerung an einen 
gewesenen Flughafen geeignet, nur
weil irgendwelche Grundschüler*in- 
nen dies so gesehen haben mögen. 
Wenn es also für kindliche Phanta-
sien von einer „Prinzessin“ noch op-
portun sein mag, dabei an Märchen-
haftes à la Aschenputtel oder Trashi-
ges à la Diana zu denken, kann man 

Frühere Rebstockschule betritt neue Wege der Gedenkkultur. Eine historische 
Nachhilfelektion der FLZ

Unsere Beiträge zu den Arbeitsbedingungen und der Bezah-
lung der Lehrkräfte, aber auch zur Vernachlässigung von Infra-
struktur und Personalausstattung durch eine Politik der
„schwarzen Null“ sprechen eine Andere Sprache!  Seite  4 – 7

40.000 Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger in Hessen seit Beginn der Legislatur erfolgreich bewältigt: 
Hessens Kultusminister Prof. Dr. R. Alexander Lorz stellt fest:  „Mittlerweile sind wir nach der Herausforde-

rung der schnellen schulischen Aufnahme an einem Punkt 
angelangt, an dem zahlreiche junge Menschen die intensi-
ve Sprachförderung … beenden und beispielsweise in eine 
duale Ausbildung wechseln können …“ (Fachtag an der 
Uni Gießen 27.September .2017)

Unsere Beiträge zeigen ein anderes Bild!         Seite 8 – 10

»Hessisches Schulsystem zeigt sich in herausfordernden

Zeiten robust!  Überdurchschni  liche Rechtschreibkompetenzen

in Hessen …  Viertklässler in Deutsch besser als im Durchschnitt 

der Länder   Mathematikleistungen trotz bundesweitem Abwärtstrend stabil    Der 

Pakt für den Nachmittag steht für höhere Qualität der Angebote …«  

Wie sich die Hessische Landesregierung
den Wahlkampf vorstellt
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es einem Ortsbeirat als demokrati-
schem Gremium nicht kommentar-
los durchgehen lassen, ganz frei von 
kritisch-historischem Denken mit 
Namenspatronen*innen von ganz 
un- und antidemokratischem For-
mat um sich zu werfen. Zumal die 
abstruse Gedenkkonstruktion (des 
Flughafens gedenken indem man ei-
nes Luftschiffs gedenkt, mit dessen 
Namen der Prinzessin gedacht wird!) 
den Verdacht nahelegt, hier könne 
der – wieso eigentlich denkwürdi-
ge? – Flughafen als Vorwand dafür 
gedient haben, der jüngeren deut-
schen Geschichte einige Schmutz-
fl ecken aus dem Kittel zu bleichen.

Denn immerhin entstammte Vik-
toria Luise einem Geschlecht dezi-
dierter Demokratenhasser und -ver-
folger, das maßgeblich die gewalt-
same Niederschlagung der ersten 
deutschen Demokratie im Gefolge 
der Revolution von 1848 betrieb, 
die in Form der Paulskirche nicht 
von ungefähr ihren zentralen Geden-
kort gerade in Frankfurt hat. Denn 
weiterhin dürften die Hohenzollern 
die menschenmörderischste europä-
ische Monarchensippe der Neuzeit 
gewesen sein, wenigstens wenn man 
die Ernte des Schnitters auf den und 
um die europäischen Schlachtfelder 
bilanziert. Und schließlich war es der 
Vater der Prinzessin, der maßgeb-
lich für die Katastrophe des Ersten 

Weltkriegs verantwortlich zu ma-
chen ist, auch wenn es der im Na-
men der Familie tätige Auftragshis-
toriker Christopher Clark in jün-
gerer Zeit an Reinwaschaktionen 
nicht hat fehlen lassen. 

Viktoria Luise selbst hat sich 
durch diesen Verlauf der Familien-
geschichte nicht in ihrer felsenfesten 
Überzeugung von der moralischen 
Gediegenheit ihres Clans beirren 
lassen und in den Nachkriegsjahren 
eine Serie von autobiographischen 
Schriften unter ihrem Namen ver-
öffentlicht, mit denen sie diese ih-
re Überzeugung unterstreicht. Als 
Handlanger diente ihr ein wegen sei-
ner teilweise jüdischen Abstammung 
im „Dritten Reich“ nicht zum Zuge 
gekommener inbrünstiger Nazifan, 
der sich nach ’45 dadurch schadlos 
hielt, dass er die arischen Gärungen 
in seiner Brust durch mannigfaltige 
Aktivitäten im rechtsextremen Mi-
lieu befriedigte. Leonhard Schlüter, 
Verleger der unter dem Namen der 
Hohenzollerin erschienenen Bücher, 
war u. a. niedersächsischer Landes-
vorsitzender der Deutschen Reichs-
partei (DRP), deren zweiter Vorsit-
zender Otto Ernst Remer war, der 
in einem für die juristische Aufar-
beitung der NS-Verbrechen epocha-
len Prozess wegen Verunglimpfung 
des Widerstands vom 20. Juli 1944 
verurteilt wurde. Als Verleger ver-

breitete Schlüter Schriften des ehe-
maligen Gestapo-Chefs Diels und 
weiterer NS-Kader und von Ideo-
logen wie dem völkischen Schrift-
steller Hans Grimm („Volk ohne 
Raum“). 

Auf eine Schmuddelfi gur dieses
Kalibers griff Viktoria Luise zurück, 
um ihre „Erinnerungsbücher“ un-
ters Volk zu bringen. Wie der Po-
litikwissenschaftler und ehemalige 
Professor der Göttinger Universität 
Ernst August Roloff darlegte, sol-
len übrigens alle unterm Namen
der Prinzessin erschienenen Bü-
cher aus der Feder des späten Na-
zis Schlüter stammen. „Sämtliche 
Bücher der Herzogin wurden vom 
Verleger Schlüter selbst verfasst. Er 
leistete die Vorarbeiten, sammelte, 
sichtete und wertete das dokumen-
tarische Material aus. [...] Vikto-
ria Luise stellte lediglich ihren Na-
men zur Verfügung“, heißt es in der
Darstellung von Ingeborg Borek, 
einer Kronzeugin Roloffs. Als Ei-
genleistung immerhin steuerte Vik-
toria Luise das in eigener Hand-
schrift die Werke als dekoratives 
Faksimile einleitende Motto bei: 
„Ich stelle diesen Aufzeichnungen 
ein Wort Humboldts voran: »Ein 
Volk, das keine Vergangenheit ha-
ben will, verdient auch keine Zu-
kunft«.“ Da man in der Periode des 
Erscheinens der Memoiren auch auf 

der extremen Rechten (noch) seine 
Nöte mit der Annahme der jüngs-
ten deutschen Vergangenheit hat-
te, lag es nahe, zur Traditionspfl ege 
auf die Periode vor einem Weltkrieg 
früher zurückzugreifen. Da konnte 
das Autorenteam aus Nazikompli-
zin Viktoria Luise und Alt/Neonazi 
Schlüter allerdings reichlich an Ver-
klärungsgesülze liefern, so dass man 
in Wikipedia zu diesen „Geschichts-
werken“ lesen kann: „Die Memoi-
ren Viktoria Luises wurden als ge-
schichtsverfälschend rezensiert.“

Oh Kaiserreich, oh Herrlich-
keit der Zeiten, als das Kriegfüh-
ren noch eine wahre Freude war, 
weil in von Geburt dazu befugten 
Händen liegend und man von Des-
pot zu Despot auch dem besieg-
ten Feind den gebührenden Res-
pekt und das fällige Mitgefühl zu 
erweisen verstand: „»Als Napoleon
mich sah«, so beschrieb mein Groß-
vater die Szene, »reichte er mir die 
Hand; dicke Tränen rannen über 
seine Wangen, die er mit der Hand 
abwischte, während er mit größter 
Dankbarkeit der Worte wie auch 
der Art gedachte, wie Se. Majestät
sich soeben geäußert hätte. Ich sagte 
ihm daß es doch natürlich sei, vor 
allem mitleidsvoll den Unglückli-
chen zu begegnen ... Als ich dann be-
merkte, daß dieser Krieg eine bedeu-
tende und sehr blutige Ausdehnung 

genommen habe, erwiderte Napo-
leon, ja, das sei nicht zu leugnen, 
aber umso furchtbarer, wenn man 
den Krieg nicht gewollt habe«.“1

Wie wohltuend zu wissen, 
dass auch die Lenker des Völker-
geschicks dem blinden Treiben der 
Fortuna als letztlich Unschuldige 
ausgeliefert sind und dennoch die-
sem an den Wegmarken des histori-
schen Werdens mit Stil und Eleganz 
zu begegnen wussten! Aus Schwulst 
dieser Art im Stil der Yellow Press 
besteht das Oeuvre der Nazi-Kom-
plizin Viktoria Luise.

Wie man aus alldem lernen kann 
– und schließlich geht es bei Schule 
doch auch irgendwie ums Lernen, 
gelle? –, ist es von der Viktoria-
Luise-Schule doch kaum zwei, drei 
Schrittchen bis hin zur Adolf-Hit-
ler-Schule. Glücklicherweise hatten 
die anderen Zeppeline außer der 
„Hindenburg“ keine so illustren 
Namen, sondern wurden bloß mit 
drögen Buchstaben-Ziffern-Kom-
binationen bezeichnet. Da hat die 
frühere Rebstockschule wohl ein 
bisschen Glück gehabt, dass es kei-
nen Zeppelin mit dem Namen des 
„Führers“ gab und ist mit ihrem 
derzeitigen Namen für dieses Mal 
eigentlich doch noch ganz gut weg-
gekommen...!            Ernst Olbrich

Die Anhörungen im Rahmen der 
Missbilligungen zum Streik, die 
zahlreichen Überlastungsanzeigen 
und ihre Zuspitzung in der ‚Be-
schallung‘ des HKM und auch die 
Aktionen zu A-13 für Grundschul-
kollegInnen haben die Überlastung 
der KollegInnen wahrnehmbar ins 
öffentliche Bewusstsein gehoben.

Sie haben auch die interne Dis-
kussion, die Selbstrefl ektion in den 
Kollegien befördert. 

Bei den VolksvertreterInnen von 
CDU und Grünen und ihrer Regie-
rung scheinen diese Argumente aber 
abzuprallen wie auf einem Panzer. 
Sie sind – so sieht es jedenfalls aus  
– gefangen in ihrer Ideologie der 
schwarzen Null und lediglich be-
sorgt, ihre Mehrheit zu sichern. Da-
für erscheinen ihnen Wahlgeschen-
ke der unterschiedlichsten Art das 
Gebot der Stunde.

Immer mehr stellt sich allerdings
heraus, dass in Hessen aber nicht 
nur das bildungspolitische Konzept
fehlt, sondern mittlerweile auch
die Lehrkräfte fehlen.

Für die GEW gilt es also, dicke
Bretter zu bohren und die Ausei-
nandersetzung um angemessene 
Bezahlung und eine Senkung der 
Arbeitszeit und der realen Belas-
tung so lange vorzutragen, bis eine
Regierung zustandekommt, die da-
rauf einzugehen willens und in der 
Lage ist.

Das Beispiel Niedersachsen
In unserem Nachbarland Nieder-
sachsen hat die GEW in einer groß 
angelegten Studie und kleineren Er-
gänzungsstudien zusammen mit der 
Uni Göttingen die Arbeitsbelastung  
in den Kollegien untersucht. Sie hat 
dabei belegen können, dass die Ar-
beitsbelastung durch eine überlange

Arbeitsbelastung reduzieren – Arbeitszeit verkürzen –
Arbeitsbedingungen verbessern

Arbeitszeit nicht nur in „Spitzenzei-
ten“ auftritt, wo sie weit über das Zu-
mutbare hinausgeht, sondern auch 
über die Dauer des ganzen Jah res.

Diese Studien belegen die Über-
schreitung der für die tarifl ich für den 
Öffentlichen Dienst allgemein ver-
einbarten Arbeitszeit im Lehrerbe-
reich, ja sogar Überschreitungen des 
Arbeitszeitgesetzes und der Arbeits-
zeitverordnung für Bundesbeamte.   

Die Ergebnisse der Studie wer-
den von der GEW Niedersachsen 
als „gerichtsfest“ bezeichnet. Sie be-
zieht sich dabei auf ein Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts Lüneburg 
von 2015, welches die Erhöhung 
der Regelstundenzahl für Gymna-
siallehrkräfte durch das Kultusmi-
nisterium für rechtswidrig erklärte. 
Das Gericht kritisierte nämlich, dass 
das Land keine verlässlichen Daten 
über die Arbeitszeit der Lehrkräfte 
gewonnen habe, bevor es die Ver-
ordnung erließ.

Auch in Bezug auf Details der Ar-
beitsbelastung liefert die Studie In-
formationen, weil sie dazu acht  
unveränderliche Klassen (Aspek-
te) gebildet hat (Unterricht, unter-
richtsnahe Lehrarbeit, Funktionen, 
Kommunikation, Fahrten/Veran-
staltungen, Arbeitsorganisation, 
Weiterbildung, sonstige Tätigkei-
ten) und rund 20 weitere Katego-
rien, mit denen politisch gearbeitet 
werden kann.

Schon jetzt hat die niedersäch-
sische GEW erreicht, dass das Kul-
tusministerium eine Arbeitszeit-
kommission eingerichtet und eine 
Arbeitsbelastungsumfrage gestar-
tet hat.

Die GEW Niedersachsen ist da-
bei, mit ihren Grundschul-Kolle-
gInnen vor Gericht zu ziehen, um 

auch hierüber eine Verkürzung der 
Arbeitszeit zu erreichen.

Eigene Untersuchungen
aus Hessen

2009 haben die GEW Kreisverbän-
de Offenbach-Stadt und Land eine 
Untersuchung zur Teilzeitarbeit ge-
startet, die ebenfalls alarmierende 
Ergebnisse über die Arbeitsbelastung 
zutage förderte. Dabei wurden die 
Angaben von über 300 Teilzeitlehr-
kräften einbezogen. Ihr „Resümee“:
„Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass inzwischen eine deutliche Kor-
relation zwischen Teilzeit und Ar-
beitsbelastung besteht. War früher 
Teilzeit reine Frauensache und der 
Kindererziehung geschuldet, so ist 
heute – auch für Männer – oft die 
unerträglich gewordene Arbeitsbe-
lastung ausschlaggebend.

Die Fortsetzung dieser Entwick-
lung wird sich negativ auf den oh-
nehin eklatanten Lehrermangel aus-
wirken. Es ist als höchste Zeit für 
eine Pfl ichtstundenreduzierung für 
alle Lehrkräfte.“ – Und:

„Volle Stelle muss für jeden 
machbar sein! Es ist völlig inak-
zeptabel, dass Lehrkräfte aufgrund 
der steigenden Belastung gezwun-
gen sind, auf ein volles Gehalt zu 
verzichten!“

Hinzuzufügen wäre, dass Lehr-
kräfte, die wegen Überlastung auf 
Teilzeit gehen, nicht nur auf Gehalt 
verzichten, also ihre Arbeitszeitver-
kürzung selbst bezahlen, sondern 
auch noch überproportional viel 
Mehrarbeit leisten.

Und 2011 hat der GPRLL beim 
Staatlichen Schulamt Frankfurt 
ebenfalls eine Untersuchung zur 
Teilzeitarbeit veröffentlicht. Und 
zwar hat er die vom Staatlichen 
Schulamt zur Verfügung gestellten 
differenzierten Daten über Teilzeit-
arbeitsverhältnisse analysiert. Ein 
interessantes Ergebnis war, dass 

der Anteil derjenigen, die nur eini-
ge Stunden reduziert haben, signifi -
kant hoch war, was zu der Schluss-
folgerung führte, dass es sich um 
Lehrkräfte handelt, „die eigentlich 
gerne voll arbeiten möchten, dies 
aber …nicht bewältigen.“ 

Der Bezirksverband Frankfurt schlägt
deshalb in einem Antrag an die 
Landesdelegiertenversammlung der 
GEW Hessen Anfang November 
2017 vor:
■ Die Niedersachsen-Studie sollte
im Rahmen einer Veranstaltung 
durch Vertreter der GEW-Nieder-
sachsen auch in Hessen breit vor-
gestellt werden.
■ Aus der Studie können auch für 
Hessen entsprechende Konsequen-
zen gezogen werden.
■ Vorhandene eigene Studien aus 
Hessen sollen aktualisiert werden.
■ Auch die Neuregelung des Lebens -
arbeitszeitkontos kann und sollte
genutzt werden. Es gibt in Frankfurt
dazu eine Reihe von Anfragen.

Die Verwertung der Studien und 
Untersuchungen hat zum Ziel, das 
Thema Arbeitsbelastung / Arbeits-
zeit / Arbeitsbedingungen 2018 in 
der Wahrnehmung zu halten und 
die Bereitschaft für gewerkschaft-
liche Aktivitäten zu steigern. Dies 
gilt sowohl nach außen für die Öf-
fentlichkeit als auch nach innen für 
die Stärkung der Kollegien.

Für die Öffentlichkeit sollte 
nachhaltig auf eklatante Wider sprü-
che hingewiesen werden wie
—   die Erwartung professioneller 
Leistungen von Seiten der Landes-
regierung auf der einen Seite und 
erzwungenem Gehaltsverzicht über 
unfreiwillige Teilzeitarbeit auf der 
Seite der KollegInnen,
—   verbale Lobeshymnen der Lan-
desregierung auf der einen Seite und 
der Weigerung auf der anderen Sei-
te, angemessene Arbeitsbedingun-
gen zu gewährleisten,

—   das Recht auf gesunde Arbeits-
verhältnisse einerseits und eine 
krankmachende Arbeitszeit in der 
Realität! 

Diese Widersprüche liefern genü-
gend Ansatzpunkte für Vertrauens-
leute und Personalräte, Forderungen 
an Schulleitung, Schulamt, Landes-
regierung und Parteien im Land-
tagswahlkampf zu entwickeln bzw. 
auszudifferenzieren.

In 2018 muss es uns gelingen, 
in dieser Frage einen entscheiden-
den Schritt voranzukommen!

Herbert Storn

1 Quelle: Viktoria Augusta, Vor 100 
Jahren, Göttingen 1971, a. a. O. S. 101
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Ein Vorschlag des GEW Bezirksverbands Frankfurt, die Aktionen aus Hessen 
(zuletzt Überlastungsanzeigen- Kampagne und Streiks) mit den Aktionen aus 
Niedersachsen (und inzwischen weiteren Landesverbänden) zu verbinden und 
in die Landtagswahlen 2018 in Hessen einzubringen.

Am 13. 11. 2017 um 14 Uhr fi ndet die 
Kundgebung

A13 FÜR ALLE
vor dem Staatlichen Schulamt Frankfurt 
(Stuttgarter Straße 18–24) statt!

Kleine Kinder = Kleines Geld? 
Nein!

Weil: 
■   trotz 28,5 Stunden haben Grund-
schullehrkräfte nach wie vor die höchste 
Arbeitszeit der Lehrkräfte 
■   qualifi zierte Bewerberinnen und Be-
werber fehlen aufgrund der schlechten 
Bezahlung und der geringen Wertschät-
zung der Arbeit in der Grundschule
■   stetig steigende Anforderungen: In-
klusion mit unzureichenden Ressourcen, 
fachfremder Unterricht, individualisierte
Förderung in stark heterogenen Lern-
gruppen, Elternarbeit, Kooperationen mit 
vielen außerschulischen Institutionen, 
Lernstandserhebungen, usw. usw...
■   Gemäß einer Studie für die GEW ist 
die Bezahlung A12 eine MITTELBARE
DISKRIMINIERUNG der Frauen an 
Grundschulen

Also: Kommt am 13.11.2017
um 14 Uhr und demonstriert für 
eine bessere Bezahlung!

UNSERE ARBEIT IST
MEHR WERT!

Aufruf zur Kundgebung
für eine bessere Bezahlung der

 Grundschullehrkräfte!
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Die GEW in Hessen hat in der jüngeren Vergangenheit immer wieder darauf hingewiesen, dass Grund-
schullehrerinnen und-lehrer insbesondere unter Berücksichtigung der Arbeitszeit im Bundesländer-
vergleich nicht besonders gut verdienen. Und seit mehreren Jahrzehnten setzt sich die hessische GEW 
dafür ein, alle Lehrämter nach A13 zu bezahlen. Beides lässt sich durch Zahlen untermauern. Im Fol-
genden fi nden sich Auszüge aus einer entsprechenden Untersuchung der GEW Hessen von 2017.

Wie gut werden Grundschullehrerinnen
und -lehrer in Hessen bezahlt? 

Mit ihren überwiegend wahnhaften 
Ängsten geben die neuerdings erstarkten 
Völkischen kund, was sie von der Demo-
kratie und dem Mehrheitsprinzip „ver-
standen“ haben. Die Propagandisten des 
Überfremdungswahns sehen in halluzi-
nierten künftigen Mehrheiten von Zuge-
wanderten Überwältigungsmassen, die
ihnen als den dann in die Minderheit
Geratenen Kultur und Lebensstile auf-
herrschen und sie damit unterdrücken 
würden. Ihr Beharren auf Schließung der 
Grenzen für weitere Immigranten*innen, 
um die derzeit bestehenden demographi-
schen Verhältnisse zu bewahren, zeigt
nur, dass ihnen die hierzulande herzustel-
lenden Mehrheitsverhältnisse nur dazudie-
nen sollen, selbst als mehrheitliche Über-
wältigungsmasse zu fungieren und anderen 
zu diktieren, wie und wofür man in die-
sem Land zu leben, welcher Religion oder 
welchem politischen Überzeugungssystem 
man sich zugehörig zu fühlen habe. De-
mokratie als lebendiger Prozess des streit-
baren Aushandelns einer – in der Sprache 
von Rousseau – volonté générale, eines all-
gemeinen Willens, in dem die Interessen 
aller Gesellschaftsmitglieder bestmöglich 
aufgehoben sind, existiert für diese An-
hänger einer „Demokratie“, die sich als 
völkische Dikta-tur der Mehrheit über 
Minderheiten aufspielt, nicht einmal dem 
Begriff nach. Weil ihnen die Spielräume, 
welche die verfassungsmäßige Ordnung 
der BRD ihrer Propaganda einräumt, bei 
weitem noch nicht reichen, schreien sie 
überall dort, wo ihrer antidemokratischen 
Hetze entgegengetreten wird, vor lauter 
Phantomschmerz auf und bezichtigen ihre 
Gegner*innen des undemokratischen 
Verhaltens.

Man kann diese Reaktionen natür-
lich mit einigem Recht für pure Demago-
gie halten, sollte dabei aber nicht den 
totali tären Anspruch, der sich hier äußert, 
übersehen und der mit der Anmaßung 
auftritt, seine Parolen ohne die zu einer 
Demokratie gehörige Gegenwehr, d. h. 
widerspruchslos, verbreiten zu können.
Wer sich wie die Vertreter des vom Neo- 
Nazi-Messias Kubitschek geleiteten Anta-
ios-Verlages jüngst auf der Frankfurter 
Buchmesse über das angeblich undemo-
kratische Verhalten von Demonstrieren-
den am Stand dieser Produktionsstätte
für faschistische Hetze empört und von 
einer gegen ihn gerichteten Meinungsdik-
tatur fabuliert, ist selbst auf die geistige 
Monopolstellung, die er seinen Wider-
sachern unterstellt, scharf und wird diese, 
wenn die ihm folgenden Kräfte politisch 
die Oberhand gewinnen sollten, mit ent-
sprechender Brutalität einfordern.

Wie es scheint, ist Europa ein weiteres 
Mal in eine Epoche der „starken Männer“ 
eingetreten. In Österreich Stefan Kurz, 
der eine auf seine Person zugeschnittene 
ÖVP zu einer Art postmoderner Führer-
partei umgestaltet und für ihren Wahl-
sieg ausschließlich auf rassistische Hetze 
gebaut hat. In Frankreich ein Präsident 
Macron mit einer entsprechenden politi-
schen Bewegung, welche – die Worte sa-
gen eigentlich schon genug! – Frankreich 
„en marche“ versetzen und den unter 
François Hollande eingerichteten und 
mehrfach verlängerten Ausnahmezustand 
dieser Tage dadurch „beenden“ will, dass 
er ihm Gesetzeskraft verleiht. „Starke 
Männer“, wohin man sieht: In Ungarn 
ein Viktor Orbán, in Tschechien dem-
nächst der Donald-Trump-Klon Andrej 
Babis, vom Original in Washington schon 
ganz zu schweigen, angesichts dessen man 
heutzutage schon einen George W. Bush 
anlässlich seiner jüngsten Rede zum poli-
tischen Verfall der USA als Leuchtfeuer 
der Demokratie ansehen muss.

Der globalisierte Kapitalismus ist weit
gekommen dieser Tage, nachdem er in 
den Jahren, die auf den Fall der Sowjet-
union folgten, durch Bush-Vater als sei-
nen obersten Repräsentanten das „En-

de der Geschichte“ ausrufen ließ. Was 
für Jahrzehnte den offi ziellen Konsens 
des Westens bildete: Demokratieprinzip, 
Menschenrechte, Flüchtlingskonvention, 
steht plötzlich zur Disposition, den neuen 
Nazis mit ihrer nun „seriös“ gewordenen 
und mit noch mehr Staatsknete agieren-
den Repräsentanz im Bundestag ist dies 
ohnehin nicht viel mehr als Besatzungs-
recht, um das deutsche Volk zu knechten. 

Der Politikerwissenschaftler Johannes 
Agnoli hat schon 1967 in seiner Schrift 
„Die Transformation der Demokratie“ 
auf die in demokratischen Verfassungen
quasi als „Geburtsfehler“ eingebauten 
Selbstzerstörungsmechanismen hingewie-
sen. „Hatte der altliberale Staat in den 
Anfängen der kapitalistischen Expansion 
den Widerspruch der Gesellschaft ein-
fach geleugnet, indem er die sich schon zu 
Wort meldenden Massen ignorierte, [...] 
so muß sich heute die parlamentarische 
Demokratie in ihrer Struktur und Funk-
tion so weit wandeln, daß sie den Wider-
spruch erfolgreich glätten und durch 
staatliche Regelung sozial ausgleichen 
kann. Anders gesagt: sie muß in der Lage 
sein, disziplinierend in den Widerspruch 
einzugreifen. Die damit verbundene [...]
Involutionstendenz1 zu einem autoritären 
Staat rechtsstaatlichen Typus widerspie-
gelt allgemeinere Disziplinierungstenden-
zen, die den Gesamtprozess westlicher
Gesellschaften kennzeichnen.“2 1967 
wurde dies geschrieben, zu einem Zeit-
punkt, als der in den westlichen Ländern 
stattfi ndende demokratische Protest man-
ches an autoritären Tendenzen zurück-
schrauben konnte. 

„Noch inmitten der Prosperität, 
selbst während des temporären Mangels 
an Arbeitskräften fühlt insgeheim wahr-
scheinlich die Mehrheit der Menschen 
sich als potentielle Arbeitslose, Empfän-
ger von Wohltaten und eben damit erst 
recht als Objekte, nicht als Subjekte der 
Gesellschaft: das ist der überaus legiti me 
und vernünftige Grund ihres Mißbeha-
gens. Daß es im gegebenen Augenblick 
nach rückwärts gestaut und für die Erneu-
erung des Unheils mißbraucht werden 
kann, ist offenbar“3 , schrieb Theodor W. 
Adorno 1959 in einer Passage, die sich 
wie die Prophetie eines Gesellschaftszu-
stands liest, in dem wachsenden Teile der 
Bevölkerung durch Hartz IV und Deregu-
lierung des Arbeitsmarktes in Arbeitslose 
auf Abruf verwandelt worden sind. 

Betrachtet man die Entwicklungen im eu-
ropäischen Ausland mit ihrem Zug zum 
durchgreifenden, starken und vor allem 
jung-dynamisch smarten Führertyp und 
das Ergebnis der Bundestagswahlen, dann 
kann man die Organisationsformen der 
neuen Nazis - aber auch die traditionellen 
des deutschen Konservatismus - nur als 
Versuchslabore verstehen, um den smar-
ten Führertyp für die Bundesrepublik aus-
zubrüten und den frustrierten Wähler-
massen demnächst als ihren Messias zu 
präsentieren. Wenn es dann soweit sein 
sollte, kann es für eine erfolgversprechen-
de Gegenwehr zu spät sein. Die Devise 
für die Gewerkschaften kann daher nur 
sein, am Aufbau einer gesellschaftlichen 
Gegenmacht frühzeitig mitzuwirken. 

Um es mit Karl Marx zu sagen, der 
über die Gewerkschaften festhielt: „Sie 
verfehlen ihren Zweck gänzlich, sobald 
sie sich darauf beschränken, einen Klein-
krieg gegen die Wirkungen des beste-
henden Systems zu führen, statt gleich-
zeitig zu versuchen, es zu ändern, [...]“4  
Gerade in Zeiten wie diesen ist es umso 
notwendiger, auf unseren emanzipatori-
schen Zielen und Zwecken zu bestehen, 
die Marx in der „endgültigen Abschaffung 
des Lohnsystems“ zusammenfasste.

1 Involution steht für das Gegenteil von Evolution
2 Johannes Agnoli, Die Transformation der Demo-

kratie, Hamburg 2004 
3 Theodor W. Adorno, Was heißt Aufarbeitung der 

Vergangenheit?
4 Karl Marx, Lohn, Preis, Profi t

Log In

1 Das bedeutet, dass für alle Bundesländer die Besoldungsanpassung für das laufende Jahr die 
Berechnungsgrundlage ist.

* Unterstellt werden ein Berufseinstieg mit 27 Jahren und eine 40jährige, ununterbrochene Be-
rufstätigkeit. Die Besoldung erfolgt in allen Bundesländern nach A12, es wird mit einem Stu-
fenaufstieg gemäß den jeweiligen Aufstiegsintervallen gerechnet. – Quelle: www.oeffentlicher- 
dienst.info, eigene Berechnungen.

Wie groß die Diskrepanz zwischen einer Be-
soldung nach A12 oder nach A13 ausfällt, 
verdeutlicht Abbildung 2: Hier ist wieder der 
Stufenaufstieg – sowohl als Brutto- als auch 
als Nettogehalt pro Jahr – für eine 40-jähri-
ge, ununterbrochene Berufstätigkeit darge-
stellt. Interessant ist auch hier wieder ein sti-
lisierter Vergleich der Gesamtsumme für die 

Lebensarbeitszeit, das heißt die aktuelle Ta-
belle wird als Grundlage für den Stufenauf-
stieg herangezogen: Die Differenz beträgt für 
das Bruttogehalt gut 250.000 Euro, für das 
Nettogehalt immerhin noch etwa 150.000 
Euro. Dabei muss bedacht werden, dass sich 
die Gehaltsdifferenz auch in den Pensionen 
fortschreibt, was hier nicht berücksichtigt ist.

Abbildung 1: 
Hypothetischer Verdienst einer Grundschullehrerin/eines Grundschullehrer  (A12, ledig,
keine Kinder) in 40 Jahren im Bundesländervergleich*

Die GEW fordert seit mehreren Jahrzehnten 
die Bezahlung aller Lehrkräfte nach A13. 
Eine höhere Bezahlung wird damit für den 
Grundschulbereich angemahnt, in dem der 
Frauenanteil unter den Lehrkräften bei rund 
90 Prozent liegt. Da die Arbeit in der Grund-
schule nicht ernsthaft als ungleichwertig im 

Vergleich mit Lehrtätigkeiten an anderen 
Schulformen angesehen werden kann, ist die 
Bezahlung nach A12 nicht zu rechtfertigen 
– sie ist aufgrund des angesprochenen ho-
hen Frauenanteils in den Grundschulen so-
gar als mittelbare Diskriminierung des Ge-
schlechts anzusehen.

A13 für alle: Gleichwertige Arbeit muss gleich bezahlt werden!

In einem ersten Schritt wollen wir im Rah-
men einer stilisierten Modellberechnung das 
Lebenseinkommen einer Grundschullehrerin/
eines Grundschullehrers im Bundesländer-
vergleich berechnen. Dabei gehen wir vom 
einfachen Fall einer unverheirateten Person 
aus, die 40 Jahre ununterbrochen berufstä-
tig ist. Die Besoldung von Grundschullehre-
rinnen und -lehrern erfolgt in allen Bundes-
ländern nach A12. Dabei handelt es sich um 
eine hypothetische Vergleichsberechnung auf 
Basis der jeweils aktuell gültigen Besoldung:  
Natürlich werden sich in Zukunft die Besol-

dungstabellen im Laufe der Zeit durch die 
mehr oder weniger starke Übertragung der 
Tarifergebnisse auf die Besoldung verändern. 
Zukünftige Besoldungsentwicklungen sind 
aber nicht bekannt, und sie können deshalb 
auch nicht berücksichtigt werden.

In Tabelle 1 sind die Lebenszeitverdienste 
wie beschrieben ermittelt und auf dieser Ba-
sis auch ein Jahresdurchschnittswert ausge-
wiesen. Da Lehrerinnen und Lehrer in Ber-
lin seit 2004 nicht mehr und in Sachsen ge-
nerell nicht verbeamtet werden, sind beide 
Bundesländer nicht berücksichtigt. 

Abbildung 2:
Die Entwicklung der Besoldungsgruppen A12 und A13 nach Berufsjahren*

Die Besoldung von Grundschullehrerinnen und -lehrern 
im Bundesländervergleich 
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Schulentwicklung und Schulsanierung in Frankfurt am Main:
August 2017:
Drei neue Schulen werden
eröffnet! Aber wie!

Wie schwierig es ist, eine falsche 
Politik und massive strukturelle 
Versäumnisse zu korrigieren, zeigt 
der Wechsel im Bildungsdezernat. 
Nach 27 (!) Jahren in grüner Hand 
und nach zuletzt 10 Jahren einer
schwarz-grünen Koalition (die ers-
ten fünf Jahre in Kooperation mit 
der FDP) waren die sträfl iche Ver-
nachlässigung der Schulentwick-
lung und der Sanierung von Schu-
len offensichtlich geworden. Eine 
Kombination von Einnahmenver-
zicht durch die Senkung des Ge-
wer be steuer hebesatzes 2007 (über 
100 Mio. Euro jährlich!) und von 
Abbau städtischen Personals ver-
schärfte die Probleme und legiti-
mierte u.a. vermehrte PPP-Projekte. 
      So war es kein Wunder, dass 
in der Kommunalwahl 2016 die 
Koalition von Schwarz-grün fast 
17%-Punkte und damit ihre Mehr-
heit verlor.
      Die Ablösung der grünen Bil-
dungsdezernentin Sarah Sorge 
durch Sylvia Weber, SPD, seit Mitte
2016 hat u.a. bereits zu einer Fort-
schreibung des Schulentwicklungs-
plans und der Vorbereitung wei-
te rer Schuleröffnungen für 2018 
geführt. 
      Aber auch in der neuen Koa li-
tion von SPD, CDU und ausgewech-
selten grünen DezernentInnen
ver laufen diese Korrekturen wohl 
noch einige Zeit holprig und un-
befriedigend, wie die Eröffnung 
von drei neuen Schulen in diesem 
Schuljahr 2017/18 zeigt. 

Da ist zunächst die Eröffnung einer 
neuen Grundschule im Europaviertel.

Noch während der Einschu-
lungsfeier in der Grundschule im 
Europaviertel werden Drucker und 
Computer geliefert, schreibt die FR. 
Das wäre nicht so dramatisch, wenn 
diese Geräte in den Räumen des 
neuen Gebäudes installiert würden.

Aber ein neues Gebäude gibt es 
noch gar nicht; das neue Domizil ist 
…. eine Containeranlage. Die Con-
tainer stehen an der Stephenson-
Straße, der endgültige Standort ist 
am Maastrichter Ring, die Feier fi n-
det im Zelt statt.

OB Feldmann hat den Erstkläss-
lern, so wird berichtet, empfohlen, 
Ausfl üge zur Baustelle zu machen, 
da könnten sie ihre Schule wachsen 
sehen. Allerdings ist bis Mitte Sep-
tember 2017 noch kein Bagger ge-
rollt, denn der Architektenwettbe-
werb ist erst grade eben entschieden 

worden und eine Klage muss abge-
wartet werden. Mit der Fertigstel-
lung wird 2020/21 gerechnet. Da 
kommen die Kinder allerdings in ihr 
letztes Grundschuljahr, sodass sie 
vom Wachstum ihrer Schule dann 
doch noch was abbekommen wür-
den – wenn alles gut geht!

Im Stadtteil Riedberg wird eine Inte-
grierte Gesamtschule eröffnet, die IGS 
Kalbach-Riedberg. Auch diese kann 
nicht in ihr (endgültiges) Gebäude
einziehen. Allerdings muss sie auch 
nicht in Container. Für sie gibt es eine 
neue Zwischenlösung (pro visorisch 
bis der endgültige Bau fertig ist). Und 
diese Zwischenlösung heißt „Holz-
module“. Das gibt es, so wird berich-
tet, bisher nur bei Hotelbauten. Da 
habe es aber funktioniert, warum 
also nicht auch bei Schulen! Ganz 
billig ist auch das nicht, …

Und nächstes Jahr wird erwei-
tert, auch in Holzmodulen.

Aber irgendwann wird in das 
neue Gebäude umgezogen, das im-
merhin nicht allzu weit vom Provi-
sorium stehen wird. Für das gesamte 
Projekt werden 44 Mio. Euro ver-
anschlagt (Haushalt 2017).

Bereits letztes Jahr wurde für die
IGS Kalbach-Riedberg eine gym-
nasiale Oberstufe gefordert, die ist 
aber bisher noch nicht vorgesehen. 
Dafür reichen die Planungskapazi-
täten denn doch nicht.

Immerhin soll aber an der IGS 
Kalbach-Riedberg ein „Modell-
raumprogramm für ein regionales 
Beratungs- und Förderzentrum“ 
entwickelt werden. Es bleibt ab-
zuwarten, wie dies konkret ausse-
hen soll. Aus Sicht der GEW wäre 

eine Anbindung der Förderschul-
lehrkräfte an die allgemeine Schule
deutlich sinnvoller und würde hel-
fen, viele Probleme zu vermeiden. 
Ein Viertel der SchülerInnen sollen 
Kinder mit Förderbedarf im Be-
reich Sprache und Schriftsprache 
sein, wofür die Sekundarstufe der 
Weißfrauenschule jahrgangsweise 
aufgehoben werden soll.

Auch die Eröffnung der Koopera tiven 
Gesamtschule Niederrad (in Nieder-
rad) ging nicht wie ursprünglich ge-
plant, vonstatten. Denn die CDU 
bestand auf einer kooperativen Ge-
samtschule. Für deren Gründung 
reichten aber die Anmeldezahlen für 
den gymnasialen Zweig nicht aus, 
sodass die Eröffnung der Schule im 
letzten Jahr vom Kultusministerium 
verweigert wurde. Zwischenzeitlich 
hatten sich viele Experten, darunter 
die GEW, aber auch die Bildungs-
dezernentin für eine IGS statt einer
KGS ausgesprochen, was insbeson-
dere von Seiten der CDU zu Entrüs-
tungsstürmen geführt hatte. 

Dieses Jahr hat es geklappt, weil 
auch das hessische Kultusministe-
rium als Genehmigungsbehörde 
wollte, dass es klappt. Dazu waren
die Proteste zu unüberhörbar.

Das Spiel mit den Zahlen – 
der „Aktionsplan Schule“
Nach vielen Protesten (nicht zuletzt 
den der Elisabethenschule 2013) 
und Nichtbenutzbarkeit von Räu-
men wegen statischer Probleme 
wird schließlich 2014 der „Aktions-
plan Schulbau“ ausgerufen:

Insgesamt 150 Millionen Eu-
ro sollen jetzt im Rahmen eines 
„Sonder etats“ für Schulsanierun-
gen bis einschließlich 2018 zusätz-
lich zum regulären Haushalt zur 
Ver fügung stehen. 

Der Magistrat begründet das 
Programm so:

„Obwohl auch bei der Haus-
haltsplanung der vorangegangenen
Jahre besondere Schwerpunkte im 
Bereich Kinderbetreuung und Schu-
len gesetzt wurden, konnten Schul-
projekte aufgrund der angespann-
ten fi nanziellen Situation der Stadt 
Frankfurt am Main nicht im not-
wendigen Umfang berücksichtigt 
werden.“ 

Die GEW hatte bereits im Februar
2014 kritisiert, dass für diejeni gen, 
die unter den z.T. katastro pha len 
Verhältnissen leben und arbeiten 
müssen, die Arbeit an einem grö-
ßeren Sanierungsprogramm erfreu-
lich sei, aber kein Grund, in gro-
ße Jubelstürme auszubrechen. Und 
mit der Schaffung eines „entspre-
chend angenehmen und anregen-
den Lernumfeldes“, wie es die Bil-
dungsdezernentin in ihrer Presse-
erklärung vom 21. Februar 2014 als
Ziel ausgegeben hat, habe der „Ak-
tionsplan“ zum größten Teil herz-
lich wenig zu tun:

20 Maßnahmen sind für Brand-
schutz vorgesehen, 11 Maßnahmen 
für undichte Dächer, 14 für maro-
de Toiletten, 10 für bröckelnde Fas-
saden und undichte Fenster und 10 
für defekte Heizungen. Es geht also 
bei dem groß angekündigten „Ak-
tionsplan“ schlicht um existentielle 
Sanierungen, um das Allernotwen-
digste für den Substanzerhalt städ-
tischer Gebäude.

Man fühlt sich eher an ein Drit-
te-Welt-Land als an die reiche Stadt 
Frankfurt erinnert.

Die Stadtverordnetenversammlung
beschließt dann am 22. Mai 2014 
mit der Nachtragssatzung zur Haus-
haltssatzung den A ktionsplan Schu-
le (Magistratsvorlage M 45 mit An-
lagen). Das Sanierungsprogramm 
umfasst 13 Investitionsprojekte 
und ist mit 83 Maßnahmen aus 
der Bauunterhaltung eines der um-

fangreichsten Maßnahmenpakete. 
Im Zuge weiterer Planungen bzw. 
Konkretisierungen der Maßnah-
men werden immer wieder Verän-
derungen vorgenommen. 

Die Zusammensetzung der 
Beiträge zeigt die Tabelle unten.

Die wesentlichen Positionen 
sind rund 49 Mio. Euro von 2014 
– 2018 für Bauunterhaltung und 

rund 95 Mio. Euro für sogen. „in-
vestive Projekte“.

Die Bauunterhaltungsmaßnah-
men sind auch in der zugehörigen 
Liste enthalten, die „investiven Pro-
jekte“ dagegen fi nden sich in der 
Liste zusammengepackt mit ande-
ren investiven Baumaßnahmen an 
Schulen aus dem regulären Haus-
halt von rund 338 Mio. Euro für 
die Jahre 2014 – 2018!

Das Problem beginnt also schon 
bei der Trennung dieses Sonder-
programms in „Bauunterhaltung“ 
einerseits und Abriss- und Neubau-
ten andererseits. 

Alles wird schließlich im Haus-
halt ausgewiesen, ist gegenseitig 
deckungsfähig – und wird am En-
de geschoben oder priorisiert oder 
umgebucht.

Für 28 Schulen gibt es zwar 
Sanierungsbedarf, aber 
kein Budget, sondern nur 
Planungsmittel!

Und für 28 (!) Schulen gibt es in der
Investitionsliste 2014 (Anlage 5 zu 
M 45) zwar meist eine Angabe über 
den notwendigen Finanzbedarf, es 
werden aber nur Planungsmittel 
ausgewiesen.

Vor allem aber wird ersichtlich: 
für ein Haushaltsjahr bewilligte 
Mittel werden nicht ausgegeben, 
weil sie nicht ausgegeben werden 
können. Es fehlt schlicht am pla nen-
den und überwachenden Per so nal.

Einzelbeispiele
Ernst-Reuter-Schulen 2014: Im Bil-
dungsausschuss am 12. 5. 2014 wird 
von der Dezernentin Sorge festge-
stellt: Es sei keineswegs so, dass die 
ERS vergessen worden sei. Die Pla-
nungsmittel für Sanierung und Neu-
bau der Schwimm-/Turnhalle wa-
ren schon im regulären Haushalt.
(Der Aktionsplan beinhalte nur zu-
sätzliche Maßnahmen.) Im Doppel-
haushalt 2015/16 würden die Sanie-
rungsmittel dazukommen.
Sind sie aber nicht.

Ernst-Reuter-Schulen 2016: In dem Be-
richt B 200 von 2016 wird der Sa-

nierungsbedarf allein für die Ernst-
Reuter-Schulen I und II auf 70 Mio. 
Euro beziffert, für die aber bisher nur 
geringe Planungsmittel im Haushalt 
zu fi nden sind.

Otto-Hahn-Schule 2017: Im Bildungs-
ausschuss am 13.2.2017 wird für die 
OHS der Abriss und Neubau der Turn-
halle gefordert, immerhin ist die Sa-
nierung der Bauteile A und D wegen 
der notwendigen gymnasialen Erwei-
terung vorgesehen, die Auslagerung 
in Container ist deshalb ab 2. Schul-
halbjahr 2017/18 geplant. (Bauzeit 
eineinhalb Jahre)

Container der Grundschule im Europaviertel
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2013: Nur 56 % ausgegeben

Am Freitag, den 9. Mai 2014 berich-
tet die FR von einer Pressekonferenz
der damals oppositionellen SPD, 
wonach die „schwarz-grüne Stadt-
regierung in großem Stil Investitio-
nen vor sich herschiebe. „Von 183 
Millionen Euro, die ihr 2013 für In-
vestitionen zur Verfügung gestanden 
hätten, habe Bildungsdezernentin 
Sarah Sorge (Grüne) nur 103 Milli-
onen Euro ausgegeben. Vor diesem
Hintergrund, so der SPD-Frakti-
onsvorsitzende Klaus Oesterling, 
wirke es unrealistisch, dass sich das 
zusätzliche Sonderprogramm von 
150 Millionen Euro zur Sanierung 
von Schulen verwirklichen lasse. Es 
fehle am notwendigen Personal in 
den städtischen Fachämtern.“

2014: Auszahlungsquote 
bei den Investitionen 37 %, 
bei den Baumaßnahmen 
nur knapp 31 %

„Hervorzuheben bleibt, dass das 
fortgeschriebene Soll im Investiti-
onsprogramm wie in den Vorjahren 
nicht annähernd ausgeschöpft wur-
de“, so der Jahresabschlussbericht 
2014. Und weiter: „Den für Investi-
tionen verfügbaren Mitteln von ins-
gesamt 987,99 Mio. Euro, die sich 
aus dem Planansatz 378,73 Mio. Eu-
ro, dem Nach trags etat 14,97 Mio. 
Euro und den Budgetüberträgen 
593,25 Mio. Euro zusammensetzen, 
standen tatsächliche Auszahlungen 
in Höhe von 367,65 Mio Euro ge-
genüberstehen. Das entspricht einer 
Quote von rund 37 %.

Erneut wurden daher Bud get-
überträge für investive Aus zahlun-
gen in Höhe von 584,51 Mio. Euro 
vorgenommen. (…)

Der hinter den Planwerten zu-
rückbleibende Finanzmittelbedarf 
ist die Folge geringer Mittelabfl üsse 
insbesondere für Baumaßnahmen, 
die dennoch (planerisch und im Er-
gebnis) den Schwerpunkt der städ-
tischen Investitionstätigkeit bilden. 
Hier wurden mit 179,98 Mio. Euro 
rund 30,7 % der verfügbaren Mittel 
(586,86 Mio. Euro) verausgabt.“ 

Im Bereich Bildung fi nden sich 
die folgenden Angaben:

„Für Bauunterhaltungsmaßnah-
men stand … ein fortgeschriebener 
Plan von 48.935 T Euro zur Verfü-
gung. Davon entfi elen auf den Akti-
onsplan Schule (Nachtragshaushalt 
2014) 11.524 T Euro, auf die übri-
ge Bauunterhaltung des Stadtschul-
amtes 35.658 T Euro und 1.753 T 
Euro auf die Stadtbücherei.

Für den Aktionsplan Schule 
wurden 2014 im Ergebnishaushalt 
insgesamt 1.517 T Euro, für die üb-
rige Bauunterhaltung des Stadtschul-
amtes 27.392 T Euro … verwendet.

Und bei den Auszahlungen für 
Baumaßnahmen Bereich Bildung 
ergibt sich folgendes Bild:

Insgesamt stehen den Auszah-
lungen für Baumaßnahmen von 
74.181 T Euro ein fortgeschriebe-
ner Plan von 124.861 T Euro gegen-
über, so dass Minderauszahlungen 
von 50.680 T Euro entstanden sind. 

Die Unterschreitung ist im We-
sentlichen dadurch begründet, dass 
der Baubeginn verschiedener Pro-
jekte verschoben bzw. Planungen 
gestoppt wurden … und es bei ver-
schiedenen Maßnahmen bei der 
Bauausführung zu zeitlichen Ver-
zögerungen gekommen ist. Dem 
Nachtragssollwert 2014 für Maß-
nahmen des Aktionsplans Schule 
in Höhe von 13.460 T Euro stehen 

Ein Hindernislauf mit strukturellen Barrieren
Beispiel der verfallenden Schulen 
viel zu spät erkannt.(Die FR vom 
8. September 2017 hat darüber be-
richtet.) Ob die vom Bau- und Lie-
genschaftsdezernenten Schneider 
für den Haushalt 2018 beantragten
drei Dutzend neue Stellen reichen, 
darf angesichts eines Personalstan-
des von rund 800 Mitarbeitern und 
der Mega-Anforderungen allein der 
Schulsanierungen und Schulneubau-
ten bezweifelt werden.

Die GEW fordert deshalb erneut
eine radikale und den Problemen 
angemessene Kehrtwende in der 
Personalpolitik der Stadt und warnt 
vor der Ausweitung von ÖPP durch 
die seit Januar d. J. erfolgte Um-
wandlung der Lobby-Organi sation 
„ÖPP Deutschland AG“ in „PD –
Der Inhouse-Berater der öffentli-
chen Hand“ GmbH. 

Es sei nochmals an das Beispiel Ber-
lin erinnert:

In Berlin (als Stadt und Bundes-
land), das in Bezug auf seine Schu-

len vor ähnlichen Problemen steht, 
sollen in den nächsten zehn Jahren 
7 Milliarden Euro für Sanierung 
und Neubau von Schulen ausge-
geben werden.

In Berlin werden für das Inves-
titionsvolumen von 7 Mrd. Euro 
von Experten rund 8.000 Baulei-
terjahre und 20.000 Planerjahre 
veranschlagt! 

Selbst wem diese Zahlen als zu 
hoch erscheinen mögen, kann doch 
erkennen, dass die Bereitstellung 
von investiven Mitteln ohne Be-
reitstellung des dafür nötigen Per-
sonals nicht ausreicht.

Die neoliberale Ideologie von 
den überhöhten Personalkosten 
beim Staat muss endlich überwun-
den werden!

Und um noch einmal mit dem 
„Cetero censeo“ des alten Cato zu 
kommen: Mit der Rückführung des 
Gewerbesteuerhebesatzes für die 
Stadt Frankfurt am Main auf das 
Niveau von 2006 könnten 2.000 
hochqualifi zierte Leute neu ange-
stellt werden.– Übrigens:

Die Budgetüberträge über-
steigen bereits die Höhe der 
ursprünglichen Ausgaben-
ansätze

Der Jahresabschluss 2016 weist da-
rauf hin, dass
„rund 62 % des Bewirtschaftungs-
solls für ‚Investive Ausgaben‘ … in 

das nachfolgende Haushaltsjahr 
vorgetragen (werden); mit insge-
samt 733,77 Mio. Euro überstei-
gen die gebildeten Budgetüberträ-
ge die Höhe der ursprünglichen 
Ausgabeansätze 2016 um annä-
hernd 44 %“, nicht zuletzt im Be-
reich Bildung.

An Einzelübertragungen aus 
dem Bereich Bildung werden u. a. 
aufgeführt: der Aktionsplan Schule
mit 10,2 Mio. Euro, die sonstige 
Bauunterhaltung (Stadtschulamt) 
mit 12,5 Mio. Euro.

„Da erfahrungsgemäß die Um-
setzung des Investitionsprogramms 
hinter den Planungen zurückbleibt, 
wird erwartet, dass die tatsächli-
chen Kreditaufnahmen die Veran-
schlagungen nicht erreichen und 
übertragene Reste nur zum Teil in 
Anspruch genommen werden“, so 
der Bericht weiter.

Wie man durch die Verzögerung 
von Projekten zu einer entspann-
ten Haushaltslage kommen kann, 
zeigt das Schaubild (ebenfalls aus 
dem Jahresabschluss 2016). 

Zurück zu den Zahlen:

Für 2014 sind die Zahlen bereits 
oben dargestellt.

■ 2015
2015 startet die Bauunterhaltung 
an insgesamt 24 Schulen, das Ge-
samtvolumen beträgt 26,4 Mio. Eu-
ro. Die größte Maßnahme ist hier-
bei die Gesamtsanierung der Otto-
Hahn-Schule, die allein mit 8,7 Mil-
lionen Euro zu Buche schlägt. 

Rund 2,9 Mio. Euro kostet die 
Sanierung von Ackermann- und 
Bürgermeister-Grimm-Schule, für 
2,8 Mio. werden Dach und De-
cken der Comenius-Schule saniert. 
Bei den investiven Sanierungspro-
jekten waren zunächst planerische 
Vorleistungen zu erledigen. 

Fünf Projekte starten 2015, 
sie haben ein Gesamtvolumen von 
knapp 47 Millionen Euro. 

Die größten Baumaßnahmen 
sind hier der Abriss und Neubau 
der Ludwig-Weber-Schule mit 24,2 
Millionen Euro und die Gesamt-
sanierung der Klingerschule mit 
21,1 Millionen Euro. 

Bei den anderen Schulinvesti-
tionen laufen die Planungsphasen, 
so dass in 2016 weitere Projekte 
be ginnen sollen.

Bauunterhaltung und Sanie-
rung, die in 2015 beginnen, haben 
also ein Gesamtvolumen von 50,6 
Mio. Euro (das sich natürlich über 
die Folgejahre erstreckt).

Wir erinnern uns: Für die bei-
den Jahre 2014 und 2015 allein 
waren nur im „Aktionsprogramm 
Schule“ für Bauunterhaltung und 
„investive Maßnahmen“ zusam-
men 57 Mio. Euro ausgewiesen, 
die regulären Haushalte 2014/15 
gar nicht gerechnet.

■ 2016
Für den Zeitraum vom 1.1. 2014 – 
31. 8. 2016 werden in einem Zwi-
schenbericht des Magistrats (B 261 
vom Oktober 2016) zum „Akti-
onsplan Schule“ „Projekte“ an 25 
Schulen aufgeführt, die aus dem 
Aktionsplan fertig gestellt wurden. 
Es handelt sich i.d.R. um einfa-
chere Maßnahmen wie Dachsanie-
rung, Fenster- und Türenerneuerung 
(6-mal), Brandschutzmaßnahmen 
(6-mal), Toiletten/Dusche (3-mal), 
Fachraumsanierung (3-mal), Pavil-
lon/kleinere Räume (3-mal), Hei-
zungsaustausch (2-mal) und eine 
Cafeteria (1-mal).

Es werden aber keine Budget-
zahlen dazu veröffentlicht. Vielmehr 

nur Auszahlungen von 183 T Eu-
ro gegenüber. Dies ist u. a. dadurch 
begründet, dass der Nachtrag erst 
am 11.07.2014 von der Aufsichts-
behörde genehmigt wurde.“

2015: Die Hälfte der
politisch bewilligten Mittel 
konnte gar nicht investiert 
werden!

In der FLZ 2/2017 schrieben wir: 
„So konnten, obwohl Schulsanie-
rung und Schulneubauten in Frank-
furt überfällig sind, von den für 
2015 veranschlagten und bewillig-
ten Auszahlungen für die Investiti-
onstätigkeit an Schulen in Höhe von 
121 Mio. Euro nur 62 Mio. Euro 
ausgegeben werden. Die Hälfte der 
politisch bewilligten Mittel konnte 
also gar nicht investiert werden!“ 

Inzwischen liegt der Jahresab-
schluss 2016 vor. Dort wird diese 
Aussage von 2015 noch getoppt:

2016: Diesmal wurde der 
Haushaltsansatz nur zu 19 % 
genutzt!

„Die Auszahlungen für Baumaß-
nahmen schöpften mit 119,24 Mio. 
Euro die Planansätze nur etwa zur 
Hälfte aus, zudem standen hier 
noch zusätzlich Budgetüberträge 
in Höhe von 395,05 Mio. Euro zur 
Verfügung, sodass der fortgeschrie-
bene Ansatz nur zu rund 19 % aus-
geschöpft wurde“, so der Jahres-
abschlussbericht 2016.

Zur Mittelverwendung fehlt es schlicht 
am notwendigen Personal. 
Die GEW fordert deshalb nach wie 
vor dringend mehr Investitionen in 
städtisches Personal und warnt vor
neuer ÖPP-Offensive

In der letzten FLZ haben wir aus-
führlich begründet, weshalb es oh-
ne eine gewaltige Aufstockung des 
Personals bei den mit der Planung, 
Sanierung, dem Bau und Control-
ling befassten städtischen Dezerna-
ten nicht mehr geht.

Wir haben insbesondere die 
Vertreter der neoliberalen Maxime
„Privat vor Staat“, wie sie die hessi-
sche CDU-FDP-Koalition von 2009 
bis 2014 sogar zum Regierungspro-
gramm erhoben hatte, dafür ver-
antwortlich gemacht.

Die GEW sieht einen Zusam-
menhang zwischen einer restrikti ven 
Personalpolitik und dem in diesem 
Jahr beschlossenen Plan der Bun-
desregierung zur Einführung von
ÖPP bei Fernstraßen und der Schul-
sanierung, wie sie insbesondere von 
den Banken und der Versicherungs-
wirtschaft gefordert wird.

Tatsächlich wurden in Frankfurt 
die städtischen Planstellen von 2006 
bis 2009, also unter Schwarz-Grün 
um 17 % heruntergefahren. Die-
ser Fehler wurde seither zwar nicht 
mehr wiederholt, aber das alte Stel-
lenniveau ist erst zu 92 % erreicht.

Bei seiner Verabschiedung in den 
Ruhestand erklärte der scheiden-
de Leiter des Hochbauamts, Pritzl, 
dass das Hochbauamt über zu we-
nig Personal verfüge, um seinen 
wachsenden Aufgaben noch gerecht 
werden zu können. Nach und nach 
seien seit dem Ende der 90er Jahre 
aufgrund der städtischen Sparpo-
litik Stellen abgebaut worden. Die 
Stadt habe lange zu wenig Geld für 
Bauunterhaltung zur Verfügung 
gestellt und habe das Thema zum 

Die Verzögerung von
Pro jek ten trägt auch
sehr zur „Ent span-
nung“ der Haushalts-
lage bei, wie man an 
der folgenden Entwick 
lung des veranschlag-
ten und des tatsächlich 
eingetretenen Schul-
denstands sehen kann. 
So überrascht es auch 
nicht, dass die Stadt 
Frankfurt in den letz-
ten drei Haushaltjah-
ren trotz allem Über-
schüsse aufwies: 2014: 
159 Mio. Euro, 2015: 
176 Mio. Euro und 
2016: 114 Mio. Euro.

Durch Verzögerung von Projekten zu einer entspannten Haushaltslage

Entwicklung des Schuldenstands 2007 bis 2016 in Mio. Euro

Quelle: Jahresabschluss 2016 der Stadt Frankfurt am Main

heißt es: „Fast alle Maßnahmen 
sind noch nicht endabgerechnet.“

Ebenfalls zur Kenntnis gegeben 
wird, dass sich bei 14 Schulen zeit-
liche Verzögerungen ergeben haben.

Manche haben noch die Aus-
sage der vorigen Dezernentin Sorge
von 2015 im Ohr: 

„Ich bin zuversichtlich, dass 
wir das Fünf-Jahres-Programm im 
Zeitrahmen abschließen können.“

Für diesen Zeitraum von fast 
drei Jahren hatte das „Aktionspro-
gramm Schule“ allein (ohne die re-
gulären Haushalte!) aber bereits In-
vestitionen von fast 82 Mio. Euro 
vorgesehen, die mit Sicherheit auch 
nicht annähernd ausgeschöpft wer-
den konnten. 

Aber es wird in der Folgezeit 
auch nicht viel besser.

■ 2016/17
Sachstand Aktionsplan Schule 1. 9.  
2016  – 15. 2. 2017: vier Schulen, da-
von dreimal Toiletten- und gute 
Nachrichten für verzögerte Projekte:
Es gibt jetzt Termine!
Im Bericht des Magistrats vom 
17. März 2017 (B 95) wird zum 
Sachstand Aktionsplan Schule mit-
geteilt, dass „seit dem letzten Bericht 
B 261 vom 7.10.2016 folgende Pro-
jekte aus dem Aktionsplan im Zeit-
raum vom 1. 9. 2016  – 15. 2. 2017 
fertig gestellt wurden: Es folgt ei-
ne Aufzählung der Maßnahmen an 
vier (!) Schulen, vorwiegend Toilet-
ten betreffend. 
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Für die verzögerten Projekte 
gibt es ebenfalls ‚gute Nachrich-
ten‘: Immerhin sind sie jetzt „mit 
Fertigstellungsterminen versehen“. 
Dies betrifft neun Schulen. Die neu-
en Fertigstellungstermine reichen 
von Ostern 2017 bis Ende 2019!

Es können aber auch „ursprüng-
liche Realisierungstermine innerhalb 
des Zeitrahmens des Aktionsplans 
2018/2019 … nicht eingehalten wer-
den.“ Und es werden Maßnahmen 
aus dem Aktionsplan herausgelöst. 
Immerhin: „Maßnahmen des Ak-
tionsplans, die in 2017 begonnen 
werden sollen, sind bereits beauf-
tragt bzw. wird deren Beauftragung 
zurzeit vorbereitet.“

Auch für diese Maßnahmen 
werden keine Budgetangaben ge-
macht.

Kleinere Sanierungen laufen 
auch in den Sommerferien 2017 an 
47 Schulen, wobei die Beträge sich 
zwischen 5.000 Euro und 700.000 
Euro belaufen. 

Anfang 2017 wird der Neubau eines 
Oberstufengymnasiums für die Car-
lo-Mierendorff-Schule beschlossen: 
das Investitionsvolumen beträgt 35 
Mio. Euro (M 23 vom 20. 1. 2017).

Und mit M 22 vom 20. 1.2017 
wird die Erweiterung des Gynna-
siums „Nord“ (das provisorisch in 
Westhausen steht) mit insgesamt 
50,8 Mio. Euro beschlossen. Dieses 
Gymnasium Nord in Westhausen 
sei 2016 in „Rekordzeit“ errichtet 
worden, nämlich in 7 Monaten. Es 
ist allerdings auch aus Holzmodu-
len, die später wieder abgebaut wer-
den sollen. Bisher wurden 11,8 Mio. 
Euro ausgegeben, bis 2022 soll al-
le zwei Jahre ein Ausbau erfolgen.

Außer Sanieren muss auch
der Nachholbedarf an neuen
Schulen und Schulerweite-
rungen befriedigt werden – 
2 Schulentwicklungspläne in 
drei Jahren!

2015 wird ein großer Schulentwick-
lungsplan verabschiedet – aber ohne 
hinterlegte Zahlen
Nach Jahren und aufgrund des auf-
gelaufenen Drucks steigender Schü-
lerzahlen und entsprechender öf-
fentlicher Proteste wird 2015 ein 
großer Schulentwicklungsplan ver-
abschiedet. Dieser sieht ein Mam-
mut-Paket an Investitionen vor: die 
Errichtung von fünf neuen Grund-
schulen, die Erweiterung von 13 
weiteren Grundschulen, darunter 
zwei Neubauten für bereits exis-
tierende Grundschulen, die Schlie-
ßung und Umwandlung von Schu-
len und dadurch erforderliche Um-
bauten, die Errichtung eines neuen 
Gymnasiums, einer Gymnasialen 
Oberstufe und einer IGS.

Aber: Zu den vielen neu zu bau-
enden Schulen wird 2015 mit kei-
ner Silbe mitgeteilt, wie die Mittel 
dafür bereitgestellt werden sollen. 
Lapidar heißt es im Magistratsan-
trag (M 93): „Die Umsetzung der 
jeweiligen Maßnahmen (…) er-

folgt im Rahmen der haushalts-
mäßig verfügbaren Mittel … Über 
die Aufnahme von Mitteln zur Um-
setzung der Projekte des Schulent-
wicklungsplans und deren zeitli-
chen Einordnung sowie die perso-
nellen und sächlichen Folgekosten 
ist im Rahmen der Aufstellung zu-
künftiger Haushalte und der jewei-
ligen mittelfristigen Finanzplanun-
gen zu entscheiden.“ Und weiter: 
„Derzeit liegen noch keine genau-
en Einschätzungen darüber vor, mit 
welchen Kosten die Umsetzung al-
ler im Schulentwicklungsplan ent-
haltenen Projekte verbunden wäre. 
(…) Für die Entscheidung über die 
Aufnahme der Maßnahmen in zu-
künftige Haushalte und die jewei-
lige mittelfristige Finanzplanung 
werden die jeweiligen Kosten er-
mittelt …“

Ende Oktober 2016 kündigt die 
neue Dezernentin Weber bis Ende 
2016 eine ‚Bestandsaufnahme für 
ein Schulbauprogramm‘ an und
schätzt, dass 430 Mio. Euro bis 
2020 nötig seien, die nicht im Haus-
halt enthalten sind.

„Bis 2019 stehen 11 Schul-
neugründungen mit 
8 notwendigen Neubauten 
an, 13 Schulerweiterungs-
bauten und die Aufl ösung 
von 8 provisorischen
Standorten.“

In der „100-Tage Bildung in Frank-
furt“-Pressekonferenz der Dezer-
nentin Weber, SPD am  3.11. 2016 
wird mitgeteilt, dass es „ab jetzt 
jährliche Fortschreibungen des SEP 
in Bezug auf Neuerrichtung von 
Schulen“ geben werde: bis 2019 
stünden 11 Schulneugründungen 
mit 8 notwendigen Neubauten an, 
13 Schulerweiterungsbauten und 
die Aufl ösung von 8 provisorischen 
Standorten. Es gehe insgesamt „um 
die zügige Bereitstellung von Flä-
chen und Haushaltsmitteln“.

Die Zahlen geben ihr Recht. 
Schon im Haushaltsjahresabschluss 
2016 wird festgestellt, dass sich die 
Schülerzahlen gegenüber dem Haus-
haltsansatz für 2016 um über 3.000 
(+ 3,6%) erhöht haben, die gewich-
teten Schülerplätze (einschließlich 
Teilzeitberufsschule) sogar um rund 
5 Prozent.

Fortschreibung des Schul-
entwicklungsplans in 2017
Die Dezernentin Weber teilt im Au-
gust 2017 mit, dass sie 2018 zwei 
neue Schulen eröffnen will: ein Gym-
nasium am Römerhof in Containern 
und eine IGS „in der Mitte oder im 
Westen (Grundstücke dürfen gemel-
det werden)“.

Am 31.8.2017 hat die Stadtverordne-
tenversammlung die Fortschreibung 
des Schulentwicklungsplans für die 
Jahre 2018 – 2021 beschlossen (M 125) 
Er sieht vor:
■   die Errichtung einer fünfzügigen 
Grundschule im Rahmen der Stadt-
entwicklungsmaßnahme 3 mit Wir-
kung zum Schuljahr 2020/21
■   Errichtung einer vierzügigen 
Grundschule im Ostend mit Wir-
kung zum Schuljahr 2019/20
■   Errichtung eines sechszügigen 
Gymnasiums in der Bildungsregion
Ost mit Wirkung zum Schuljahr 
2020/21
■   Errichtung eines sechszügigen 
Gymnasiums in der Bildungsregion
Mitte/West mit Wirkung zum Schul-
jahr 2018/19
■   Errichtung einer vierzügigen In-
tegrierten Gesamtschule in der Bil-

dungsregion Mitte mit Wirkung 
zum Schuljahr 2019/20

Finanzierung folgt später: 
„Über die Aufnahme von Mitteln 
zur Errichtung neuer Schulen sowie 
die personellen und sächlichen Fol-
gekosten ist im Rahmen der Aufstel-
lung zukünftiger Haushalte und der 
jeweiligen mittelfristigen Finanzpla-
nungen zu entscheiden.“ (M 125)

 
Aus der Begründung:
„Die vorliegende Fortschreibung 
des Schulentwicklungsplanes doku-
mentiert den weiterhin steigenden 
Bedarf an Schulplätzen in Frank-
furt am Main. Sie defi niert die Ziel-
planung bis zum Schuljahr 2020/21, 
als auch Durchführungsmaßnah-
men unter Angabe der Rangfolge 
ihrer Verwirklichung. Die regionale 
Schulentwicklungsplanung soll ein 
möglichst vollständiges und wohn-
ortnahes Bildungsangebot sichern 
und gewährleisten.

Die Stadt Frankfurt am Main 
wächst mit immenser Geschwindig-
keit. Die dynamische Stadtentwick-
lung mit stark ansteigenden Bevöl-
kerungs- und Schülerzahlen stellen 
große Herausforderungen für die 
Frankfurter Schullandschaft dar. 

Zum Schuljahr 2016/17 war 
ein Zuwachs von insgesamt rund 
2.300 Schülerinnen und Schülern 
in allen Jahrgängen zu verzeichnen.

Bis zum Schuljahr 2022/23 stei-
gen die Schülerzahlen insgesamt um 
weitere 9.000 Schülerinnen und 
Schülern in allen Jahrgängen an.
■   Für den Bereich der Grundschu-
len wachsen die Schülerzahlen von 
22.926 im Schuljahr 2017/18 auf 
26.786 Schülerinnen und Schüler 
im Schuljahr 2022/23 an. 
■   Für den Bereich der Sekundar-
stufe I ist ein Anwachsen von ins-
gesamt 28.111 Schülerinnen und 
Schülern im Schuljahr 2017/18 auf 
32.973 Schülerinnen und Schülern 
in 2022/23 zu verzeichnen.
■   Für den Bereich der Sekundarstu-
fe II ist eine Steigerung von insge-
samt 7.702 Schülerinnen und 
Schü ler im Schuljahr 2017/18 auf 
7.980 Schülerinnen und Schülern 
in 2022/23 dokumentiert.

 
Für den Bereich der Sekundarstu-
fe I ist ein sichtbarer Bedarf für die 
Schulformen Gymnasium und IGS 
dokumentiert.

Der Bereich der Sekundarstufe 
II ist durch die sog. Nulljahrgänge
(Rückgang von G8 auf G9) bis zum 
Schuljahr 2020/21 zunächst ent-
lastet. Eine Kapazitätserweiterung 
ist in Folgefortschreibungen vor-
zusehen.

Neu entstehende Wohngebiete
und Zuwanderung sind in den vor-
liegenden Prognosen noch nicht
berücksichtigt.

Mit der kleinschrittigen, jähr-
lichen Fortschreibung richtet der 
Schulträger seine Schulentwick-
lungsplanung strategisch neu aus 
und reagiert damit auf die Dyna-
mik der Bevölkerungsentwicklung 
in Frankfurt am Main. Die verschie-
denen Wirkfaktoren der Schüler-
zah lenentwicklung werden nun in 
jährlichen Abständen bestimmt und 
in der Planung berücksichtigt.

Der letzte Schulentwicklungs-
plan für die allgemein bildenden 
Schulen (SeP 2015 – 2019) wurde 
am 16.07.2015 von der Stadtver-
ordnetenversammlung verabschie-
det und umfasst den Planungszeit-
raum 2015 – 2019. Er stellt eine in-
tegrierte Schulentwicklungsplanung 
dar, denn sowohl die Planung der 
allgemein bildenden Schulen und 
der Sonderpädagogischen Förde-
rung als auch die Planung der Ju-
gendhilfe der Stadt als öffentlicher 

Jugendhilfeträger am Ort Schule 
werden darin in neun Gestaltungs-
feldern zusammengeführt und mit 
Maßnahmen unterlegt.“ (M 125)

Abschließend:
Wenn man sich die Zahlen aus dem 
Haushalt 2017 für das Investiti-
onsprogramm 2017 bis 2020 bzw. 
2021 für den Bereich Bildung an-
sieht, kommt man zu folgendem Er-
gebnis: Von dem Gesamtbedarf von 
1,4 Mrd. Euro bzw. 1,26 Mrd. Eu-
ro (nach Abzug von Drittmitteln), 
sind bis 2016 rund 398 Mio. Eu-
ro (nach Abzug von Drittmitteln)

Zurückgestellt wurde ein Antrag 
der FDP, zu prüfen, ob ein hölzer-
ner Interimsbau – wie er in Genf 
für das Grand Théâtre eingesetzt 
wird – in Frankfurt auch als Über-
gangslösung für Klassenzimmer
genutzt werden könnte und zu prü-
fen, an welchem Standort solch ein 
Interimsbau für Klassenzimmer am 
besten aufgebaut werden könnte 
bzw. an welcher Schule der größte 
Bedarf besteht. 

Drei Berichtsdrucksachen wur-
den vertagt, darunter der Bericht 
zum Lärmschutz für die Pestalozzi-
schule während der Bauzeit des 
Riederwald-Tunnels. (Inzwischen 
gab es eine Demonstration der 
Schulgemeinde dazu.)

Vertagt wurde auch der Bericht 
(B 95) zum Aktionsplan Schule
mit der Aufforderung, den Bericht 
zur Vorlage B 95 spätestens in drei 
Monaten vorzulegen.

In der Bürgerinnen- und Bür-
gerrunde habe ich zum Aktionsplan 
Schule für die GEW ausgeführt, 
dass die letzten Haushaltsjahresab-
schlüsse allesamt ausweisen, dass 
die Haushaltsansätze nur zu gerin-
gen Teilen überhaupt genutzt wer-
den können, weil die Personalaus-
stattung der entsprechenden Ämter 
immer noch unzureichend ist. Ich 
habe dabei den scheidenden Bau-
amtsleiter zitiert. Die Ausführun-
gen fi nden sich in dem nebenste-
henden Beitrag.

Die Dezernentin Sylvia Weber 
verteidigte ihr Vorgehen in Bezug 
auf die Anmietung der Mainzer 
Landstraße 293 (Integrationsamt). 
Die Integration sei die wichtigste 
Aufgabe der nächsten Jahre. Dafür
sei eine soziale Infrastruktur und 
Orte der Begegnung nötig. Verwun-
derlich sei die Auseinandersetzung, 
weil der Magistrat in Gänze dem 
Konzept, der Miete und der Miet-
dauer zugestimmt habe.

Dazu gab es später von Seiten 
der CDU und der Grünen erneuer-
te Vorwürfe. Weber kündigte an, 
dass zukünftig solche Mietver-
träge den Stadtverordneten vor-
gelegt würden, was bisher nicht 
üblich war.

Weiter berichtete Stadträtin 
Sylvia Weber zu folgenden Pro-
jekten: 
—   den Einbezug der Eltern für 
den Schulweg der Kinder, 

Bericht vom Ausschuss für Bildung und Integration 
der Stadtverordnetenversammlung am 18.9.2017 

—   die Ausstellung „Mein Leben in
Frankfurt – Frauen in der Einwan-
derungsgesellschaft“ der KAV mit 
der Stadtbücherei und dem AMKA,
—   „Come as you are“ – 2. Hes-
sisches Landestreffen von „Schule
ohne Rassismus – Schule mit Cou-
rage“ mit der Anne-Frank-Stif-
tung über LSBTQ und einen dis-
kriminierungsfreien Umgang von 
SuS und
—   eine geplante Ausstellung in der 
Paulskirche (Fotoprojekt „Freiheit 
– Teilhabe – Toleranz“).

Die Dezernentin berichtete weiter:
Der fortgeschriebene Schulent-

wicklungsplan sei verabschiedet, 
das HKM habe erlaubt, bereits mit 
der Umsetzung zu beginnen (siehe 
nebenstehenden Artikel). Der Rö-
merhof solle für das Gymnasium 
auch der endgültige Standort sein 
(zunächst in Containern), die IGS 
solle zunächst in ein leerstehendes 
Bestandsgebäude.

Der am 23.11. 2016 begonne-
ne Berufsschulentwicklungsplan 
werde nach 10 Veranstaltungen 
mit der Abschlussveranstaltung am 
26.11. 2017 sein vorläufi ges Ende 
erreichen. Auch in diesem Bereich 
gebe es steigende SchülerInnen zah-
len bis 2030, über eine neue Schule 
werde zu beraten sein. (Siehe da-
zu auch den Bericht von Bettina 
Happ-Rohe.)

Mit dem Netzwerk Arbeit sei 
ein Strategiepapier unterzeichnet 
worden, in dem „OloV – Optimie-
rung der lokalen Vermittlungsar-
beit im Übergang Schule – Beruf“ 
auf die Frankfurter Verhältnisse
„heruntergebrochen“ worden sei. 
Die Inhalte seien: Fachübergreifen-
de Curricula zur Berufsorientie-
rung, Jugendliche mit besonderem 
Unterstützungsbedarf, die Unter-
stützung des Vermittlungsprozesses 
und die Klärung der Frage, warum
es für offene Ausbildungsplätze 
keine Bewerber gebe.

Der Magistrat habe den Auf-
trag für eine Gesamtstrategie für 
Ganztagsangebote gegeben, die 
bisherige Ansätze zusammenfassen 
solle. Dabei gehe es nicht nur um 
die Vereinbarkeit von Schule, Be-
ruf und Arbeit, sondern auch um 
bessere Bildungschancen. „Diese 
Woche“ tage die erste Koordinie-
rungsrunde.            Herbert Storn

abzuziehen. Es verbleiben immer 
noch rund 860 Mio. Euro für die 
Jahre 2017ff.

Dabei sind die neuen Projekte 
aus der Fortschreibung des Schul-
entwicklungsplans sowie Fachraum-
ausstattungen, Ganztagsschulent-
wicklung und viele weitere Projekte
noch nicht einbezogen.

An der Milliarde, die in Frank-
furt allein für den Nachholbedarf 
an Bildungsinvestitionen nötig ist, 
hat sich also trotz neuer Maßnah-
men nicht viel geändert.

Herbert Storn

Nutzung der Schulbudgets
unter den Ansätzen!
Für die von den einzelnen Schulen 
verwalteten Schulbudgets wurden 
2016 im Ergebnishaushalt insgesamt 
4.418 TEuro gebucht. Die Aufwen-
dungen lagen um 2.345 T Euro unter 
dem fortgeschriebenen Plan, in dem 
ein Budgetübertrag aus dem Vorjahr 
von 2.441 T Euro enthalten war.  (Aus 
dem Jahresabschluss 2016)
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Diese Defi nition des Begriffs VARI-
ANTEN erscheint angesichts der im 
Variantenforum am Dienstag, den 
26. September 2017 in der Frank-
furter Peterskirche vorgestellten Da-
tenlage durch die „Projektgruppe“ 
biregio eher unwahrscheinlich. Un-
ter Hinweis von Oliver Märker, ei-
nem der Geschäftsführer von Zeb-
ralog, das sich für den „Relaunch“ 
der Frankfurter Schulentwicklung 
Berufl iche Schulen verantwortlich 
zeichnet, gehe es in dieser abschlie-
ßenden Veranstaltung über die In-
formation der Bearbeitungsvari-
anten. 

Mit einem Rückblick auf den 
bisherigen Partizipationsprozess be-
dankte sich die Leiterin des Stadt-
schulamtes Ute Sauer noch einmal 
„für‘s Querdenken“ der am Prozess
Beteiligten. Insgesamt etwa 300 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
haben von November 2016 bis dato 
an den Veranstaltungen zum Schul-
entwicklungsplan B mitgewirkt.

 
Dass auch in einem aufwändigen 
und sicherlich teuren Verfahren 
nicht alles glatt läuft, zeigte das 
kurzzeitige „Versagen der Technik“, 
als es um die Visualisierung der 
eingeholten Daten ging. Wolf Krä-
mer-Mandeaus farblich ansprechen-
de Folien zu Auslastung der Schul-
raumkapazitäten, der Entwicklung 
der Schülerzahlen bis 2028/29 und 
weiterer Datenerhebungen (siehe 
dazu die Ergebnis-Dokumentati-
on des Variantenforums auf Frank-
furt macht Schule) zielten bereits 
auf konkrete „Entwicklungsper-
spek ti ven“ für jede der 16 Berufs-
bildenden Schulen in Frankfurt. 
Er selbst sprach von einem „Ver-

such“, die Statistiken als Grund-
lage der zukünftigen Entwicklung 
zu interpretieren. Auch er sparte 
nicht mit Lob, durchaus positiv sei 
die Zusammenarbeit von Verwal-
tung, Schulen und Planern gewesen. 

Wer mag sich der Aussage wi-
dersetzen, dass das Gebäude der 
Paul-Ehrlich-Schule als nicht mehr 
sanierbar zu bezeichnen ist; die 
Raumsituation an der Julius Le-
ber Schule seit mehr als einem Jahr-
zehnt desolat ist und die Berufl ichen 
Schulen Berta-Jourdan als räumlich 
nicht entwicklungsfähig gelten?!

Nachdenken könne man, nach 
Aussage von Wolf Krämer-Man-
deau, die Berufl ichen Gymnasien in 
Frankfurt zu stärken. Ob eine Er -
weiterung von Fachrichtungen an 
den beiden bestehenden BGs oder 
die Einrichtung eines weiteren Be-
rufl ichen Gymnasiums an der Lud-
wig-Erhard-Schule ausreichend 
Plätze für Schülerinnen und Schü-
ler nach der Klasse 10 bieten kön-
nen und werden, ist zudem auch 
vom Wahlverhalten beim Übergang 
in die Oberstufe abhängig.

Wie geht es nun weiter in der Dis-
kussion möglicher Veränderung an 
den Berufl ichen Schulen? 

Matthias Weber Vögele vom 
Stadtschulamt Frankfurt verwies 
darauf, dass es nun in den Händen
der SchulleiterInnen liege, die vor-
liegenden Inhalte in die schulischen 
Gremien zu tragen und zu diskutie-
ren. Dass mit den stichpunktartig 
formulierten Entwicklungsperspek-
tiven bereits Setzungen vorgenom-
men wurden, mag eventuell so man-
che Diskussion in den bevorstehen-
den Gesamtkonferenzen befeuern! 

Bleibt bei allen Gesprächen die 
Frage „im Raum“, welche Ressour-
cen in Rahmen des SEP B zur Ver-
fügung gestellt werden, um berufl i-
che Bildung für die Anforderungen 
der Zukunft zu rüsten.

Im Schlusswort erinnerte die Bil-
dungsdezernentin Sylvia Weber dar-
an, dass der über zehn Jahre zurück-
liegende letzte Schulentwicklungs-
plan noch nicht in Gänze umgesetzt 
worden sei; umso mehr gelte es jetzt 
in Hinblick auf den prognostizier-
ten Anstieg von 3.000 Schülerin-
nen und Schülern in den nächsten 
zehn Jahren, den ersten Entwurf 
mit Ablauf des laufenden Jahres 
fertigzustellen. 

Berufsschulentwicklungsplan – Beratungsphase im November beendet 
Eine von zwei oder mehr Möglichkeiten

Es geht etwas irreführend los: „…
es wurden Maßnahmen gemeinsam 
entwickelt bzw. konkretisiert.“ (S.2) 
Und: „Im Variantenforum schließ-
lich wurden die Maßnahmen des 
SEP-B vor der abschließenden Be-
arbeitungsrunde in einem offenen 
Forum präsentiert.“

Um „Maßnahmen“ handelt 
es sich nach meinem Verständnis, 
wenn die politische Beratung ab-
geschlossen und ein beschlossener 
Plan umgesetzt wird. Soweit ist es 
aber bei dem SEP-B noch nicht.

Die „wichtigen Botschaften“ 
sind nicht zu beanstanden, außer 
dass der Begriff „Campus“ eine 
merkwürdige und irreführende 
Neuauflage erlebt. Wir erinnern 
uns an die Neuschöpfung des Be-
griffs „Hessencampus“ im Jahr 
2007 und den damit verbundenen 
Absichten, die wir seinerzeit heftig 
kritisiert haben.

Wie die Klingerschule, die Juli-
us-Leber-Schule und die Hans-Böck-
ler-Schule einen „Campus“ bilden 
sollen, bleibt angesichts der Entfer-
nungen der betreffenden Schulen 
das Geheimnis der Wortschöpfer.

Sollten Kooperationen gemeint 
sein, dann sollte man die auch so 
nennen. Und man sollte auch gleich 
die Probleme mit einbeziehen, die 
bei solchen Projekten regelmäßig 
auftreten (räumliche Distanz, Pro-
bleme, die aus dem Dependancen-

Was vor zehn Monaten begann 
und in neun Veranstaltungen formu-
liert wurde, soll jetzt geprüft wer-
den. Ein Prozess, in dem gute Ide-
en generiert worden seien, rechtfer-
tige die entstandenen Kosten – um 
welche Summe es sich konkret han-
delt, wurde leider nicht mitgeteilt. 
Klar sei nach Aussage der Dezer-
nentin, dass alle 16 Schulen auch 
in Zukunft benötigt werden, offen 
sei derzeit die Frage der Schulgröße. 
Die Idee eines Berufsbildungscam-
pus beurteilte sie als „gut und wich-
tig“, die Diskussion darüber werde
fortgesetzt.

Sollte es dem Dezernat gelingen, 
den Schulentwicklungsplan bereits 
im Frühjahr 2018 den politischen 

Entscheidungsgremien der Stadt vor-
zulegen und in der zweiten Hälfte 
des Jahres 2018 nach endgültiger Ge-
nehmigung durch das Kultusminis-
terium in Kraft treten zu lassen, so 
muss ich sagen, dass die Stadt sich 
der großen Verantwortung der Be-
rufl ichen Bildung gestellt hat.  Was 
alles in diesem Bereich geleistet wird, 
formulierte Sylvia Weber zum Ab-
schluss der Veranstaltung wie folgt: 
„Die Berufl ichen Schulen in Frank-
furt nehmen eine große Verantwor-
tung wahr – sie tragen maßgeblich 
zur Integration von Schülerinnen und 
Schülern mit Migrationshintergrund 
bei; Ausbildung trägt zum sozialen 
Frieden unserer Gesellschaft bei!“

Bettina Happ-Rohé

Unwesen bekannt sind, Mehrfach-
Konferenzen usw.). Das Gleiche gilt 
für „Tandem“-Lösungen (S.36 für 
Ludwig-Erhard- und Paul-Ehrlich-
Schulen vorgeschlagen).

Auch die Vielzahl von neu an-
gedachten Koordinierungs-, Pro-
jektgruppen und Netzwerken ruft 
angesichts der jetzt schon beste-
henden Arbeitsbelastung der Kol-
legInnen die Frage der rechtzeiti-
gen Bereitstellung entsprechender 
Deputate auf.

Die Feststellung „Zur Berech-
nung der Auslastung der berufl ichen 
Schulen konnten wir nicht auf ein 
gültiges Raumprogramm zurück-
greifen“ verrät einiges über den im 
Stadtschulamt hinterlassenen Pro-
blemberg und bestätigt unsere be-
ständige Mahnung nach ausreichen-
den personellen Ressourcen dort.

Allerdings muss vor einem Sche-
matismus gewarnt werden, der 
Schulen bzw. ihre Räume zu un-
terausgelasteten erklärt. In der Re-
alität wird auch mal auf leere Klas-
senräume zurückgegriffen, weil ent-
sprechende Gruppenräume fehlen.

Lobenswert ist die „Planungs-
phase Null“, die einer Schule vor 
Neu-oder Umbau eine pädagogi-
sches Mitsprachemöglichkeit ein-
räumen soll (S.52). Mal sehen, ob 
diese Idee den Praxistest besteht.

Herbert Storn

Anmerkungen zur „Ergebnis-
Dokumentation des Variantenforums“ 
vom 26. 11. 2017

Die „Ergebnis-Dokumentation des Variantenforums“ vom 26.9.2017 hält 
folgende „wichtige Botschaften aus dem Beteiligungsprozess“ fest:

Unter dem Titel „Status Quo und 
Entwicklungsperspektiven der Schu-
len“ heißt es:
„Die berufl ichen Schulen sollen ih-
re überschaubare Größe behalten.

Die derzeitige Vielfalt der be-
rufl ichen Schulen wird positiv be-
wertet und soll erhalten bleiben.

Berufl iche Schulen brauchen ein 
deutliches Profi l, um zukünftig gut 
aufgestellt zu sein.

Tandem-/Campusbildung kann 
sinnvoll sein, um durch stärkere 
Kooperationen Synergieeffekte zu 
nutzen.

Ein ausgewogenes Verhältnis 
von Teilzeit- und Vollzeitschulfor-
men ist erstrebenswert.

Die Spezialisierung der berufl i-
chen Schulen wird als wertvoll ein-
geschätzt.“

Eine große Rolle spielt
anscheinend die Auslastung der 
Schulraumkapazitäten.
Diese musste biregio nach eigenen 
Aussagen selbst ermitteln, weil sie 
zur Berechnung der Auslastung nicht 
auf ein gültiges Raumprogramm zu-
rückgreifen konnte.

Für die Auslastung wurde eine 
Formel entwickelt, die berechnet, 

wie viele Klassen- und Fachräume 
für sogenannte präsente Klassen 
notwendig sind.
„Präsente Klassen setzen sich aus 
Vollzeitklassen zusammen, die von 
Montag bis Freitag in der Schule an-
wesend sind und Anteilen von Teil-
zeitklassen, die nur zeitweise anwe-
send sind. Je nach Schwerpunkt der 
Schule – Wirtschaft/Verwaltung, 
Gewerblich/ Technisch, Mischung 
aus beiden Formen – wird ein Ver-
hältnis der Nutzung von Fach- und 
Klassenräumen zu Grunde gelegt.“

Bei einer berufl ichen Schule mit dem 
Schwerpunkt Wirtschaft / Verwal-
tung wird z.B. angenommen, dass 
der Unterricht zu 77  % in Klassen-
räumen und zu 23 % in Fachräu-
men stattfi ndet. 

Die Formel wird ergänzt durch 
die Annahme, dass Räume nicht im-
mer zu 100 % ausgelastet sind.“
Im Schwerpunkt Wirtschaft/Verwal-
tung gehe man von einer Klassen-
raumauslastung von 85 % und einer 
Fachraumauslastung von 75 % aus.

So gelangt biregio zu einer 
Berechnungsformel, die für den 
Schwerpunkt Wirtschaft / Verwal-
tung für 100 Klassen einen Raum-

bedarf von 121 Klassenräumen, al-
so 1,21 Räume pro präsenter Klasse 
und für den Schwerpunkt Gewerb-
lich / Technisch 1,33 Räume pro prä-
senter Klasse ausweist.

Die Frankfurter Beruflichen 
Schulen mit gewerblichem Schwer-
punkt wären danach – bis auf die 
Philipp-Holzmann-Schule – nicht 
zu 100 % ausgelastet, die Werner-
von-Siemens-Schule sogar nur zu 
zwei Dritteln, die Heinrich-Kley-
er-Schule nur zu etwas über 70 %.

Auch bei den Berufl ichen Schu-
len mit kaufmännischem Schwer-
punkt fi nden sich nach dieser Be-
rechnung bei fast allen Schulen 
Unterauslastungen bis auf die Hans-
Böckler-Schule (mit einer Auslastung 
von 110 %) und der Wilhelm-Mer-
ton-Schule (mit einer Auslastung 
von über 120 %).

Für die Schülerzahlen in den 
Berufl ichen Schulen wird folgen-
de Prognose abgegeben: „Bis zum 
Schuljahr 2028/29 werden rund 
3.100 Schüler/innen mehr in den 
Berufl ichen Schulen sein als heute.“ 

Unter „Frankfurt macht Schule“ 
kann die „Ergebnisdokumentati-
on“ heruntergeladen werden.

Die Paul-Ehrlich-Schule , eine berufl iche Schule für Biologie- und Chemielaboranten, Pharmakanten, Produk-
tionsfachkräfte Chemie, Drogisten, Zahntechniker, Schuhmacher und Tierpfl eger, einer Fachschule für Biologie-, 
Labor- und Produktionstechnik sowie einer Fachoberschule gehört mittlerweile zu den sanierungsbedürftigsten 
Schulen in Frankfurt.
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Niemand darf wegen seines Geschlechtes, 
seiner Abstammung, seiner Rasse, 
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, 
seines Glaubens, seiner religiösen oder
politischen Anschauungen benachteiligt
oder bevorzugt werden. 

Art. 3 (3) 1. GG

Am 27. Juni  2017 hatte das Hes-
sische Kultusministerium (HKM) 
zum landesweiten Fachtag unter 
dem Titel „Effektive Vernetzung als
Grundlage für einen erfolgreichen 
Übergang in eine duale Ausbil-
dung“ in die Justus-Liebig-Univer-
sität (JLU) Gießen geladen. Die gut 
besuchte Veranstaltung war grob in 
vier zeitliche Abschnitte gegliedert, 
die mit einer Eröffnungsrunde im 
Audimax der JLU begann, während 
des Mittags zahlreiche Workshops 
zu unterschiedlichen Themen anbot 
und darauf in regional ausgerichte-
ten AGen zu der im Titel angespro-
chenen „Vernetzung“ weiterging. 
Hauptgegenstand der Tagung wa-
ren die unter dem Namen InteA 
(Integration durch Anschluss und 
Abschluss) bekannten Sprachför-
derungsklassen für unbegleitete Ju-
gendliche von 16 bis 18 Jahren an 
den berufl ichen Schulen in Hessen.

Über die Arbeit in diesen Klas-
sen, denen mit der kurzfristig stark 
erhöhten Ankunftszahlen von 
Flüchtlingen im Zuge der sogenann-
ten Flüchtlingskrise eine unerwartet 
starke Bedeutung zukam, war nach 
Ablauf der ersten zwei Jahre Bilanz 
zu ziehen. Wer dabei eine kritische 
Auseinandersetzung mit Problemen 
dieses Bildungsgangs und der von 
ihm beschulten Jugendlichen erwar-
tet hatte, wurde allerdings schnell 
enttäuscht und kam sich eher vor 
wie in einer vorgezogenen Wahl-
kampfveranstaltung der schwarz-
grünen Landesregierung, die be-
kanntermaßen auf dem Gebiet der 
Bildungspolitik bisher vorwiegend 
desaströse Ergebnisse vorzuweisen 
hat. Wohl deswegen und auch da 
Flüchtlinge und ihre Integration mit 
mannigfaltigen rassistischen Tö-
nen das Hauptthema des zurück-
liegenden Bundestagswahlkamp-
fes dargestellt haben, war nun eine 
ausschließliche Jubelveranstaltung 
angesagt, in der es um die Darstel-
lung von – angeblichen – Erfolgen 
von InteA ging. So wurde ständig 
von den ungeheuren Herausforde-
rungen, denen man sich gegenüber 
gesehen habe, schwadroniert und 
das Füllhorn der Anerkennung und 
Wertschätzung wurde in einem un-
ablässigen Strom vom Podium aus 
übers Publikum ausgeschüttet, bis 
dieses schließlich sogar dazu auf-
gefordert wurde, sich doch einmal 
kräftig selbst zu applaudieren und 
sich dafür nicht zu schade war, die-
sem Appell auch tatsächlich nach-
zukommen.

Totschweigen
landesweiter Kritik

Sieht man die Entwicklung der letz-
ten rund vierundzwanzig Mona-
te dagegen einmal mit nüchterne-
ren Augen an, so ist festzustellen, 
dass InteA in vieler Hinsicht als ein 
Stückwerk von weitgehend unge-
eigneten Maßnahmen zur Bewäl-
tigung der anstehenden Aufgaben 
betrachtet werden kann, das sei-
tens der betroffenen Lehrkräfte auf 
Widerstand und Proteste traf, die 
schon früh auf die grundlegenden 

1 Kernsatz einer Folie der Schluss-
präsentation beim Fachtag

„Drohung
Ferienarbeit: 
Arbeitszeit-
ausweitung mit
InteA“

Bericht von der Fachtagung des HKM am 27. September in Gießen zu InteA

Nur wer Deutsch spricht, kann erfolgreich sein1

Mängel dieses Projektes hingewie-
sen haben. Beispielsweise erklärte 
der Gesamtpersonalrat Offenbach 
in einer Resolution: „Der neue In-
teA-Erlass vom 9. 11. 2016 ist an 
den Berufsbildenden Schulen auf 
großes Unverständnis gestoßen. So 
verweist der Erlass im ersten Ab-
schnitt auf die Vorgaben der Ver-
ordnung über die Ausbildung und 
die Abschlussprüfungen in den Bil-
dungsgängen zur Berufsvorberei-
tung (BzB) vom 10. 8. 2016, zu-
letzt geändert durch die Verordnung 
vom 27. 10. 2015. Im folgenden Er-
lasstext werden aber Klassenteiler 
und Klassengröße, pädagogisches 
Konzept und Zulassungsvorausset-
zungen neu festgelegt. Diese wei-
chen erheblich von den Vorgaben 
für die Bildungsgänge zur Berufs-
vorbereitung ab.“ 

„Ein grundlegender Wider-
spruch besteht darin, dass der Er-
lass keine Abschlüsse nach der BzB-
Verordnung zulässt, sondern nur 
externe Prüfungen zum Erwerb 
des Hauptschulabschlusses und des 
Realschulabschlusses gemäß der 
Verordnung über die Prüfung von 
Nichtschülerinnen und Nichtschü-
lern zum Erwerb des Hauptschulab-
schlusses vom 28. 12. 2008.“ Ange-
sichts dieser von vorneherein in das 
InteA-Konzept systematisch einge-
bauten Benachteiligung der Schüle-
rinnen und Schüler (SuS) sollte es 
für die Jubelfeier in der JLU dann 
schon einen Erfolg darstellen, dass 
überhaupt einige der InteA-Absol-

venten zur HSA-Prüfung zugelas-
sen wurden, ein nicht näher bezif-
ferter Bruchteil der teilnehmenden 
SuS! Die im Verlauf des Bildungs-
gangs verschlechterten Rahmenbe-
dingungen durch die Erhöhung der 
Klassengrößen von 16 auf 20 SuS 
führen angesichts der großen He-
terogenität der Gruppen zu massi-
ver Überforderung der Lehrkräf-
te infolge der nicht handhabbaren 
Binnendifferenzierung und haben 
den sicheren Misserfolg für eine be-
trächtliche Anzahl der Lernenden 
im Gefolge. Damit werden nicht 
nur Maßnahmekarrieren eingeleitet 
statt des im Titel der InteA-Klassen 

versprochenen „Anschlusses“ samt 
der darauf anstehenden Ausbildung, 
sondern es dürfte sich auch für viele 
die Frage nach den ausländerrecht-
lichen Konsequenzen, – sprich: Ab-
schiebedrohung – stellen, wenn die 
angestrebte Integration misslingt. 
Das bedeutet für nicht wenige Ler-
nen unter Angst als Dauerzustand 
und dies angesichts vorliegender 
Traumatisierungen durch Kriegs- 
und Fluchterfahrungen.

Verantwortungslose
Bildungspolitik

„Es müssen immer wieder neue Ler-
nende aufgenommen werden, da die 

Zuweisung für InteA jeden Monat 
berechnet und nicht wie in allen an-
deren Schulformen der 01. 11. als 
Stichtag berücksichtigt wird. Der 
ständige Zuwachs erschwert die 
pädagogische Arbeit zusätzlich“, 
heißt es weiter in der Offenbacher 
Resolution. Und dem muss hinzu-
gefügt werden, dass die ständige 
Neuaufnahme von Lernenden in 
die laufenden Lerngruppen jedem 
im Fremd- und Zweitspracherwerb 
üblichen und sachgemäßen Progres-
sionsgedanken, nach dem auch die 
verfügbaren eingeführten und er-
probten Lehrwerke gestaltet sind, 
Hohn spricht. Die Erkenntnisse der 

Erfolgsbilanz?
Das HKM gibt in seinen Zahlen-
werken an, bei den Seiteneinstei-
gern*innen deutlich höhere Erfolgs-
quoten als andere Bundesländer zu
erzielen. Allerdings wurde nur ein 
Vergleich zwischen Hessen und dem
Bundesdurchschnitt bei den DSD1- 
und DSD1-Pro-Prüfungen darge-
stellt und kein direkter Vergleich mit 
anderen Bundesländern, die eine
vergleichbar hohe Zahl an Immi-
grantenkindern/-jugendlichen auf-
weisen. Erst durch einen solchen 
direkten Vergleich aber würden die 
Zahlen über die hessischen Prüfungs-
leistungen klarere Aussagen ermög-
lichen. Darüber hinaus ist der „Vor-
sprung“ von 6% bei den DSD1-
Pro-Prüfungen (s. Grafi k 1) gegen-
über dem Bundesdurchschnitt kei-
ne Glanzleistung und eine Gesamter-
folgsquote von 34% bei den groß-
spurig „Diplome“ genannten Zerti-
fi katen ein nach zwei Jahren Inten-
sivklasse ausgesprochen mageres 
Ergebnis. Eher blamabel ist die Auf-
nahme der Ergebnisse der bestande-
nen A2-Prüfungen mit 38%, wenn 
man bedenkt, dass damit gerade ein-
mal die „elementare Sprachbeherr-
schung“ bescheinigt wird mit der Fä-
higkeit, „Sätze und häufi g gebrauch-
te Ausdrücke“ zu verstehen, „die mit 
Bereichen von ganz un mittelbarer 
Bedeutung zusam-menhängen“ und 
darüber hinaus die Fertigkeit, „sich 
in einfach, routinemäßigen Situatio-
nen“ mit einem „einfachen und di-
rekten Austausch von Informationen 
über vertraute und geläufi ge Dinge“ 
zu verständigen1.

Grafi k 1: Prüfungsleistungen

Grafi k 2: Übergänge konkret in Zahlen

1 Quelle: Sprachniveaubeschreibungen des Europäischen 
Referenzrahmen laut Goethe-Institut

Ein durchaus dürftiges Resul-
tat für einen Bildungsgang, der in 
seinem Namen „Anschluss“ ver-
heißt, denn der Anschluss, der hier 
nur folgen kann, endet im Zwei-
felsfalle im Maßnahmendschun-
gel der BA, wo zudem prekäre Ar-
beitsbedingungen für die Lehrkräf-
te der Normalfall sind. Auch die 
Quoten bei den optionalen HSA-
Prüfungen können mit knapp 70% 
Bestehensquote (16,36% für den 
Qualifi zierten HSA) nicht überzeu-
gen. Eine Statistik, welche die Ge-
samtzahl der Absolventen*innen 
von InteA stichtagsbezogen in Be-
ziehung mit der Zahl der Prüfungs-
teilnehmer*innen beim HSA und 
bei DSD1-Pro setzte, wurde gleich 
gar nicht vorgelegt. So kann man 
anhand der präsentierten Diagram-
me nur vermuten, dass sich die 
Quote der tatsächlich für die Prü-
fungen angemeldeten bzw. anzu-
meldenden InteA-Teilnehmer*innen 
im unteren zweistelligen Prozentbe-
reich bewegen dürfte (s. Grafi k 2). 
Wenn dies vielleicht auch nicht für 
die DSD1-Prüfung gelten sollte, so 
war in den zurückliegenden Mona-
ten bezüglich des HSA auch nichts 
anderes als Wegmarke aus dem 
HKM zu vernehmen. 

Was die Mehrheit der InteA-
Absolventen*innen dann auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt zu bestel-
len haben wird, bleibt das Geheim-
nis der Kultusbürokratie, fällt aber 
auch nicht länger mehr in ihren 
Verantwortungsbereich.   
                                 Ernst Olbrich
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Zweitspracherwerbsforschung der 
letzten Jahrzehnte werden so für 
Makulatur erklärt und die nach die-
sem Prinzip der Einschulung „Zu-
spätgekommenen“ zumindest zeit- 
und phasenweise doch wieder einem 
weitgehend ungeordneten „natür-
lichen“ Spracherwerb unterwor-
fen. Einen größeren Motivationstö-
ter kann man sich eigentlich kaum 
mehr vorstellen!

Wenn es im einführenden Gruß-
wort von Kultusminister Lorz hieß, 
selbstverständlich werde man in der 
Zukunft auch „nicht ohne Frustra-
tionsmomente“ hinkommen und es 
seien doch „viele Hindernisse und 
Enttäuschungen für den weiteren 
Bildungsweg“ in Rechnung zu stel-
len, dann kann man diese Aussagen 
seitens des maßgeblichen Veranstal-
ters dieses völlig unzureichend mit 
den passenden Mitteln ausgestat-
teten Bildungsganges nur noch als 
Zynismus bezeichnen. „Wir wollen
nach Kräften helfen“, war die ab-
schließende heuchlerische Botschaft 
an das Publikum, von dem – die 
nicht abreißenden Wertschätzungs-
bekundungen waren die dazu pas-
sende Begleitmusik! – man auch in 
Zukunft erwartet, dass es seine Kräf-
te über jedes zumutbare Maß hin-
aus anzuspannen bereit ist und da-
für als Gegenleistung mit nicht mehr 
als einem anerkennenden Lippen-
bekenntnis zu rechnen haben wird.

Um für den unsachgemäßen 
und konzeptionslosen InteA-Bil-
dungsgang wenigstens einen in 
Erfolgsstatistiken messbaren Ab-

schluss zu erhalten, wird mittler-
weile in großem Stil als learning-
to-the-test-Veranstaltung auf die 
DSD1-Pro-Prüfung vorbereitet. „Es 
werden die Teilfertigkeiten Lese-
verstehen, Hörverstehen, Schrift-
liche und Mündliche Kommuni-
kation auf den Kompetenzstufen 
A2 und B1 des Gemeinsamen eu-
ropäischen Referenzrahmens ge-
prüft. Die Prüfung ist damit auf 
der Schwelle von der elementaren 
zur selbstständigen Sprachverwen-
dung angesiedelt“, heißt es dazu in 
einer Zielbestimmung des Bundes-
verwaltungsamtes zu diesem Prü-
fungsformat „für allgemein berufs-
orientiertes Deutsch“. Dabei ist es 
nützlich, sich vor Augen zu halten, 
wie die apostrophierte „selbststän-
dige Sprachverwendung“ auf der 
Stufe B1 im Europäischen Refe-
renzrahmen selbst umrissen wird. 
Dort heißt es nämlich über die 
den Absolventen*innen zugängli-
che Sprachkompetenz: „Kann die 
Hauptpunkte verstehen, wenn kla-
re Standardsprache verwendet wird 
und wenn es um vertraute Dinge aus 
Arbeit, Schule, Freizeit usw. geht. 
Kann die meisten Situationen be-
wältigen, denen man auf Reisen im 
Sprachgebiet begegnet.“ Dass da-
mit eben gerade keine ausreichen-
den sprachlichen Grundlagen zur 
Aufnahme einer Ausbildung gelegt 
werden, die bestenfalls der nächst-
höheren Stufe B2 entsprächen, lässt 
den Bildungsgang in weiten Teilen 
endgültig zu einer Verhöhnung der 
Absolventen*innen gerinnen

Zu Ute Clements Buch Ehrbare Berufe für coole Jungs

Berufspädagogik als eine Frage der Ehre

Ideologische Absicherung 
des Misslingens
Da war es passend, dass im theore-
tischen Hauptvortrag des Vormit-
tags unter dem Titel „Ankunftsort 
Berufl iche Schule. InteA als Ein-
trittspforte in ein anderes Leben?“ 
hauptsächlich identitätspsychologi-
sches Geschwurbel geboten wur-
de, das sich um den Begriff der Eh-
re als angeblichem pädagogischen 
Dreh- und Angelpunkt zentrier-
te und Stilblüten wie die folgen-
den darbot: „Ich fi nde Ehre einen 
ganz wichtigen Begriff, weil er in 
den beiden Bereichen, um die es 
hier geht, nämlich in dem berufl i-
chen Bereich als auch in dem Be-
reich der Jugendlichen eine wich-
tige Rolle spielt. Die Handwerker 
und die Kaufl eute reden ja ganz viel 
von Ehre und die Jugendlichen tun 
das auch, die auch manchmal von 
[...unverständlich...]. Und Ehre ist, 
so verstehe ich das, sozusagen die 
Haut, die sich hier um eine Identi-
tät herum bildet. Ich habe eine be-
stimmte Ehre, als Frau, als Mutter 
[Mutterkreuz?], als Professorin, als 
Vizepräsidentin, als Angehörige ei-
ner Universität, als Deutsche [Un-
sere Ehre heißt Treue? Endlich wie-
der?], diese Ehre ist mir wichtig, die 
verteidige ich, da stehe ich für ein.“ 

(Transkript des mündlichen Vor-
trags; Einschübe in eckigen Klammern 
von mir, E. O., s. dazu auch die ne-
benstehende Buchbesprechung)

Die Ehre nimmt für Clement 
deswegen eine so zentrale Rolle ein, 
weil sie sich um die Reaktionen auf 

das absehbare breite Scheitern der in 
InteA beschulten Jugendlichen sorgt. 
„Ich glaube, es ist wichtig, sich klar-
zumachen, dass jeder Mensch so et-
was wie Ehre braucht. Und wenn 
wir diese Ehre den andern verwei-
gern, dann machen sie eine Gegen-
ehre auf. [...] Und ich glaube viele 
von ihnen kennen das aus den Zu-
sammenhängen in denen sie arbei-
ten, dass sie da mit Jugendlichen zu 
tun haben, die sich dauernd in ihrer 
Ehre bedroht fühlen, und dann ‘ne 
Gegenehre aufmachen [...] es gibt 
auch weniger freundliche Formen. 
Wenn ich jetzt sage, InteA ist ein 
Ankunftsort, den Sie gestalten sol-
len, dann wäre mein Plädoyer dafür 
zu sorgen [sagen?], wir versuchen 
Schule als einen sicheren Platz in 
der Gemeinschaft zu schaffen, wo 
man dann sich nicht bedroht fühlen 
muss in seiner Ehre, und wo man 
die Möglichkeit hat, äußere und in-
nere Ehre sich zu erarbeiten.“ Was 
der Rückzug auf die Ehre als sozu-
sagen letzte individuelle Verteidi-
gungslinie über die Gesellschaft und 
den Bildungsgang aussagt, denen die 
Jugendlichen ausgesetzt sind, sollte 
auf der HKM-Tagung lieber nicht 
thematisiert werden!

Im weiteren Fortgang durfte 
das Publikum dann einen „echten“ 
Flüchtling aus dem Schulamtsbe-
zirk Weilburg-Limburg dabei be-
wundern, wie er nach zwei Jah-
ren InteA mühsam radebrechend 
den „Erfolg“ der genossenen Bil-
dungsmaßnahme demonstrieren 
sollte. Immerhin gelang ihm ohne 

Stocken die Aussage, „Sprache ist 
der Schlüssel zur Integration“, die so 
hochnotpeinlich als Ergebnis eines 
gelungenen Dressuraktes erkennbar 
war, dass sogar der moderierende 
Ministerialrat Dieter Speyer etwas 
peinlich berührt den jungen Afgha-
nen darauf hinwies, diese Formu-
lierung habe er „wohl gelernt, weil 
oft gehört“. Die zum Fremdschä-
men einladende Präsentation die-
ses Dressuraktes als Bildungserfolg 
geriet vollständig zum Desaster, als 
der Vorgeführte es zum persönli-
chen Erfolg erklärte, zurzeit an ei-
ner „Ausbildung“ zum Altenpfl e-
gehelfer teilnehmen zu dürfen und 
von der begleitenden Schulamtsver-
treterin Tätigkeiten wie diese und 
der Altenpfl egeberuf als solcher zu 
„typischen Ankunftsberufen“ er-
klärt wurden, womit auch deut-
lich wird, wie man sich die nützli-
che Verwendung von Flüchtlingen 
in den Ruinen des kollabierten So-
zialstaats vorzustellen hat: Eine be-
rufl iche Zukunft auf den untersten 
Etagen der Berufshierarchie, solan-
ge man sich brav an die „Regeln“ 
hält und nicht aus Frust zum „Isla-
mischen Staat“ überläuft, die von 
der erwarteten Dankbarkeit für die 
„Willkommenskultur“ des Som-
mers 2015 als moralische Motiva-
tionskrücke zehrt! Ob es zur Beru-
higung des Publikums beigetragen 
haben mag, dass Ministerialrat und 
Schulamtsdezernentin eher nicht 
zu den „Ankunftsberufen“ zählen 
dürften, blieb unerörtert.

Ernst Olbrich

„Zusammenhalt: 
Nicht aus der 
Reihe tanzen!“

„Mehr als ein 
Stück Selbststän-
digkeit war nicht 

drin!“

Ute Clement (Professorin im Fach-
gebiet Berufs- und Wirtschaftspäd-
agogik der Universität Kassel) be-
schäftigt sich in ihrer Publikation 
mit der Rolle des Ehrbegriffs für 
berufl iche Integration und mensch-
liches Zusammenleben bzw. indivi-
duelle Selbstbestimmung. Dabei ist 
Ehre für die Autorin auf gar keinen 
Fall ein Relikt längst vergangener 
Zeiten, sondern entspreche einem 
menschlichen Grundbedürfnis und 
stelle eine unhintergehbare Grund-
lage menschlicher Sozialverbände 
dar: „In der Berufsausbildung bil-
det Ehre die Wasserscheide, an der 
sich seit Jahrhunderten [!] diejeni-
gen, die in Ausbildung kommen, 
von denen trennt, die von ihr aus-
geschlossen werden. Über Ausbil-
dung bekommen Menschen ihren 
Platz in der ehrbaren Gesellschaft 
zugewiesen [!!]. Wer von Ausbil-
dung ausgeschlossen wird, dem 
wird zugleich Ehrbarkeit abgespro-
chen bzw., der ist darauf angewie-

sen, sich eine andere Ehre, eine Art 
Gegenehre, zu schaffen.“ (17) In 
der Gesellschaft, von der Clement 
Kenntnis genommen hat, geht es 
mitnichten primär um Materielles. 
Dass der Mensch über ein Geldein-
kommen verfügen muss, um leben 
zu können, sich Dinge zu leisten und 
Bedingungen schaffen zu können, 
die ihm eine Existenz als auf seinen 
eigenen Willen gegründetes Wesen 
überhaupt erst ermöglichen, spielt 
für die Autorin eine eher margina-
le Rolle. Stattdessen ist bei ihr das 
Individuum offenbar ständig damit 
beschäftigt, sich eine Ehre zuzule-
gen, die dazu führen soll, irgendwo 
dazuzugehören oder – bei Nicht-
gelingen – von allem ausgeschlos-
sen zu sein. Demgemäß gibt es für 
sie auch nicht das durch den bür-
gerlichen Rechtsstaat konstituier-
te eigenständige Subjekt, sondern 
lauter Wesen, die ihren Platz in der 
Gesellschaft „zugewiesen“ bekom-
men, zumindestens soweit deren 

Bannmeile als „ehrbarer“ Sozial-
verband reicht. Kein Wunder, dass 
sich bei einer solchen Sicht auf die 
Probleme auszubildender Jugend-
licher heute ganz viel durchschei-
nende Sehnsucht nach den festen 
Strukturen der Ständegesellschaft 
entwickelt, deren – angebliche! – 
Vorzüge in ausschweifenden histo-
rischen Exkursen nachgezeichnet 
werden und zum Zitieren solch gol-
dener Worte von ewigem Bestand 
wie den folgenden führen: Der als 
Namensgeber zahlloser Schulen 
bis heute virulente „Liberale“ Frei-
herr vom Stein „forderte 1819 die 
Wiedereinführung der Zünfte mit 
dem Argument, diese seien »als 
einer [sic!] Erziehungsanstalt zu 
Zucht und Gehorsam des Lehr-
lings, als einer Unterrichts Anstalt 
zur Erlangung tüchtiger und gründ-
licher Kenntnisse des Handwerks 
und Fertigkeit in seiner Ausübung, 
als eines Verhinderungsmittels des 
leichtsinnigen Ansiedelns und früh-

zeitigen Heuratens dringend« ge-
boten“. (23)

Prekarisierung als „Lebensstil“

Es ist nun nicht so, dass Clement 
schlicht in diese Welt umfassender 
Be- und Einschränkungen zurück-
will. Aber den gegenwärtigen Ge-
sellschaftszustand primär als einen 
zu begreifen und zu beschreiben, 
der sich dadurch auszeichne, dass 
„die Erosion der Rollenentwürfe 
[...] mehr Freiheit, zugleich aber 
mehr Risiko und Orientierungslo-
sigkeit [bringt], läuft darauf hinaus, 
eine subjektivistische Weltsicht zu 
propagieren, in der die wirklichen 
Verhältnisse wie in einer camera 
obscura auf den Kopf gestellt er-
scheinen. Die von der Autorin zu-
vor reichlich ausgebreiteten statis-
tischen Zahlen über rückgehende 
„vollwertige Arbeitsverhältnisse“ 
auch bei vorliegender abgeschlos-
sener Berufsausbildung, über die 
steigende Zahl sog. „unverbunde-

ner Jugendlicher“ („nahmen nicht 
an Ausbildung teil, gingen nicht in 
die Schule und lebten nicht in einer 
festen Beziehung“) stellen nämlich 
nicht das Ergebnis eines gewandel-
ten Lebensstils dar, sondern sind 
Folge einer durch gesetzliche Maß-
nahmen vorangetriebenen Dere-
gulierung des Arbeitsmarktes als 
Phänomen der Dauerkrise des ka-
pitalistischen Systems sowie des in 
diesem Rahmen stattgefundenen 
großfl ächigen Ausstiegs vieler Be-
triebe aus der Ausbildungsverpfl ich-
tung. Diese Situation eines verste-
tigten Mangels buchstabiert sich 
bei Clement allerdings geradezu 
kontrafaktisch als eine Umwelt un-
überschaubar vieler Möglichkeiten 
an Identitätsangeboten: „Wir kön-
nen (scheinbar) selbst bestimmen,
als wer wir leben wollen, d. h. welche
Identität wir aufbauen. Wir kön-
nen uns nur nicht aussuchen, keine
Identität zu haben. [...] Unsere Iden-
tität ist nicht unbedingt dieselbe, 
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Herr Spritzendorfer, vielen Dank, 
dass Sie sich zu diesem Interview 
bereit erklärt haben. 
Könnten Sie Ihre Arbeit und Ihre 
Informationsplattform kurz er-
läutern? 
Spritzendorfer Ich berate seit Jahren 
vor allem Umwelterkrankte und Al-
lergiker bei der Planung und Pro-
duktauswahl für die Errichtung 
möglichst schadstoffarmer Gebäude 
– in den letzten Jahren melden sich 
aber zunehmend auch allgemein ge-
sundheits- bewusste junge Familien 
sowie Planer von Kitas und Schulen 
mit Fragen zu gesundheitsverträgli-
chen Bauprodukten und bei aktu-
ellen Schadstoffproblemen.

Bereits in den Monaten 1 bis 
9 2017 wurden wir bereits wieder 
mit 35 Schadstofffällen an Schulen 
konfrontiert.

Daneben versuche ich durch 
Publikationen, Vorträge und Gast-
vorlesungen Wohngesundheit und 
die Problematik von schadstoffbe-
lasteten Gebäuden mehr in die Öf-
fentlichkeit zu bringen.

Sie betreuen ja bundesweit 
Schulen, die unterschiedliche 
Problematiken haben. Sind dar-
unter viele Passivhäuser?

Interview der FLZ mit Josef Spritzendorfer, Europäische Gesellschaft für 
gesundes Bauen und Innenraumhygiene (EGGBI)

Schadstoffe in Schulen

Spritzendorfer Derzeit hatten wir es 
erst einmal selbst diesbezüglich kon-
kret bei Schulen mit einem Passiv-
haus zu tun – Schadstoffprobleme 
an Schulen und Kitas sind in der 
Regel nicht aus der Bauweise, son-
dern erst aus dem jeweiligen Ge-
samtkonzept (falsche Planung, Bau-
stoffauswahl und bauliche Umset-
zung) abzuleiten.

Was halten Sie von Schulen in 
Passivhausbauweise?
Spritzendorfer Wir sehen Schadstoff- 
Probleme grundsätzlich bei immer 
besser gedämmten Gebäuden (Nied-
rigenergie- Häuser, Passivhaus, Nul-
lenergie-Haus…) darin, dass die 
Lüftungskonzepte oft nicht ausrei-
chend für die nötige Luftwechsel-
rate sorgen; zusätzliche Fehler bei 
der Produktauswahl sind dafür ver-
antwortlich, dass die Raumluftqua-
lität verstärkt verschlechtert wird 
und erhöhte Schadstoffkonzentra-
tionen die Folge sind. 

Grundsätzlich lässt sich natür-
lich ein Passivhaus als „wohnge-
sundes Gebäude“ errichten. Aus 
unserer Erfahrung wissen wir aber, 
dass bei der Produktauswahl auch 
hier hier oft sehr blauäugig Her-
stelleraussagen und diverse Güte-
zeichen als Entscheidungsgrund-
lage herangezogen werden – wir 
kennen aber viele Fälle, in denen 
dann zum Beispiel mit „Blaue En-

gel Produkte“ Wandfarben, Boden-
lacke verwendet werden, deren In-
haltsstoffe allergische Reaktionen 
auslösen können.

Auch Produktdeklarationen der 
Hersteller erweisen sich oft als „un-
vollständig“ und damit falsch, so 
verbergen sich häufi g unter dem Be-
griff „Additive“ auch toxische Stoffe, 

Ökotest fand erst vor einem Jahr 
in einer Öko-Holzlasur den Stoff Bu-
tanonoxim (natürlich nicht dekla-
riert), der im Verdacht steht krebs-
auslösend zu sein.

Was sind Ihre Erfahrungen 
bezüglich Schulen und Kitas
als Passivhaus? 
Spritzendorfer Gerade bei Schulen und 
Kitas wäre natürlich das Lüftungs-
konzept dem Nutzungszweck an-
zupassen – Räume mit 20, oft 30 
Personen „Belegung“ erfordern 
natürlich wesentlich höhere Luft-
wechselraten als ein Einfamilien-
haus in Passivbauweise, welches 
möglicherweise von vier Personen 
bewohnt wird.

Hier wird inzwischen anders als 
in der Vergangenheit (Anweisungen 
bei Lüftungsanlagen die Fenster ge-
schlossen zu halten) seitens der Be-
hörden oft darauf gedrängt, mit zu-
sätzlicher Fensterlüftung für bessere 
Luft zu sorgen – in der kalten Jah-
reszeit oft unrealistisch, da während 
des Unterrichts ein Lüften dann un-

zumutbar ist (Erkältungsrisiko), die 
Pausen aber oft nicht ausreichen; zu-
dem wird dadurch die ursprüngli-
che Motivation der Energieerspar-
nis ad absurdum geführt.

Gerade bei öffentlichen Gebäu-
den mangelt es aber auch sehr oft 
an der fachgerechten Wartung der 
Lüftungsanlagen – die wirkt sich 
verheerend aus, wenn diese zugleich 
auch noch zusätzlich ohnedies zu 
„klein“ konzipiert sind.

Was sind generelle Problematiken 
mit dieser Bauweise?
Spritzendorfer Planungsfehler in Form 
von vielfach falscher Baustoffaus-
wahl und/ oder mangelhaftem Lüf-
tungskonzept.

Wie sollten Ihrer Meinung nach 
Schulen zukünftig gebaut werden?
Spritzendorfer Wir plädieren seit je-
her für nachhaltige Bauweisen, die 
sowohl in Holzbauweise als auch 
Massivbauweise „wohngesund“ 
ausgeführt werden können. 

Wichtig ist, dass bereits bei der 
Ausschreibung die bereits genann-
ten „Gesundheitsfaktoren“ (Schad-
stoffbelastungen/ Arbeitsweisen auf 
der Baustelle/ Lüftungskonzept) 
qualitativ defi niert werden, wäh-
rend des Baus kontrolliert und vor 
Abnahme der Gebäude durch ent-
sprechende Abschlussprüfungen 
die Einhaltung vorher ebenfalls de-

fi nierter Zielwerte der Raumluft-
qualität geprüft werden.

Damit würden sich die Kommu-
nen oft nachträgliche, langfristige 
und teure Auseinandersetzungen 
vor Gericht ersparen, weil nach Be-
zug des Gebäudes es natürlich sehr 
schwer sein wird, Verantwortliche 
bei auftretenden Schadstoffbelas-
tungen noch zu identifi zieren. Die 
Schuld wird dann oft nachträglich 
eingebrachten Möbeln, dem Ver-
halten der Nutzer, Reinigungsmit-
teln etc. zugeschrieben.
Städte wie Köln, München, Zürich 
führen beispielsweise solche Prü-
fungen vor der Abnahme der Ge-
bäude bereits durch.

Es werden von den Städten ver-
schiedene Gewerke ausgeschrie-
ben. Meist werden die günstigen 
Angebote ausgewählt. Es gibt
doch sicher auch die Möglichkeit, 
gleich „Bau“gesund auszuschrei-
ben? Wäre das sehr viel teurer? 
Spritzendorfer Wir haben aus lang-
jähriger Erfahrung festgestellt, dass 
viele „wohngesunde Bauprodukte“ 
(mit Ausnahme der Dämmstoffe) 
nur unwesentlich teurer sind – das 
europäische „Ausschreibungsrecht“ 
erlaubt ausdrücklich neben ökono-
mischen Komponenten auch weite-
re Anforderungen (Nachhaltigkeit, 
Gesundheit) an die verwendeten 
Produkte zu stellen. 

wenn wir einkaufen, tanzen, arbei-
ten, die Wohnung staubsaugen, zum 
Steuerberater gehen oder an einer Be-
erdigung teilnehmen. [...] In dieser 
alltäglichen Vielfalt stehen Individu-
en vor der Aufgabe, sich selbst als 
einigermaßen [!] kohärente, durch-
gängig erkennbare [!] Personen zu 
entwerfen und deutlich zu machen. 
Sie verkoppeln [!]kontinuierlich die 
gesellschaftlichen Anforderungen 
mit eigenen Wünschen, Bedürfnis-
sen, Ängsten und Hoffnungen und 
inszenieren [!] so eine wahrnehmbare 
und akzeptable [!]Persönlichkeit.“

So wird eine ökonomische Dau-
erkrise, die den auf Arbeitseinkom-
men angewiesenen Menschen zu-
nehmend sogar die Möglichkeit 
versperrt, sich durch Verkauf ih-
res Arbeitsvermögens auch nur ein 
erträgliches Auskommen zu ver-
schaffen, durch Verwendung identi-
tätspsychologischer Termini euphe-
mistisch zur „modernen, dynami-
schen“ Gesellschaft verklärt, wird 
von „Erosion von Rollenbegriffen“ 
schwadroniert, wo der Arbeitsmarkt 
so umgemodelt wurde (und wei-
ter wird), dass er immer mehr nur 
noch Jobgelegenheiten bietet. Der 
Wirtschafts- und Gesellschaftswis-
senschaftler Oliver Nachtwey be-
schreibt diesen Zustand als „»pre-
käre Abstiegsgesellschaft«, die voll 
und ganz auf Beschäftigung um und 
zu jedem Preis eingestellt ist,“1 was 
nichts anderes bedeutet, als dass 
jede*r sich jederzeit als vielseitig 
einsetzbar konfi gurieren soll ohne 
Gewähr einer dauerhaften Beschäf-
tigung, welche eine Lebensplanung, 
die den Namen verdient, allererst er-
lauben würde. „So gesehen, kommt 
in dieser Konstellation tatsächlich 
die alte Arbeitsgesellschaft der so-
zialen Moderne an ihr Ende, in der 

Arbeit noch die Voraussetzung für 
soziale Sicherheit war“,2 fasst Oliver 
Nachtweih den Wandel zusammen. 
Das aber bedeutet, dass es einen ra-
santen Zuwachs an „Verlierern“ ge-
ben wird bzw. schon gegeben hat.

Bildung in der Konkurrenz-
gesellschaft

Die Methode zur Scheidung der Ge-
winner von den Verlierern aber be-
steht im Kapitalismus in der Kon-
kurrenz und die Einstiegspforte in 
diese sowie ihr erster, in der Regel 
lebensentscheidender Kampfplatz 
befi ndet sich in der Schule mit ih-
rem durch das Notensystem gege-
benen Wettbewerbssystem. Dieses 
allerdings hat es entgegen allem hu-
manen Anstrich in sich. „Eine Re-
vanche bekommen die Verlierer in 
der Konkurrenz nämlich nicht. Sie-
ger- und Verliererstatus sind irre-
versibel; und jede »neue Chance«, 
die man bekommt, erlaubt keinen 
Neubeginn bei Null, sondern be-
steht in der Erlaubnis, sich auf der 
Grundlage des wenig erfreulichen 
Konkurrenzresultats noch einmal 
gegen dieses zu behaupten“, ana-
lysiert der Erziehungswissenschaft-
ler Freerk Huisken die wenig benei-
denswerte Lage der Konkurrenz-
verlierer und weist nachdrücklich 
darauf hin, dass deren Status nicht 
nur ein – leider, leider! - notwendi-
ges, d. h. unvermeidbares Resultat 
des kapitalistischen Konkurrenz-
betriebs, sondern vielmehr ein er-
wünschtes und gezielt angestrebtes: 
„In der Konkurrenz steht ein zent-
rales bzw. das zentrale Resultat des 
Leistungsvergleichs fest, bevor die 
Schüler auch nur ein einzige Stoff-
pensum absolviert haben, bevor sich 
eine ausgebildete Arbeitskraft um 
einen Job bewirbt oder ein Ange-

stellter sich abmüht, bei der 
nächsten Entlassungswelle 
nicht dabei zu sein. Wo Ver-
teilung von Noten und Bil-
dungskarrieren, aber auch 
die von Jobs, Einkommen 
sowie von Kaufkraft oder 
Parlamentssitzen von der 
Anstrengung der Konkur-
renten im Leistungsvergleich 
abhängig gemacht wird, da 
steht fest, dass sich die In-
teressenten an einem guten 
Zeugnis, an einem Arbeits-
platz oder an gesichertem 
Einkommen in die Quere 
kommen. [...] Immer steht 
vorher fest, dass einige der 
Konkurrenten selbst dann 
nicht zum Zuge kommen 
werden, wenn sie es an An-
strengung nicht haben feh-
len lassen. [...] Dass die Konkur-
renz aber genau dies zuwege bringt, 
hat [...] seinen Grund darin, dass in 
Konkurrenzgesellschaften ein sol-
ches Resultat bezweckt ist. Es sollen 
eben nicht alle Jugendlichen studie-
ren und es darf nicht sein, dass al-
le Beschäftigten für ihre Arbeit an-
ständig entlohnt werden“3, so Hu-
isken. Es geht eben immer auch um 
die Frage, wer zu miesen Löhnen 
die anfallenden Dreckarbeiten er-
ledigt, damit das große Ganze pro-
fi tabel und die internationale Kon-
kurrenzfähigkeit gewahrt bleibt!

Die von Clement groß aufge-
blasene Frage der „Ehre“ als eines 
Maßstabs von Inkludierung taugt 
in diesem Sinne denn auch hervor-
ragend als – eine – Messlatte für 
den Ausschluss und hält in ihrer 
auf betriebliche Anwendungen zu-
geschnittenen Form jede Menge an 
Merkmalen vor, mit denen der wil-
lige und fügsame Arbeiter von dem 

unterschieden werden soll, der spä-
tere Schwierigkeiten verheißt, sei es 
ein für effi ziente Betriebsabläufe un-
zumutbar hoher Aufwand an Aus-
bildungszeit, seien es Verhaltens-
merkmale, die widerständige oder 
andere ökonomisch nicht tragbare 
Handlungsweisen oder Interessen 
verheißen. Die totalitäre Zumutung 
an Ausbildungsinteressenten*innen, 
welche diese Durchmusterung ihrer 
Person darstellt, ist auch Clement 
bewusst, wenn sie etwa schreibt „Ei-
nerseits sollen die Jugendlichen, um 
deren passfähige [!] Persönlichkeit 
[!] es ja geht, ganz sie selbst sein. 
Andererseits bekommen sie [...] zu-
rückgemeldet, der sprachliche Aus-
druck lasse zu wünschen übrig, die 
Mimik sei nicht ausdrucksvoll ge-
nug, die Hand gehöre nicht in die 
Jackentasche, der Rock dürfe nicht 
kürzer sein als italienische Län-
ge [...]. Es sind die Jugendlichen, 
die zwischen diesen Widersprüchen 

vermitteln sollen und fl exibel allen 
Ansprüchen gerecht zu werden ha-
ben. Und gerade sie verfügen nur 
bedingt über die Ressourcen, um 
dies tun zu können“, was – in An-
schluss an das oben Dargestellte – 
nur heißen kann, dass durch diesen 
Umstand die beabsichtigte Selekti-
on gerade ihr Material geliefert be-
kommt und ihre Legitimität gleich 
mit, da ja alles ganz „sachgerecht“ 
und „nachvollziehbar“ vonstatten-
geht! Wer durch alle diese Raster 
bis ganz unten durchgefallen ist, 
kann sich bei Clement unter der 
Kapitelüberschrift „Sozialstaat sur-
fen“ gleich schon einmal pauschal 
als ehrlos eingeordnet sehen. An-
dererseits droht in der dann anste-
henden Maßnahmekarriere für die 
Betroffenen, na was, natürlich: Ehr-
verlust dadurch, „dass Fürsorge als 
bedrohlich für die eigene Ehre an-
gesehen werden kann“. 

Benachteiligung gestalten

Von Konkurrenz und Deregulie-
rung, kapitalistischer Krise und 
Ausbreitung der Prekarität ist bei 
Clement nichts zu lesen. Hier geht 
es ständig nur in einer subjektivisti-
schen Beschränktheit um das Prob-
lem der „Integration“ von Jugend-
lichen in die „Arbeitswelt“ und 
was sich dieser an Gepfl ogenhei-
ten auf den beiden hier miteinan-
der zu verbindenden Seiten angeb-
lich oder tatsächlich entgegenstellt. 
Auch von Rechten der jungen Leu-
te ist nichts zu fi nden, kein Hin-
weis auf Ausbildungsordnungen, 
Gesetzeswerke, mit denen Ausbil-
dung normiert und geregelt wird, 
Auszubildendenvertretungen, die 
Rechtsansprüche und Interessen 
zu wahren haben. „Die Mehrheit 
der Auszubildenden ist laut Ausbil-

Fortsetzung von Seite 9:  Berufspädagogik als eine Frage der Ehre …
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Pressemitteilung vom 11. 9. 2017
zur Reaktion auf die
gesundheitlichen Beschwerden

Seit einem Jahr ist bekannt, dass 
es bei Lehrkräften und Kindern an 
der Viktoria-Luise-Schule (vormals 
Rebstockschule) gesundheitliche Be-
schwerden gab und gibt. 

Leider verweigerte sich die Stadt 
einer systematischen Erfassung der 
betroffenen Personen. Stattdessen 
wurde eine breite Reihe von Mes-
sungen in Auftrag gegeben. 

Dies ist gut, denn Messungen 
können zur Aufklärung der Prob-
leme beitragen. 

Ende August hat die Stadt 
Frankfurt eine umfangreiche Bro-
schüre vorgelegt, in der viele Unter-
suchungsergebnisse aufgelistet wur-
den. Mit großer Verwunderung hat 
die GEW Frankfurt zur Kenntnis 
genommen, dass die abschließende
 Erkenntnis der Stadt zu allen vorlie-
genden gesundheitlichen Beschwer-
den allein zu sein scheint, dass die 
Lehrkräfte nicht die Fenster zum 
Lüften geöffnet hätten.

Hierzu haben wir folgende An-
merkungen:

In einer Broschüre des Hoch-
bauamts, die den Lehrkräften bei 
der Inbetriebnahme ausgehändigt 
wurde, steht tatsächlich, dass Lüf-
ten durch Fensteröffnung nicht not-
wendig sei. Diese Auffassung wur-
de auch bis Anfang des Jahres 2017 
mehrfach von Vertretern der Stadt 
so bestätigt. Inzwischen wird dies 
anders kommuniziert. Der jetzt von 

der Stadt gezogene Rückschluss, 
Lehrkräfte hätten wahrscheinlich 
nicht gelüftet, da sie nicht von der 
Notwendigkeit wussten, ist eine her-
absetzende Unterstellung, die durch 
nichts außer Spekulation belegt ist. 

Wir gehen durchaus davon aus, 
dass Lehrkräfte (so wie die meis-
ten anderen Menschen auch) bei 
schlechter Raumluft tatsächlich auf 
die Idee kommen, Fenster zu öffnen 
und dies auch machen. Wer anderes
behauptet, sollte dies auch belegen

können. Hinzu kommt aber, dass 
sich nur einige der aufgetretenen 
Beschwerden durch erhöhte CO2-
Konzentration erklären lassen. An-
dere aber eben nicht. Die Stadt 
macht es sich aus unserer Sicht sehr 
leicht, wenn sie einfach alle Proble-
me auf falsches Lüftungsverhalten 
der Gebäudenutzer zurückführt. 
Wurde denn inzwischen bei allen 
Eltern und Lehrkräften nachge-
fragt, ob noch Beschwerden auftre-
ten? Sollte man eigentlich meinen, 
wenn verkündet wird, dass alles
gut ist. Wurde aber unseres Wissens 
nicht gemacht.

Die weiteren Inhalte und Mess-
berichte der Broschüre werden wir 
noch einmal intensiv prüfen und 
zu einem späteren Zeitpunkt dazu 
Stellung nehmen.

Sebastian Guttmann, 
Vorsitzender der GEW Frankfurt

Die Gesamtmehrkosten haben sich 
bei allgemeinen wohngesunden Bau-
projekten (unter anderem bei einem 
Forschungsprojekt mit der Bundes-
stiftung Umwelt) durchaus als ver-
tretbar herausgestellt, vor allem an-
gesichts der Tatsache, dass damit 
spätere Prozesskosten, Auseinan-
dersetzungen mit Handwerkern, 
Baufi rmen, besonders aber Gesund-
heitsrisiken für die Gebäudenutzer 
vermieden werden können.

Alle Schulen in Frankfurt sollen
mit CO2 Ampeln ausgestattet 
werden. Reicht das Ihrer Mei-
nung nach bezüglich schlechter 
Luft aus?
Spritzendorfer Anders als das Um-
weltbundesamt sieht beispielsweise 
die Stadt Frankfurt offensichtlich 
nach wie vor CO2 als „alleinigen“ 
Indikator für die Raumluftqualität; 
tatsächlich können aber auch bei 
guten CO2 Werten gesundheits-
schädliche Schadstoffkonzentra-
tionen in der Raumluft vorhan-
den sein. CO2 Ampeln ersetzen – 
spätestens dann, wenn Schüler und 
Lehrer bereits über gesundheitliche 
Beschwerden klagen, auf keinen 
Fall eine umfassende qualitative 
Raumluftprüfung – nicht nur auf 
VOCs und Formaldehyd, sondern 
auch Prüfungen auf Weichmacher, 
Flammschutzmittel, Radon, in äl-
teren Gebäuden auch Schimmel, 
PAK und Holzschutzmittel.

Kennen Sie die Liwotevstudie 
bezüglich Innenraumklima? 
Spritzendorfer Ich habe mich – vor al-
lem auch im Rahmen eines aktuel-
len Forschungsprojektes zu Emissi-
onen aus Holz und Holzwerkstof-
fen, an dem ich derzeit mitarbeite, 

intensiv mit den Zahlen dieser Stu-
die aus der Schweiz, die in Zusam-
menarbeit von namhaften Schweizer 
Holzhausherstellern, einem renom-
mierten Umwelt-und Forschungs-
institut (Bau- und Umweltchemie 
Zürich) erstellt worden ist, ausei-
nandergesetzt.

Können Sie Folgendes aus der 
Studie näher erläutern?
Spritzendorfer „Bau“ Gesundheit aus-
schließlich an CO2 estzuzurren ist 
nach unserer Erfahrung mit zahlrei-
chen nur bedingt „lüftungsabhängi-
gen“ Schadstoffbelastungen absolut 
unzulässig. Die Schweizer Liwotev-
studie beispielsweise hat ergeben, 
dass es bei eingeschalteter Lüftung 
teilweise sogar zu erhöhten Schad-
stoff – (nicht CO2!) Belastungen 
kommen kann. (Kapitel 3, Seite 5 
– VOCS bzw. Liwotev Studie Ab-
bildungen auf Seite 5 und 6).

Die 18 Bauprojekte wurden 
während der gesamten Bauphase 
mit Schadstoffprüfungen begleitet – 
bei einigen Projekten stiegen bei ein-
geschalteter Lüftung jeweils Formal-
dehyd- und VOC Belastungen; dies 
stellt einen Beweis dafür dar, dass 
auch durch „konstruktionsbeding-
te“ Komponenten Emissionen aus 
Bauprodukten in die Raumluft bei 
eingeschalteter Lüftung (und damit 
natürlich CO2 Verbesserung) ver-
stärkt auftreten können(!).

Gibt es lüftungsbedingte Schad-
stoffbelastungen? Schadstoffe 
sind doch eigentlich immer da? 
Spritzendorfer Vorhandene Schad-
stoffe in Bauprodukten emittieren 
tatsächlich immer, allerdings unter-
schiedlich stark je nach Luftfeuch-
tigkeit und Raumtemperatur. Daher 

können die Konzentrationen erheb-
lich schwanken, in der Regel (aber 
nicht immer) ist bei höherem Luft-
wechsel die Schadstoff- Konzentra-
tion natürlich niedriger.

Aber auch Lüftungen können 
Schadstoffe abgeben – je nach Fa-
brikation enthalten die Lüfter wie 
alle Elektrogeräte Weichmacher, 
Flammschutzmittel in ihren Leitun-
gen und Kunststoff- Einzelkompo-
nenten, oftmals in den Lüftungs-
kanälen Nanobeschichtungen (Ti-
tandioxid, gesundheitsschädliches 
Nanosilber als „antibakterielle Aus-
stattung“), Schadstoffe wie Form-
aldehyd, Styrol aus oft unverzicht-
baren Schalldämmstoffen, Löse-
mittel aus Metallbeschichtungen 
(Farben, Lacke).

Schlecht gewartete Lüftungs-
anlagen können zusätzlich zu ei-
ner massiven Verkeimung der Zu-
luft führen. 

Aus diesem Grund ist auch hier 
eine sehr gewissenhafte Produktaus-
wahl und spätere Wartung erfor-
derlich.

Welche Erfahrungen haben Sie 
mit den Gesundheitsämtern 
gemacht? 
Spritzendorfer Leider wird hier sehr 
oft versucht,
■  wirklich umfassende und neutra-
le Schadstoffprüfungen in Abstim-
mung mit Eltern- und Lehrervertre-
tern (entgegen den Empfehlungen 
des Umweltbundesamtes) möglichst 
lange zu verhindern,
■  sich bei der Interpretation von 
Messergebnissen stur auf Einzel-
stoff-Grenzwerte, sofern es über-
haupt welche gibt, zu versteifen 
und dabei mögliche Additions- bzw. 
Reaktionseffekte solcher Stoffe un-
tereinander völlig zu „vergessen“,
■  spätestens bei Auftreten erster Be-
schwerdemeldungen die besondere 
Sensitivität zunehmend vieler Kin-
der auf zahlreiche „nur allergenisie-
rende“ Stoffe bereits bei geringsten 
Konzentrationen wie beispielswei-
se Isothiazolinonen zu ignorieren.

Zudem sind viele Grenzwerte 
auch von der Umweltmedizin wis-
senschaftlich höchst umstritten und 
werden vielfach als zu „großzügig“ 
eingeschätzt. 

Nur sehr selten erleben wir 
wirklich entsprechend verantwor-
tungsbewusst präventiv sofort 
„qualitativ“ tätig werdende Ge-
sundheitsämter, wenn die ersten 
Beschwerden einlangen.

Oft werden Auftragsrahmen 
und Messergebnisse möglichst lan-
ge zurückgehalten, nach „Sanierun-
gen“ abschließend „fällige“ Kont-
rollmessungen nicht durchgeführt. 

In vielen Fällen mussten wir uns 
auf Informationsfreiheitssatzungen 
und Umweltinformationsgesetz be-
rufen, um manchmal nach Mona-
ten die Prüfergebnisse zu erhalten.

Wie kann man die Ämter dazu 
bringen, die Besorgnisse von El-
tern, Lehrern und Schülern ernst 
zu nehmen? 
Spritzendorfer
■  Die zuständigen Behörden sind 
immer wieder auf ihre gesetzliche 
„Fürsorgepfl icht“ gegenüber Kin-
dern und Lehrern hinzuweisen,
■  Eltern und Lehrer sollten mög-
lichst frühzeitig beginnen, detail-
lierte Aufzeichnungen der gesund-
heitlichen Beschwerden täglich auf-
zuzeichnen, und bei Arztbesuchen 
mitzunehmen
■  gewählte Elternvertreter, ebenso 
wie die gewählten Personalvertreter 
sofern diese nicht selbst aktiv ein-
greifen, sind auf Ihre diesbezügli-
chen Pfl ichten hinzuweisen,
■  möglichst rasch sind umweltme-
dizinische Atteste zu sammeln und 

den Ämtern, möglichst gebündelt, 
vorzulegen
■  alle Beschwerden sind unbedingt 
schriftlich vorzubringen, Gespräche 
mit Behördenvertretern grundsätz-
lich nie alleine zu führen (weder di-
rekt, noch telefonisch) – nach Ge-
sprächen sind sofort Gesprächs-
protokolle anzufertigen und allen 
Gesprächspartnern auszuhändigen
■  bei „Ignoranz der Behörden“ sind 
möglichst die Medien, notfalls auch 
Anwälte einzuschalten.

Bei der Auswahl von Prüfi ns-
tituten – sofern eine Mitsprache-
möglichkeit entsprechend den Emp-
fehlungen des Umweltbundesam-
tes eingeräumt wird, sollte geprüft 
werden, ob es möglicherweise hier 
„wirtschaftliche“ Abhängigkeiten 
gegenüber den Kommunen gibt, 

bei der Auswahl von Ärzten, ob 
diese tatsächlich „Umweltmedizin“ 
praktizieren und in der Vergangen-
heit Umwelterkrankungen auch tat-
sächlich bereits attestiert haben.

Leider führen viel zu viele Me-
diziner den Zusatzbegriff „Umwelt-
medizin“, ohne jemals eine umfas-
sende umweltmedizinische Aus-
bildung genossen zu haben, ohne 
umweltmedizinische Untersuchun-
gen nach den entsprechenden Richt-
linien durchzuführen. 

Viele dieser Ärzte diagnostizie-
ren einfachheitshalber lieber psy-
chosomatische „Beschwerden“, zu-
mal umweltmedizinische Behand-
lungen von den Kassen nicht bezahlt 
werden.
Verantwortlich für das Interview: 

Laura Preusker
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dungsreport mit ihrer Ausbildung 
zufrieden. Jedoch kann dies nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass es in 
vielen Branchen erhebliche qualita-
tive Mängel gibt: 36,2 Prozent der 
Auszubildenden leisten regelmäßig 
Überstunden, mehr als ein Drittel 
der Auszubildenden erhält keinen 
betrieblichen Ausbildungsplan. Aus-
bildungsfremde Tätigkeiten sind für 
viele Auszubildende ebenso Realität 
wie Gesetzesverstöße“, schreibt die 
DGB-Jugend anlässlich des Erschei-
nens des Ausbildungsreports 2017. 

Typischer Weise tummeln sich 
im moralischen Universum der Ute 
Clement auch keine Gewerkschaf-
ten, tun sich keine systemimma-
nent unaufhebbaren Gegensätze 
zwischen den Prinzipien kapitalis-
tischen Arbeitens und den Bedürf-
nissen der diesen unterworfenen 
Menschen auf. In langen Passagen 
liest sich Clements Schrift wie ein 
Debattenbeitrag zu den Drangsa-
len einer erfolgreichen Abrichtung 
heutiger Jugendlicher zum post-
modernen Arbeitstier, der aus sei-
ner beschränkten Wirkungsabsicht 
keinen Hehl, sondern – wie könnte 
es anders sein – eine Ehre macht, 
wenn die Autorin schlussendlich 
fragt: „Ist die Spannung zwischen 
Engagement für schwache Jugend-
liche und dem potenziellen Schei-
tern dieses Engagements nun zwar 
ein wenig besser erklärbar [!], aber 
letztlich ebenso wenig aufl ösbar wie 
zu Anfang? Ich fürchte: Manchmal 
ja. Man wird es aushalten müssen, 
dass nicht alle den Weg gehen, den 
wir selbst für den besseren halten.“ 
So werden die als „schwach“ ti-
tulierten Jugendlichen zu Akteu-
ren ihres „Versagens“ erklärt und 
die pädagogisch und politisch Ver-
antwortlichen entlastet, was auch 

Zweck der Übung war, wenn Cle-
ment zu Beginn sich weigert, den 
Begriff Benachteiligung zu verwen-
den, da er „das Handeln und die 
Entscheidungen der Jugendlichen 
selbst nicht ausreichend abbildet. 
[...] Eine Perspektive, die benach-
teiligte [Nun auf einmal doch wie-
der?] Jugendliche ausschließlich [?] 
als Opfer ungünstiger sozialer Ver-
hältnisse und nicht als gestaltende 
Akteure ihres Lebens wahrzuneh-
men vermag, scheint mir heute nicht 
mehr zeitgemäß zu sein“. (Hervorh. 
von mir, E. O.) Da diese Entschei-
dung ganz ohne begründendes Ar-
gument präsentiert wird, kommen 
wir der Autorin hier gerne zu Hilfe 
und merken an, dass man sich so die 
unbequeme Auseinandersetzung mit 
den gesellschaftlichen Ursachen der 
ausführlich behandelten Phänome-
ne und das noch viel unbequeme-
re politische Eintreten gegen diese 
erspart. Eine prima Investition, um 
dem Hessischen Kultusministerium 
dann als Hauptreferentin auf seinen 
Jubelveranstaltungen zur Seite sprin-
gen zu dürfen, wenn dort darüber 
räsoniert wird, wie hoch man für 
gefl üchtete Jugendliche die Stöck-
chen zum Drüberspringen in die 
ehrenwerte Gesellschaft halten soll. 

(Alle Hervorhebungen in den 
Zitaten durch Satzzeichen in ecki-
gen Klammern von mir, E. O.)

Ernst Olbrich



FLZ Nr. 3/17SEITE 12

Name

Wrede, Engelbert

Typ

SSA FFM

Schule Telefon

069-38989-430
069-20326287

e-Mail Adresse

engelbert.wrede@kultus.hessen.de
gsbvffm.e.wrede@gmail.com
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Name

Avellini, Christina    
Bär, Meike
Franciszczok, Heidi
Friedrich, Sabine
Glock, Claudia
Gnida, Daniel
Guttmann, Sebastian
Hirn, Hanne
Hüttig, Susanne
Dirk Kretschmer
Preusker, Laura
Ulrich, Ingeborg
Katja, Weber
Zorko, Henrich

Typ

Gym
GOS
GrS
Fö
R
GYM
Fö
BS
BS
GOS
GrS
KGS
IGS
IGS

Schule

Helmholtzschule
FR-Dessauer Gym.
Elsa-Brändström
Panoramaschule
Holbeinschule
Friedrich-Dessauer
Karl-Oppermann
Franz-Böhm-Schule
Stauffenbergschule
Max-Beckmann-Schule
GS Rebstock
Schule am Ried
Ernst-Reuter-Schule II
Ernst-Reuter-Schule II

Telefon

069-48981785
06192-309299
069-7891567
06171-4753
069-676908
069-13821001
06190-8879915
06171-508241
069-73997393
0177-4233692
069-95117755
069-46308697
06196-653003
0172-7785855

e-Mail Adresse

aavellini@yahoo.de
meikebaer.gpr-ffm@posteo.de
Heidi.franciszczok@t-online.de
bine-friedrich@t-online.de
claudiaglock@web.de
l.ading@gmx.net
ps.guttmann@t-online.de
brainmail@t-online.de
huettigs@t-online.de
dirk-kretschmer@gew-frankfurt.de
lpreusker@gmx.de
Ing.Ulrich@gmx.net
webkmail@yahoo.de
zorko.ersii@t-online.de

Beamtinnen und Beamte

Name

Gülegen, Enis
Krodel-Johne, Heide

Typ

H
Fö

Schule

Sophienschule
Viktor-Frankl-Schule

Telefon

069-547434
06031-692414

e-Mail Adresse

enisguelegen@google.com
heide.krodel@outlook.com

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Von links nach       rechts bzw. hinterer nach vorderer Reihe: Laura Preusker, Dirk Kretschmer, Jens Kleemann, 
Alexander Grund, Claudia Glock, Manuela Adalati, Sven Hennemann, Heidi Franziszczok, Ernst Olbrich,
Martina Dunkel-Volknandt, Susanne Hüttig, Sabine Friedrich, Christine Rensing-Grüter, Katja Weber, Stefan 
Kockelmann, Heinrich Zorko, Ingeborg Ulrich, Andrea Peters, Heide Krodel-Johne, Sebastian Guttmann, 
Meike Bär, Hanne Hirn, Enis Gülegen, Christina Avellini, Ricarda Ebert-Diehl, Daniel Glida, Alexandra Menk

Nachrichten ...

GEW

Gesamtpersonalratsbüro 069-38989-185 gesamtpersonalrat@
kultus.hessen.de

Personelle Veränderungen
im Amt
Inzwischen konnte die zusätzliche 
Dezernent*innenstelle im Bereich 
Grundschule mit Frau Tschauner 
besetzt werden. Sie übernimmt die 
‚Schulfachliche Aufsicht über die 
Grundschulen‘, für die bisher Frau 
Kersten zuständig war. Frau Kers-
ten übernimmt die Aufsicht über 
den Bereich der Privatschulen. Aus 
Sicht der GEW-Fraktion im Ge-
samtpersonalrat ist dies auch drin-
gend notwendig, da jedes Schul-
jahr neue Privatschulen mit unter-
schiedlichsten Hintergründen und 
Zielsetzungen in Frankfurt eröff-
nen. Demnächst muss eine weitere
Dezernent*innenstelle besetzt wer-
den, da Herr Mag regulär in den 
Ruhestand versetzt wird. Wir hof-
fen, dass die Neubesetzung zeitnah 
erfolgt. Bis dahin übernehmen Frau 
Tschauner und Frau Wiemann je-
weils einen Teil der Grundschulen, 
die bisher von Herrn Mag betreut 
wurden. Da Herr Mag auch für den
Bereich „Arbeits-und Gesund-
heitsschutz“ an Frankfurter Schu-
len zuständig war, werden wir da-
rauf drängen, dass auch hierfür so 
schnell wie möglich eine Nachfol-
geperson gefunden wird.

Zwei weitere Dezernentinnen 
haben inzwischen ihren Dienst im 
Staatlichen Schulamt aufgenom-
men. Frau Schönfeld ist die neue 
Dezernentin für die Haupt- und 
Realschulen, Frau Philipp für die 
Berufl ichen Schulen als Nachfolge-
rin von Herrn Stahler, der wie Herr
Mag in den Ruhestand geht.

Da auch mehrere zusätzliche 
Sachbearbeiter*innen eingestellt 
wurden bzw. in Kürze eingestellt 
werden, haben wir die Hoffnung, 
dass verschiedene Verwaltungsab-
läufe jetzt schneller als bisher funk-
tionieren und werden dies auch wei-
terhin einfordern und anmahnen.

Immer noch vakant ist die Stelle 
der Frauenbeauftragten der Frank-
furter Lehrkräfte. Bei der Stelle, die 
nur aufgrund des konstanten Drucks 
des Gesamtpersonalrats (bis hin zu 
einem Initiativantrag) ausgeschrie-
ben wurde, kommt es immer wieder
zu Verzögerung. Inzwischen hat im -
merhin das Auswahlverfahren statt-
gefunden. 

Versetzungen innerhalb Hessens
und zwischen den Bundesländern
Jedes Schuljahr fi nden nicht nur 
Versetzungen innerhalb Frankfurts 
statt, sondern auch das sogenannte
‚Hesseninterne Verfahren‘ und das 
Ländertauschverfahren. In beiden 
Verfahren berät und begleitet der 
Gesamtpersonalrat Kolleginnen und 
Kollegen, die einen Versetzungs-
wunsch mit einem Ziel außerhalb 
Frankfurts haben und natürlich 
auch diejenigen, die nach Frankfurt 
möchten. Die Frist für den Verset-
zungsantrag ist der 1. Februar 2018, 
die Versetzungen fi nden dann zum 1. 
August  2018 statt. Da der Gesamt -
personalrat aber erst zu einem sehr 
späten Zeitpunkt die Namen derje-
nigen erfährt, die eine Versetzung 
beantragt haben, ist es sehr wichtig,
dass die Betroffenen sich zu einem 
möglichst frühen Zeitpunkt an den 
Gesamtpersonalrat wenden und 
dann auch von uns beraten werden
können. 

Situation an Grundschulen und 
im Bereich der Sonderpädagogik
Trotz gegenteiliger Aussagen aus 
dem Hessischen Kultusministeri-
um schätzt die GEW-Fraktion im 
GPRLL die Situation im Bereich der 
Frankfurter Grundschulen und der 

Sonderpädagogischen Förderung 
als extrem prekär ein. Neben vielen 
nicht abgedeckten Stunden gibt es 
ein weiteres Problem, das von Jahr 
zu Jahr größer wird. Für die Arbeit 
an den Schulen ist nämlich auch die 
Qualifi kation der an den Schulen Be-
schäftigten von großer Bedeutung. 
Und hier gibt es ebenfalls große 
Probleme. Die Zahl der an Grund-
schulen ohne Grundschullehramt 
beschäftigten Personen steigt stetig 
weiter an. Inzwischen sind es an den 
Frankfurter Grundschulen weit über 
hundert solcher Beschäftigungsver-
hältnisse. Auch Leiharbeitsverhält-
nisse durch die Firma Campuser-
vice gibt es inzwischen an mehre-
ren Frankfurter Schulen, ebenfalls 
mit Personen ohne Lehramt. Dass 
unter diesen Bedingungen ein gere-
gelter Ablauf kaum noch möglich 
ist, dürfte offensichtlich sein. Hier 
bedarf es einer tatsächlichen Unter-
stützung der Schulen und nicht nur 
Ankündigungen durch das Kultus-
ministerium. 

Die sonderpädagogische För-
derung an allgemeinen Schulen soll 
ab dem kommenden Schuljahr in 
Form von „Inklusiven Schulbünd-
nissen“, wie vom neuen Hessischen 
Schulgesetz vorgegeben, organisiert 
werden. Eine der wenigen konkre-
ten Aussagen hierzu ist, dass es wohl 
sechs solcher Bündnisse in Frank-
furt geben soll; in jedem soll jeweils 
ein regionales Beratungs- und För-
derzentrum vertreten sein. Alles an-
dere sei noch in der Abstimmung. 
Da zu erwarten ist, dass es wieder 
zu Verschiebungen von Zuständig-
keiten kommen kann, haben wir 
schon frühzeitig unsere Beteiligung 
angemahnt, um auch die Interes-
sen der Kolleg*innen vertreten zu 
können. Insgesamt ist eher zu be-
zweifeln, dass es durch Umstruktu-
rierungen zu besseren Ergebnissen 
kommt, da ja das eigentliche Pro -
blem in der mangelnden personellen 
Ausstattung liegt. Etwas überrascht 
hat uns die Ankündigung, dass die 
„Verordnung über Unterricht, Er-
ziehung und sonderpädagogische 
Förderung von Schülerinnen und 
Schülern mit Beeinträchtigungen 
oder Behinderungen“ (VOSB) nicht 
erneuert, sondern nur in eini gen Tei-
len an das neue Hessische Schulge-
setz angepasst werden soll. Stattdes-
sen sei eine ergänzende Verordnung 
zur Ausgestaltung der „Inklusiven 
Schulbündnisse“ in Arbeit. Der Er-
lass über die Ordnungsfristen zur 
VOSB wurde vom Hessischen Kul-
tusministerium bereits aufgehoben. 
Somit ist auch eine Überprüfung des 
Anspruchs auf sonderpädagogische 
Förderung im Bereich der Förder-
schwerpunkte Lernen und Sprache 
in den ersten beiden Schuljahren im 
Prinzip wieder möglich.

Das Fehlen ausgebildeter För-
derschullehrkräfte wirkt sich so-
wohl an den Förderschulen als auch 
im Bereich der „inklusiven Beschu-
lung“ aus. Nicht abgedeckte Stun-
den gibt es auch hier, was an vielen 
Stellen deutlich spürbar ist. Auch 
hier bedarf es einer deutlichen Er-
höhung der Ausbildungskapazitä-
ten (sowohl an den Universitäten als 
auch an den Studienseminaren), um 
aus der Situation des „Fachkräfte-
mangels“ herauszukommen. Sicher 
können auch Weiterbildungen einen 
Beitrag leisten, diese sollten aber 
für Schulbetrieb und Kolleg*innen 
gut durchführbar sein. Aus unserer 
Sicht wäre eine komplette Freistel-
lung für den Zeitraum der Weiter-
bildung ein deutlich besserer Weg, 
um Kolleg*innen für die Aufgaben 
zu qualifi zieren.

Demokratisch – Kompetent – Streitbar

Kre
Rechteck
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 ... aus dem Gesamtpersonalrat  

Nachrichten aus dem Hauptpersonalrat

Nach Änderung des Hessischen 
Schulgesetzes: Diverse Entwürfe 
für neue Verordnungen wurden 
dem HPRLL vorgelegt
Ob VOBO, VGBM, VGSV und wei-
tere – die Dienststelle legte diverse 
Verordnungen vor. Der HPRLL hat 
die Vorschläge der Dienststelle kri-
tisiert. Besonders die zunehmende 
Tendenz, den Lehrkräften – egal in 
welcher Schulform – immer mehr 
Aufgaben aufzubürden, ohne ent-
sprechende Ressourcen für Entlas-
tungen bereit zu stellen, erregte die 
Kritik des HPRLL. Dass dieses En-
gagement notwendig war, soll fol-
gendes Beispiel verdeutlichen: Der 
Entwurf der „Verordnung zur Ge-
staltung des Schulverhältnisses“ sah 
vor, dass die Kolleginnen und Kol-
legen künftig Förderpläne auf der 
Basis einer „Kind-Umfeld-Analyse“
erstellen sollten. Dies hätte eine
festgelegte und sehr umfangreiche 
Abfolge der Diagnostik bedeutet. 
Eine erhebliche Mehrbelastung der 
Kolleginnen und Kollegen wäre die 
Folge gewesen. Entsprechende Kri-
tikpunkte hat der HPRLL auch für 
andere Bereiche eingebracht und 
engagiert vertreten.

Einstellung in den Vorbereitungs-
dienst für das Lehramt an 
Grundschulen
Als eine weitere Maßnahme, um 
Grundschullehrkräfte „zu fi nden“, 
hat das Kultusministerium die Ein-
stellung von Personen mit dem Ers-
ten Staatsexamen anderer Lehräm-
ter in den Vorbereitungsdienst für 
das Grundschullehramt vorgeschla-
gen. Diese Personen würden dann 
das Lehramt für die Grundschule er-
werben. Möchten sie in ihrem stu-

Sozialpädagogische Fachkräfte 
an allgemeinen Schulen
Das Versprechen des Kultusminis-
ters, für Hessen 700 zusätzliche Stel-
len für Sozialpädagogische Fach-
kräfte einzurichten (400 für Grund-
schulen, 300 für weiterführende 
Schulen), klingt erst einmal nicht 
schlecht, wirft aber diverse Fragen
für die praktische Umsetzung auf: 
Wie viele dieser Stellen kommen 
nach Frankfurt? Verteilung auf 
die einzelnen Schulen? Regelun-
gen des konkreten Einsatzes bis hin 
zu der Frage, woher eigentlich die 
Bewerber*innen kommen sollen.
Diese (und noch weitere) haben wir 
dem Staatlichen Schulamt vorgelegt 
und leider nur eine Antwort erhal-
ten: Ausführungsbestimmungen lie-
gen noch nicht vor. Dies ist dem 
Staatlichen Schulamt nicht vorzu-
werfen. Denn offensichtlich wurden 
diese notwendigen Überlegungen 
entweder vom Kultusministerium 
noch nicht gemacht oder zumindest 
noch nicht abgeschlossen und wei-
tergegeben. Gerade dies wäre im 
Hinblick auf einen erfolgreichen 
Einsatz aber wichtig. 

Probleme bei der Mitbestimmung
 I – Einstellung und Einstufung
von Tarifbeschäftigten
TvH-Verträge (Angestelltenverträ-
ge), ganz gleich ob befristet oder 
unbefristet, unterliegen der vollen 
Mitbestimmung durch den örtlichen 
Personalrat. Dazu muss der Perso-
nalrat „umfassend und rechtzeitig“ 
informiert werden (§§ 62 und 77 
HPVG) und zu dieser umfassenden 
Unterrichtung gehören alle notwen-
digen Unterlagen, die der Personal-
rat benötigt, um sowohl der Ein-

stellung zuzustimmen als auch der 
Einstufung. (Siehe dazu Verfügung 
Mitbestimmung: auf der Homepage 
des Staatlichen Schulamtes unter 
„Zuständigkeiten“ -> Gremien -> 
unten im Downloadbereich). Bisher 
gab es dazu ein Formular, welches 
standardmäßig mitgeschickt wer-
den sollte. Dieses enthält drei Zu-
stimmungsprunkte für den Perso-
nalrat: Einstellung, Eingruppierung 
und Einstufung. 

Da Einstellung und Eingruppie-
rung im Prinzip derselbe Schritt sind 
und die Eingruppierung bisher im-
mer unstrittig war, bleibt als zweiter 
Punkt eigentlich nur die Einstufung, 
wofür der PR im Prinzip den Prüf-
bogen der Sachbearbeitung braucht, 
um nachvollziehen zu können, aus 
welchen Gründen welche förder-
lichen Zeiten o-Ä. berücksichtigt 
oder nicht berücksichtigt wurden. 
Wir besprechen gerade mit der Be-
hörde, ob der Arbeitserleichterung 
halber das aktuell verwendete For-
mular vereinfacht werden kann und 
wie es gelingen kann, dass die Perso-
nalräte die notwendigen Unterlagen 
immer vollständig vorliegen haben. 

Wichtig zu wissen: diese Mit -
bestimmungsberechtigung gilt auch
für Einstellungen von Leiharbei-
ter*innen (z.B. Campuserve usw.).

Probleme bei der Mitbestimmung
II – Einbau von „Kommunikations-
anlagen“ an Schulen
Bei Einbau und Verwendung aller
Geräte und technischen Anlagen, 
die in der Lage sind, das Verhalten 
oder die Leistung der Beschäftigten
zu überwachen, z.B. Kopierer mit 
Festplattenspeicher, Schlüsselan-
lagen, die Personen zuzuordnen 

sind, Monitore mit Mikrofonen 
oder auch Kommunikationsanla-
gen für den Krisenfall, ist der Perso-
nalrat in der Mitbestimmung (§ 74 
Abs.1 Ziff.17 HPVG). Dennoch 
werden derzeit an vielen Schulen 
Frankfurts Kommunikationsanla-
gen eingebaut, teilweise sogar oh-
ne dass dies vorher mit den Schul-
leitungen abgestimmt wurde, ganz 
zu schweigen von personalrätlicher 
Mitbestimmung. Der GPRLL ist in-
tensiv darum bemüht, diese Mitbe-
stimmung auch gegenüber der Stadt 
durchzusetzen und das Schulamt 
immer wieder darauf zu verpfl ich-
ten, sich darum zu kümmern, dass 
dieses Recht nicht unterlaufen wird. 
Das dabei verwendete Argument, 
dass der ÖPR ja nicht der Personal-
rat der Stadt sei, die diese Anlagen 
einbaut, kann hier nicht als Ausre-
de benutzt werden. Denn dies ist 
unserer Auffassung nach unerheb-
lich, da das Mitbestimmungsrecht 
dem Personalrat der Dienststelle 
obliegt, in der die entsprechenden 
Gerätschaften eingebaut werden.

Intensivklassen
Auch die Situation in den Intensiv-
klassen wird im Gesamtpersonalrat 
regelmäßig thematisiert. Viele Vor-
gaben des Schulamts haben auch ei-
ne direkte Auswirkung auf die Ar-
beit an den Schulen, weshalb wir 
ein Treffen mit den Lehrer*innen 
der Intensivklassen planen, um uns 
darüber zu verständigen, welche 
wichtigen Themen und Anliegen es
gibt. Gerade im Hinblick auf die 
Arbeitssituation halten wir es in 
Frankfurt für problematisch, Schü-
ler*innen in Intensivklassen über 
die gesamte Jahrgangsbreite zu füh-

ren. Auch setzen wir uns weiterhin
dafür ein, dass Intensivklassen an al-
len Schulformen eingerichtet werden
sollen. Dies ist schon allein aufgrund
ihrer Anzahl notwendig. Denn eben -
so wie die übrigen Schüler*in nen-
zahlen in Frankfurt, steigen auch 
die der Seiteneinsteiger*innen.

Weiterhin ungelöst ist die Fra-
ge, an welche Schulen die Intensiv-
klassen, die sich an den drei in Auf-
lösung befi ndlichen Hauptschulen 
befi nden, kommen sollen. Hierbei 
handelt es sich um immerhin 11 
Klassen. Dieses Problem muss drin-
gend angegangen werden, der Ge-
samtpersonalrat ist durchaus be-
reit, hier an Lösungen im Sinne der 
Schüler*innen und Kolleg*innen 
konstruktiv mitzuarbeiten.

Schulentwicklungsplan Beruf-
liche Schulen
Mehrere Mitglieder des Gesamtper-
sonalrats haben an den Veranstal-
tungen zum Schulentwicklungsplan 
Berufl iche Schulen kontinuierlich 
teilgenommen. Ein ausführlicher 
Bericht fi ndet sich an anderer Stelle
dieser Ausgabe der FLZ, weswegen
dies hier nicht weiter ausgeführt 
wird.

Schulentwicklungsplan
Allgemeinbildende Schulen
Die Fortschreibung des Schulent-
wicklungsplans geht weiter. Auch 
im kommenden Schuljahr sollen 
wieder neue Schulen im Bereich 
Grundschule und der Sekundar-
stufe eröffnet werden. Auf Nach-
frage wurde vom Staatlichen Schul-
amt mitgeteilt, dass noch keine Pla-
nungsgruppen eingerichtet worden 
seien, um pädagogische Konzepte 

für die Arbeit an diesen Schulen 
zu entwickeln. Dies sollte aus un-
serer Sicht schnellstens geschehen, 
damit ein möglichst guter Start der 
Schulen gewährleistet ist und auch 
die Eltern und Schüler*innen bei 
der Schulwahl wissen, mit welchem 
Konzept die Schulen arbeiten wer-
den (Stichwort Übergang 4/5). So 
kann man zumindest darauf hin-
arbeiten, dass eine neu errichtete 
Schule auch angenommen wird. Aus 
Sicht der GEW-Fraktion im GPRLL 
ist es auch wichtig, dass eine Pla-
nungsgruppe für eine Frankfurter 
Schule auch schon Ideen für die Ar-
beit mit Seiteneinsteiger*innen und 
den Bereich der Inklusion mitbe-
denkt und entwickelt, da diese bei-
den Bereiche alle Frankfurter Schu-
len betreffen und es eben nicht so 
sein sollte, dass sie dann im Nach-
hinein noch dazukommen. Aus die-
sem Grund werden wir auch weiter 
darauf drängen, dass in jeder Pla-
nungsgruppe auch Personen mit Er-
fahrungen in der Arbeit in diesen 
Bereichen vorhanden sind.

Freifahrtberechtigung für
Landesbeschäftigte
In der letzten Sitzung wurde uns mit-
geteilt, dass der schriftliche Nach-
weis der Freifahrtberechtigung für 
Landesbeschäftigte an Schulen auto-
matisch erstellt und Mitte Novem-
ber vom Staatlichen Schulamt über 
die Schulen an alle Berechtigten ver-
schickt wird. Wir hoffen, dass dies 
funktionieren wird. – Weitere Ant-
worten auf häufi g gestellte Fragen 
zur Freifahrberechtigung kann man 
unter https://innen.hessen.de/presse/
pressemitteilung/das-landesticket-
fuer-hessen-unterwegs fi nden.

dierten Lehramt später doch noch 
unterrichten, müssen sie ein weite-
res Referendariat absolvieren. Dem 
HPRLL war sehr wichtig, dass all 
diejenigen, die das erste Staatsex-
amen für das Grundschullehramt 
abgelegt haben, auch ein Einstel-
lungsangebot für den Vorbereitungs-
dienst erhalten. Noch freie Plätze 
sollen dann Personen, die anderes 
Lehramt studiert haben, angeboten 
werden. Klar ist, dass diese weitere
Qualifi kationen benötigen, um in 
der Grundschule unterrichten zu 
können. Wie diese Weiterqualifi -
zierung möglich werden kann, oh-
ne zu einer übermäßigen Belastung 
für die LIV selbst oder/und die Kol-
leginnen an den Grundschulen und 
in den Studienseminaren zu werden, 
stand im Mittelpunkt der Erörterun-
gen mit der Dienststelle.

Weiterbildung zur Förderschul- 
und zur Grundschullehrkraft
Vor nicht all zu langer Zeit gab es eine
Weiterbildung zum Förderschul-
lehramt, bei der die teilnehmenden 
Kolleginnen und Kollegen sich über 
ein Jahr hinweg qualifi zieren konn-
ten, ohne in den Unterricht an ihren
Schulen eingebunden zu sein. Die 
Rückmeldungen der Kolleginnen 
und Kollegen waren positiv. Prin-
zipiell hält auch die Dienststelle 
eine derartige Gestaltung für sinn-
voll, hat aber trotzdem eine andere 
Gestaltung für die Weiterbildungen 
für die Lehrämter an Grundschule 
und Förderschule vorgelegt.

In den konkreten Diskussionen 
mit der Dienststelle setzt sich der 
HPRLL für eine (mindestens halb-
jährige) Vorlaufphase ohne Unter-
richt ein. Sollte es keine vollständi-

ge Freistellung von einem Jahr ge-
ben, muss in den weiteren Phasen 
die Unterrichtsverpfl ichtung so re-
duziert werden, dass mindestens 
an einem unterrichtsfreien Tag die 
Chance zur Refl ektion und Evalua-
tion des eigenen Unterrichts gegeben 
ist. Die Mentorinnen und Mento-
ren an den Schulen selbst benötigen 
für ihre Tätigkeit selbstverständlich 
auch eine Entlastung. In diesem Sin-
ne gestaltet der HPRLL gerade die 
Erörterungen mit der Dienststelle.  

Überarbeitung der Grundsätze 
über Zusammenarbeit und
Führung in der Hessischen
Landesverwaltung
Wichtig für Beschäftigte in den 
Schulen ist, dass Jahresgespräche 
als Instrument der Personal- und 
Organisationsentwicklung für die-
se Berufsgruppe nun endlich Ge-
schichte ist! In dem überarbeiteten 
Erlass heißt es: „Die Lehrkräfte in 
den Schulen im Bereich des Hessi-
schen Kultusministeriums sind von 
der Verpfl ichtung zum Führen von 
Jahresgesprächen ausgenommen.“
Interessant ist sicherlich, wie die 
im Erlass (unter 12. Kommunika-
tion) angesprochene „ausgewogene 
Balance“ und das Entgegenwirken 
„… einer zunehmenden Entgren-
zung zwischen Arbeits- und Pri-
vatwelt…“ sich tatsächlich auf Be-
schäftigte in den Schulen auswirkt.

Evaluation Beurteilungsrichtlinie
Dem HPRLL ist von vielen Seiten 
eine große Unzufriedenheit mit den 
Beurteilungen bei der Lebenszeitver-
beamtung oder bei Beurteilungen,
die notwendig wurden, weil sich Kol-
leginnen und Kollegen auf Funkti-

onsstellen beworben haben, berichtet 
worden. Besondere Unzufriedenheit 
gab es mit der Benotung bei Lebens-
zeitverbeamtungen. Es wurde immer 
wieder mit der Begründung, dass 
man ja am Anfang der berufl ichen 
Karriere stünde und noch gar nicht 
sehr gut sein könne, nur eine mittle-
re bis ausreichende Note gegeben. 

Diese Berichte waren für den 
HPRLL Anlass genug, von der 
Dienststelle eine Evaluation der Be-
urteilungsrichtlinie zu erbitten und 
über eine notwendige Veränderung 
zu diskutieren. Die dem HPRLL zu-
geleitete Auswertung war nicht sehr 
aussagekräftig. Weitere Infos, wie 
zum Beispiel eine Aufschlüsselung 
der erreichten Ergebnisse nach An-
lass der Beurteilung oder nach Ge-
schlechtern werden benötigt. Der 
HPRLL wird hier am Ball bleiben, 
um für die Kolleginnen und Kolle-
gen vor Ort einen transparenten und 
nachvollziehbaren Umgang mit Be-
urteilung und Beurteilungsrichtlinie 
zu ermöglichen.

Auftreten der Bundeswehr
an Schulen
Das HKM hat in der Erörterung mit 
dem HPRLL deutlich gemacht, dass 
das Aushängen von Werbeplaka-
ten der Bundeswehr in die Verant-
wortung der Schulleiter/Innen falle.
Nicht alle Werbemittel zur Berufs-
wahl der Bundeswehr sind aus Sicht 
des HPRLL von der Kooperations-
vereinbarung gedeckt.

Schulwanderungen und -fahrten
Der HPRLL hat den Erlass zu Schul-
wanderungen und Schulfahrten 
(hier: Erstattung von Reisekosten 
für Lehrkräfte und Hilfskräfte) zur 

Kenntnis genommen und die Erhö-
hung der Aufwandsentschädigung 
als einen ersten Schritt zu einer an-
gemessenen Erstattung bewertet.

Kostenübernahme für
Beschäftigte des Landes
Vermehrt konnte in letzter Zeit fest-
gestellt werden, dass bei Schadens-
fällen oder bei der Verpfl ichtung 
des Erste-Hilfe-Kurses für LiVs die 
Kostenübernahme nicht eindeutig 
im Interesse der Beschäftigten ge-
klärt werden konnte. Hier wird der 
HPRLL auch weiterhin nachhaken, 
um ein Abwälzen von Kosten, die 
aus unserer Sicht vom Dienstherrn 
zu übernehmen sind, auf Landes-
bedienstete zu verhindern.

Projekt zur „Förderung leistungs-
starker und potentiell besonders 
leistungsfähiger Schülerinnen 
und Schüler“
Der HPRLL wurde informiert, dass 
auf Grundlage eines Beschlusses der 
KMK aus dem Jahr 2016 in Hes-
sen, beginnend mit dem Schuljahr 
2017/2018, 20 allgemeinbildende 
Schulen die Möglichkeit erhalten, 
am o.g. Projekt teilzunehmen. Die 
hessische Internatsschule Schloss 
Hansenberg wurde bereits für das 
Projekt im Vorfeld identifi ziert, an 
dem bundesweit 300 Schulen nach 
Aussage der Dienststelle teilnehmen. 
Ziel sei es auch „… die Potenziale 
von Kindern und Jugendlichen aus 
weniger bildungsnahen Elternhäu-
sern, insbesondere mit Migrations-
hintergrund…“ zu entwickeln und 
zu fördern. 
Verantwortlich f. d. HPRLL-Info:

Bettina Happ-Rohé 
und Maike Wiedwald
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Neue-Gymnasiale-Oberstufe

 Die Bereitschaft, etwas (er)schaffen zu wollen
 —   EINE UMFRAGE   —

Soeben ist sie unabhängig gewor-
den, die Neue Gymnasiale Ober-
stufe (NGO):  Im Jahr 2013 wurde
sie zunächst als Außenstelle der 
Max-Beckmann-Schule gegründet, 
da ein Gesetz die Gründung eigen-
ständiger Oberstufenschulen ver-
hinderte. Eine Änderung des Hes-
sischen Schulgesetzes machte die 
Eigenständigkeit der NGO zum
1. August dieses Jahres möglich.
     In den vergangenen vier Jah-
ren fand der Unterricht der neuen
Schule in einer Containeranlage
im Frankfurter Stadtteil Riedberg 
statt, wo inzwischen 495 Schü-
lerinnen und Schüler in drei Jahr-
gängen von 48 Lehrerinnen und 
Lehrern unterrichtet werden. Zwei-
mal wurden bisher an der NGO 
Abiturprüfungen durchge führt. 
Parallel zum Unterrichts ge sche hen
wird von den Kolleginnen und 
Kollegen der NGO, die in Team-
strukturen tätig sind, die Ent wick-
lung der Schule weiter vorange-
trie ben. Aktuell wird zusätzlich der 
Umzug in einen attraktiven Über-
gangsstandort nahe der Innen-
stadt vorbereitet,wo sie bis etwa 
2026 bleiben soll.
     Zum Wechsel in die Eigen-
ständigkeit bietet es sich an, mit
den Mitgliedern des Leitungs-
teams, den Lehrerinnen und Leh-
rern, Schülerinnen und Schülern 
und Eltern der NGO einmal 
einen Blick auf ihre Schule zu
werfen: 
     Wie hat sich die NGO in den 
vergangenen vier Jahren ent-
wickelt? Wo steht die Schule jetzt, 
wo will sie hin?

Jeder Lehrer, jede Lehrerin 
träumt davon, einmal eine 
eigene Schule aufzubauen und 
zu entwickeln. Welche Vision 
von Schule hatten Sie, als Sie 
an die NGO kamen und dort 
Ihre Arbeit auf nahmen?

LEITUNGSTEAM DER NGO: 

 R Der Gedanke an eine Team-
schule stand ganz oben. Soweit es 
möglich und zielführend ist, woll-
ten wir positive Erfahrungen auf ein 
Oberstufengymnasium übertragen 
mit dem Ziel einer Oberstufe der 
Vielfalt und Heterogenität.

KOLLEG/INNEN AN DER NGO: 

 R Als ich an die Schule kam, lief 
das „Projekt NGO“ bereits seit zwei 
Jahren. Die meisten Rahmenbedin-
gungen waren damals schon vorge-
geben. Von einer eigenen Vision zu 
sprechen ist deshalb vielleicht etwas 
hoch gegriffen. Aber es ist schön, 
eigene Ideen einbringen zu können, 
zu wissen, dass noch nicht alles in 
Stein gemeißelt ist und innerhalb 
eines Rahmens zu gestalten.

 R  Als ich ein Jahr nach ihrer 
Gründung an die NGO kam, hatte 
ich eher den Wunsch, an eine Schule 
zu kommen, in der ganz allgemein 
noch keine fest gefahrenen Struktu-
ren bestehen und an der man sich in 
seinem eigenen Arbeitsgebiet aktiv 
einbringen kann, ohne auf das ste-
reotype „Das haben wir aber im-
mer so gemacht!“ zu stoßen. Ge-
nerell fand ich es auch spannend, 
einfach eine Schule in ihren Grund-
strukturen mitgestalten zu können.

 R Ich hatte Lust dazu, nach vie-
len Jahren als Lehrerin meine Er-
fahrungen in den Aufbau einer neu-
en Schule einzubringen.  Eine Visi-
on war für mich die, die ich schon 
zu Beginn meiner Tätigkeit gehabt 
hatte:  Lehrerin an einer Schule zu 
sein, wo eine gute, vertrauensvolle 
Beziehung zwischen  Lehrer/in  und 
Lerngruppe  es ermöglicht, mit den 
Schülern konzentriert, intensiv und 
freudenvoll  Glückstheorien, Sartre, 
gotische Kathedralen oder analyti-
sche Geometrie zu thematisieren.

Welches Konzept mit welchen 
Schwerpunkten steht nun nach 
vier Jahren NGO? 
Ließ sich Ihre Vision zumindest 
teilweise verwirklichen? 

LEITUNGSTEAM: 

 R  Die Struktur einer Oberstufe 
erfordert entsprechende Anpassun-
gen zur Verwirklichung von Team-
strukturen. Die NGO hat in den 
vier Jahren ein Konzept entwickelt, 
das den Erfordernissen nach Kom-
petenzentwicklung unserer SuS in 
vielerlei Bereichen gerecht wird und 
die Berufs- und Studienorientierung 
anhand der Profi larbeit maßgeblich 
unterstützt.

KOLLEG/INNEN: 

 R  Vieles ließ sich verwirklichen. 
Ich denke aber, dass es gerade jetzt 
nach vier Jahren gilt, die Entwick-
lung und das Erreichte zu überprü-
fen und kritisch zu hinterfragen, 
damit kein Stillstand entsteht. Ich 
denke dabei besonders an unsere 
Schwerpunkte: die Profi le, das Be-
ratungskonzept, die Teamarbeit.

 R  In Hinblick auf die Mitgestal-
tung haben sich meine Erwartungen 
defi nitiv erfüllt. Es war von Anfang 
an nicht schwer, sich ein Aufgaben-
feld zu suchen und sich dort aktiv 
einzubringen. Kurze Kommunikati-
onswege, die bei uns zur Schulkul-
tur gehören, haben nicht unwesent-
lich dazu beigetragen. Ich würde sa-
gen, wir haben das Kerngeschäft, 
also Unterricht und Abitur, gut im 
Griff. Das Schulprofi l mit Profi lar-
beit, Teamstrukturen und Beratung 
etc. steht insgesamt auf einem trag-
fähigen Konzept.

 R Die NGO ist so konzipiert, 
dass sie Strukturen bereithält, um 
die Basis für guten, vertrauensvollen 
Unterricht herzustellen wie häufi ge 
Beratungszeiträume und zwei Tuto-
ren in der 11. Klasse, Arbeitsräume, 
Projektwochen usw., so dass unse-
re Schüler/innen ihren individuellen 
Weg für sich entdecken  können.  

Welchen Anteil hatten Sie als 
Lehrerinnen und Lehrer daran?

KOLLEG/INNEN: 

 R  Es ist schwer den Anteil jedes 
und jeder einzelnen zu benennen; 
insbesondere, weil sich an unserer 
Schule alle einbringen.

 R  Der eigene Anteil ist schwer 
zu bestimmen. An der NGO hat so 
ziemlich jeder Kollege zusätzliche 
Aufgaben übernommen. Durch die 
Teamstruktur wurde vom gesamten 
Kollegium an vielen Entwicklungen 
mitgewirkt. Bei mir persönlich wa-
ren vermutlich die Beschäftigung im 
Personalrat und in der Steuergruppe 
sowie die Arbeit als Fachsprecher 
die Aufgabenfelder, in denen ich die 
deutlichsten Akzente setzen konnte. 
Wie viele andere musste aber auch 
ich lernen, dass Schule als System 
nicht vollkommen demokratisch 
funktionieren kann, sondern dass 
Entscheidungen der Schulleitungen 
häufi g durch Sachzwänge bestimmt 
sind. Eigene Vorstellungen können 
dadurch möglicherweise nicht im-
mer ganz frei verwirklicht werden.

 R  Ich denke, den gleichen gro-
ßen Anteil wie alle anderen auch 
– wir sind bereit, immer wieder an 
der Schulentwicklung mitzuwirken, 
was manchmal Zeit und Nerven 
kostet, aber im Ergebnis unglaub-
lich schön ist. 

Was haben Sie als Schüler/
innen und Eltern von einer 
Schule erwartet, die gerade 
neu gegründet wurde? 

SCHÜLER/INNEN U. SCHÜLER DER 13E:

 R  Wir erwarteten eine bessere 
schulische Förderung durch neue, 
junge und motivierte Lehrer, durch 
vielfältige Lehrer. Trotz der Integ-
ration der vielen unterschiedlichen 
Schüler hofften wir auf einen guten 
Zusammenhalt in den Klassen, auf 
einen normalen Schulalltag auch in 
den Containern und viele Möglich-
keiten, die Pausen bzw. die Freistun-
den zu verbringen. Wir erwarteten 
eine bessere Benotung nach dem 
Schulwechsel.

ELTERN AUS DEM SEB:

 R  Der Schulwechsel an sich war 
uns wichtig, da kein Vertrauen mehr 

in die Lehrerschaft des vorherigen 
Gymnasiums gegeben war. Wir fühl-
ten uns nicht verstanden und es ent-
stand ein enormer Leistungsdruck 
von Seiten der Lehrer, der unsere 
Tochter unter erheblichen Druck 
stellte, dies galt es zu verändern.

Was ist für Sie defi nitiv anders 
als an der früheren Schule? 

SUS DER 13E:

 R  Unsere alte Schule hatte ab der 
E-Phase schon zwei LKs. Hier jedoch 
brauchten wir uns erst einmal nur 
für einen zu entscheiden. Anders er-
schienen uns jedoch die Container, 
in denen wir unterrichtet werden, 
dementsprechend natürlich auch die 
Ausstattung der einzelnen Räume. 
Einzeltische fi nden wir sehr gut. Die 
Öffnungszeiten der Mensa und das 
Angebot sind auch anders als an un-
serer alten Schule. Die Mensa hatte 
schon vor der ersten Stunde geöff-
net, so dass man sich noch vor dem 
Unterricht etwas zu trinken kaufen 
konnte und nicht wie an der NGO 
ab der ersten Pause. Das Handyver-
bot ist an der NGO viel besser ge-
regelt als woanders.

ELTERN AUS DEM SEB:

 R  Das Zusammenarbeiten der 
Lehrer mit den Schülern ist defi nitiv 
viel besser als an der letzten Schule! 
Die Schüler erleben sich ernst ge-
nommen und werden wahrgenom-
men in ihren Anliegen.

Und was unterscheidet nach
der Ansicht des Leitungs-teams 
die NGO von anderen Schulen?

LEITUNGSTEAM: 

 R  Die NGO hat immer noch 
keinen endgültigen Standort. Der 
Umzug in einen Interimsstandort 
gilt ebenso als sicher wie der an den 
endgültigen Standort im Frankfurter 
Gallus.  Die Realisierung des „Bil-
dungscampus Gallus“ beinhaltet 
auch die räumliche und konzepti-
onelle Einbindung weiterer städti-
scher Einrichtungen und wird noch 
einige Jahre dauern.  

Kolleg/innen aus dem Leitungsteam der NGO

Kolleg/innen an der NGO
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Als Schule im Aufbau bietet 
die NGO viele Möglichkeiten der 
Beteiligung.

Was fi nden Sie gut gelungen, 
worauf sind Sie stolz?

LEITUNGSTEAM: 

 R  Wir sind stolz darauf, eine 
Schule neu gestaltet und dabei den 
Alltag bewältigt zu haben. Wir sind 
ebenfalls stolz, die nötige Geduld 
für die erforderlichen Prozesse auf-
gebracht zu haben.

KOLLEG/INNEN: 

 R  Es ist eine große Leistung, in 
so kurzer Zeit so routinierte und re-
lativ reibungslose Abläufe zu schaf-
fen – als Beispiel kann man hier das 
Landesabitur nennen. Ich denke, da-
rauf kann die ganze Schulgemein-
de stolz sein.

 R  Ich denke, dass wir den Unter-
richt und das Abitur so schnell ohne 
große Probleme meistern konnten, ist 
für eine Schule im Aufbau sicher keine 
Selbstverständlichkeit. Auch dass wir 
im Prinzip von Anfang an ein eige-
nes Schulprofi l hatten, völlig autark 
von der Max-Beckmann-Schule, se-
he ich als große Leistung an.

 R  Stolz bin ich auf unsere Schü-
ler/innen, die bei uns ihr Abitur oder 
die Fachhochschulreife absolviert 
haben und auf uns Kolleg/innen, 
die sie dafür vorbereitet haben und 
aktuell wieder vorbereiten. 

SUS DER 13E:

 R  Besonders stolz bin ich auf 
nichts, doch gefallen tut mir einiges 
an der Neuen-Gymnasialen-Ober-
stufe. Erstens wäre da die überwie-
gend junge Lehrerschaft, welche 
auch unsere Interessen versteht und 
sich über diese mit uns auch au-
ßerhalb des Unterrichts unterhal-
ten kann. Durch die junge Lehrer-
schaft ist Moodle bei allen bekannt 
und wird genutzt. Auch die Hard-
ware ist mit Elmos und Computern 
in jedem Klassenraum fantastisch. 
Zudem sind die Klassenräume mit 
Einzel- und nicht mit Doppeltischen 
bestückt, was eine individuelle Sitz-
ordnung erlaubt. Und schlussend-
lich sitze ich nach der Schule schon 
zwei Minuten später in der Bahn, 
da die Station von der Schule nur 
zehn Meter entfernt ist.

Fehlzeitenhefte: äußerst prak-
tisch.

An der Oberstufe sind keine 
Kinder, das ist gut. 

ELTERN AUS DEM SEB:

 R  Der Schüleraustausch im 
Fachbereich Französisch war sehr 
gut, nicht nur in der Vorbereitung, 
sondern auch in der Woche, als 
die Austauschschüler hier waren, 
war es wunderbar, ich kann es nur 
empfehlen.

Integration geglückt!!

Wie fi nden Sie die Ausstattung 
der Schule? 

SUS DER 13E:

 R  Es fehlt uns an Toiletten auf 
jedem Stockwerk. Und manchmal 
sitzen wir morgens im Kalten, weil 
die Heizungen aus sind. Eine Sport-

halle und die Pausenklingel. Wir 
benötigen mehr Schließfächer, eine
Aula, mehr Stillarbeitsräume. 

Was wir gut fi nden, ist die Tech-
nik:  Computer, Elmo und Beamer 
in jedem Raum. Dazu die Medio-
thek, die Mensa, das Fehlzeitenheft 
und Auslandsprojekte. 

ELTERN AUS DEM SEB:

 R  Gut.

Was müsste Ihrer Ansicht nach 
an der NGO noch verbessert 
werden? 

LEITUNGSTEAM: 

 R  Wir möchten die Unterrichts-
entwicklung vorantreiben, die Kom-
munikation mit und im Kollegium 
verbessern und dazu beitragen, die 
Identifi kation mit der NGO als Pro-
zess zu gestalten.

KOLLEG/INNEN: 

 R  Sicher kann man alle, auch 
die gut laufenden Bereiche noch 
optimieren, Stillstand sollte in kei-
nem Bereich herrschen – aus mei-
ner Sicht gilt das insbesondere für 
die Umsetzung des Profi lgedankens.

 R  Nachbesserungsbedarf gibt 
es natürlich noch an einigen Stel-
len, auch an den Eckpunkten unse-
res Schulprofi ls: Profi larbeit, Team-
strukturen, Beratung etc. Das war 
aber auch anders nicht zu erwar-
ten, denn diese Strukturen müssen 
eben wachsen. Es ist eben ein Pro-
zess. Die Arbeit am Schulprogramm, 
die wir letztes Schuljahr ernsthaft 
in Angriff genommen haben, wird 
sicherlich ihren Teil dazu beitragen. 

 R  Die Effektivität einiger Ab-
läufe; bestehende Strukturen soll-
ten auch mal im Vergleich evaluiert 
und ggf. optimiert werden: Manche 
Teams laufen sehr gut in ständiger 
Umwälzung, in anderen fühle ich 
mich weniger zufrieden oder sehe 
keinen „Zugewinn“.  

Es fehlt noch eine Dankkultur;
Feiern sollten mehr ausgestaltet 
werden mit viel mehr Witz und 
Kreativität. 

SUS DER 13E:

 R  Damit alle Schüler/innen ihren 
Tag besser planen können, müss-

te es eine Optimierung des Vertre-
tungsplans geben: Eine Aktuali-
sierung um 7:45 reicht nicht. Bei 
Unterrichtsausfall frühzeitige Be-
nachrichtigung.

Worin liegt der Sinn, die Schule 
um 7:50 starten zu lassen? Schul-
beginn um 8 Uhr wäre gut. 

Und die Schüler/innen haben 
nicht alle denselben Geschmack. 
Die Cafeteria müsste mehr bieten 
können und vor allem keine harten
Brezeln.

Die Klimaanlagen sind auch 
nicht regelmäßig an im Sommer. 
Die Fenster sind im oberen Stock-
werk verschlossen; Lüften scheint 
so auch nicht wirklich möglich. Die 
Parkplatzsuche ist auch problema-
tisch und wie soll es nach dem Um-
zug werden?

Manche haben ein Auto und 
keine Bahnkarte.

ELTERN AUS DEM SEB:

 R  Nichts.

Ist das Bild der Lehrer/in -
nen anders als an anderen 
Schulen?

KOLLEG/INNEN: 

 R  Alle Kolleginnen und Kolle-
gen sind bewusst an unsere Schule 
gekommen. Jedem und jeder war 
klar, dass zusätzliche Arbeit und 
Engagement von ihm oder ihr nö-
tig ist. Diese Bereitschaft etwas (er-)
schaffen zu wollen, ist prägend für 
unser Kollegium.

 R  Ich würde sagen, prinzipiell 
sind wir hier nicht anders als an an-
deren Schulen. Die Gruppendyna-

mik im Lehrerzimmer und die Kom-
munikation zwischen Leitungsteam 
und Kollegium erscheinen mir an 
dieser Schule aber etwas wertschät-
zender und ungezwungener als an 
anderen Schulen, die ich bislang 
erlebt habe.

 R  Ja, auf jeden Fall. Wir gehen 
immer wieder ins Gespräch, in den 
Teams, im Kollegium, mit Schüler/
innen und Eltern, viel häufi ger als 
an anderen Schulen. Wir formulie-
ren Ideen und setzen sie um oder 
fangen wieder neu an, wir rech-
nen durch, planen und begeistern 
uns und schreiben ohne Ende Pro-
tokolle.

Wie beurteilen Sie die 
Zusammenarbeit zwischen 
Ihnen als Schülern und den 
Lehrern? 

SUS DER 13E:

 R  Sowohl die Lehrer als auch die 
Schüler sind bereit, Kompromisse 
einzugehen. Die Lehrer sind offen 
für Kritik und gehen öfters auf die 
Wünsche der Schüler ein.

Wie sehen Sie als Eltern die 
Zusammenarbeit zwischen 
Ihnen und den Lehrer/innen 
bzw. dem Leitungsteam an der 
NGO? 

ELTERN AUS DEM SEB:

 R  Gut.

Was verändert sich für 
die Lehrer/innen nach 
Erreichen der lang ersehnten 
Unabhängigkeit? 

LEITUNGSTEAM: 

 R  Die NGO steht nun selbst in 
ihrer Verantwortung. Das sorgt für 
eine höhere Dynamik in der Schul-
entwicklung und fördert die Iden-
tifi kation mit der NGO.

KOLLEG/INNEN: 

 R  Bisher hat sich an unserer 
täglichen Arbeit wenig verändert. 
Merkliche Veränderungen erwar-
te ich erst, wenn die Funktionsstel-
len besetzt sind und die Schule in 
ein neues Gebäude umgezogen ist.

 R  Solange Leitungsaufgaben von 
Kollegen ohne Funktionsstellen, 
d.h. ohne Vergütung für ihre Ar-
beit und mit unscharfer Rollenbe-
schreibung, übernommen werden 
mussten, waren Zuständigkeiten 
und Verantwortungen manchmal 
etwas unklar. Durch die Besetzung 
der Funktionsstellen in den Stellen 

des Leitungsteams verspreche ich 
mir hier eindeutigere Strukturen.
- Für uns im Kollegium nicht so 
viel, eher für die Schülerinnen und 
Schüler, die jedes Jahr neu an die 
Schule aufgenommen werden, da 
sie alle zusammen neu starten. Sie 
können sich so mit ihrer Schule von 
Anfang an identifi zieren. 

Was wünschen Sie sich und 
Ihrer Schule für die Zukunft? 

LEITUNGSTEAM: 

 R  Wir wünschen uns Freude 
an und Motivation durch alte und 
neue Herausforderungen.

KOLLEG/INNEN: 

 R  Weiter so: vielleicht etwas 
mehr Ruhe, aber keinen Stillstand.

 R  Die nächsten Baustellen wer-
den – nahezu buchstäblich – der 
Umzug in ein Interimsgebäude und 
der Neubau unseres Schulgebäudes 
im Gallus sein. Ich wünsche mir, 
dass wir diese Projekte ebenso ge-
meinschaftlich angehen wie die bis-
herigen Beschäftigungsfelder und 
dass die Kommunikation mit dem 
Leitungsteam weiterhin so offen 
und wertschätzend bleibt. Ich ma-
che mir diesbezüglich aber eigent-
lich keine Sorgen.
- Vor allem, dass die Schule einen 
Namen bekommt.

SUS DER 13E:

 R  Wir wünschen uns für un-
sere Schule mehr Leistungskurse 
(Spanisch, Sport, Informatik etc.), 
mehr Lehrkräfte, keine überfüll-
ten Klassen, für jede Klasse einen 
Klassenraum.

ELTERN AUS DEM SEB:

 R  Ich wünsche der NGO, dass 
sie den Stand behalten kann und 
den Umzug gut übersteht, ohne 
dass die Abiturvorbereitungen da-
runter leiden müssen.

Warum sollte eine Schülerin/
ein Schüler sich für die NGO 
entscheiden?

SUS DER 13E:

 R  Obwohl die Schule diszipli-
niert ist und das Oberstufen-Am-
biente spüren lässt, kann man sich 
wohl fühlen und kann sich der At-
mosphäre anpassen. Das Lehrer-
Schüler-Verhältnis ist im Vergleich 
zu anderen Schulen besser.

Die Interviews führte
Christine Rensing-Grüter

Klasse 13 E mit ihrem Lehrer
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Die Bedeutung und die Notwendig-
keit von Ganztagsschulen wird heu-
te in der pädagogischen Diskussion 
nicht mehr bestritten. In rhythmi-
siert arbeitenden Ganztagsschulen 
kann eine verbesserte individuelle 
fachliche und soziale Förderung der 
Schülerinnen und Schüler erfolgen. 
Das kommt allen zu Gute, unab-
hängig von der sozialen Situation 
oder dem Einkommen der Eltern. 
Soziale Ungleichheiten können aus-
geglichen werden.

Ganztagsschulen sind ein ent-
scheidendes Mittel zum Abbau der 
„Vererbung“ von Bildungsbenach-
teiligung, aber auch zur Umsetzung 
der Inklusion.

Die Ganztagsschule soll eine 
Schule für alle Kinder und Jugend-
lichen sein, die differenzierend auf 
die unterschiedlichen Bedürfnisse 
von Kindern und Jugendlichen re-
agiert. In der Ganztagsschule kön-
nen die unterschiedlichen Fähigkei-
ten und Fertigkeiten von Kindern 
und Jugendlichen durch besonde-
re Unterrichtsformen wie Projekte, 
Arbeitsgemeinschaften, Wahl- und 
Stützkurse, Freizeitaktivitäten so-
wie sportliche und musisch-ästhe-
tische Angebote besser gefördert 
werden. Die Ganztagsschule muss 
eine sozialpädagogisch ausgerich-
tete Schule sein, die Kinder und Ju-
gendliche bei Lebens- und Lernpro-
blemen unterstützt.

Kinder mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf können in der 
Ganztagsschule besser gefördert 
werden; Kindern nichtdeutscher 
Herkunft sollen herkunftssprach-
licher Unterricht und spezielle För-
derkurse angeboten werden. Der 
Bildungs- und Erziehungsauftrag 
der Schule ist zu erweitern, indem 
Elemente der Sozial- und Jugend-
arbeit Eingang in den schulischen 
Alltag fi nden. Schule und Jugend-
hilfe sind zusammen mit den Eltern 
am Bildungs- und Erziehungsauf-

trag beteiligt. Schule sowie Kinder- 
und Jugendhilfe müssen die Lebens-
welten der Kinder und Jugendlichen 
unter ganzheitlichen Aspekten se-
hen und gemeinsam pädagogische 
Aktivitäten entfalten.

Die GEW hält die Einrichtung 
einer Ganztagsschule für eine Selbst-
verständlichkeit, die jeder hessi-
schen Schule zusteht. Jeder Schule 
muss auch die Möglichkeit eröff-
net werden, eigene Wege zur Ganz-
tagsschule zu gehen.

Landesregierung setzt
auf Verankerung von Billig-
lösungen

Gute Gründe für die Schaffung von 
echten Ganztagsschulen gibt es also 
genug. Dennoch setzt die Landesre-
gierung in Hessen fast ausschließ-
lich auf die Verankerung freiwil-
liger Angebote für Schülerinnen 
und Schüler mit dem Schwerpunkt 
der Betreuung. So werden in der 
Richtlinie für ganztägig arbeitende 
Schulen Angebote, die sich additiv 
an den Unterricht anschließen und 
mehr der Betreuung als der Bildung 
dienen, nach wie vor forciert. Ein 
neues Profi l „Pakt für den Nach-
mittag“ wird geschaffen. Ledig-
lich beim Profi l 3 kann man von 
echten Ganztagsschulen sprechen. 
Und genau hierin liegt ein gravie-
rendes Problem. Alle Schulen, die 
ganztägig arbeiten wollen, müssen 
sich einem dieser Profi le zuordnen. 
Seit den 1990er Jahren existieren in 
Hessen drei unterschiedliche „Mo-
delle“ von Ganztagsschulen1.

Mit der Schulgesetzänderung 
von 2017 ist das Profi l „Pakt für den 
Nachmittag“ neu hinzugekommen.

Das Vorschlagsrecht, welche 
Schulen in das Landesprogramm 
aufgenommen werden sollen, ha-
ben die Schulträger, die ihrerseits 
ein starkes Interesse an dem Aus-
bau von Betreuungsangeboten ha-

ben. Daher werden Schulen fast aus-
schließlich in die Profi le 1 und 2 so-
wie in den Pakt für den Nachmittag, 
die alle freiwillige Ganztagsangebo-
te additiv an den Unterricht hängen, 
gedrängt. Viele Schulen sind heute 
frustriert, weil sie versucht haben, 
sich über das Profi l 1 schrittweise in 
das Profi l 3 zu entwickeln, sie aber 
häufi g immer noch in den Anfangs-
profilen „festsitzen“, obwohl sie 
weit mehr Angebote für Schülerin-
nen und Schüler gestalten, als nach 
Profi l 1 vorgesehen sind.2

Lediglich 36 allgemeine Schu-
len befi nden sich im Profi l 3, was 
am ehesten einer echten Ganztags-
schule entspricht.

Mit nicht einmal 5 Prozent ist 
Hessen nach den Daten der Kultus-
ministerkonferenz das Bundesland 
mit dem geringsten Anteil von Schü-
lerinnen und Schülern an gebunde-
nen Ganztagsschulen3. Das gilt be-
sonders bezogen auf die hessischen 
Grundschulen: Laut Kultusminis-
terium bieten von den fast 1.100 
Grundschulen die Hälfte ganztägi-
ge Angebote an, jedoch sind nur 1 
Prozent aller Grundschulen – näm-
lich 11 – im Profi l 3. Gerade hier 
bildet Hessen das Schlusslicht in 
der Bundesrepublik.

Die den Schulen bereitgestell-
ten Mittel für die personelle und 
sächliche Ausstattung von Ganz-
tagsschulen sind bei weitem nicht 
ausreichend zur Gewährleistung 
eines umfangreichen und qualita-
tiv hochwertigen Angebots. Seit 
Jahrzehnten wird der Weg „Mit-
tel statt Stelle“ gegangen. Legt man 
den vom Land Hessen angesetzten 
„Wert“ einer Stelle von 46.000 Eu-
ro zu Grunde, werden im Moment 
Mittel in Höhe von fast 40 Millio-
nen Euro an Schulträger, vor allem 
aber an sogenannte Dritte, verge-
ben. Die Nutzung dieser Möglich-
keit fällt besonders hoch bei Schu-
len im Pakt für den Nachmittag 
aus, am geringsten bei Schulen aus 
dem Profi l 3.

Alleine auf der Basis der insge-
samt viel zu geringen Ressourcenzu-
weisung ist eine tägliche, sieben- bis 
achtstündige Ganztagsschule nicht 
zu realisieren. So werden Schulen, 
und vor allem die dort arbeitenden 
Kolleginnen und Kollegen, bewusst 
unter Druck gesetzt. Schulen, die 
nicht über eine aktive Elternschaft, 
eine reges Vereinsumfeld oder einen 
liquiden Förderverein verfügen, um 
zusätzliche Angebote zu akquirie-
ren, haben große Schwierigkeiten.

Die Folge ist eine Ausweitung 
prekärer Beschäftigung mit öffent-
lichen Mitteln und am Ende – so 
das Aktionsbündnis Schulkindbe-
treuung – „ein in der Regel unterfi -
nanziertes Betreuungsangebot, das 
ein professionelles Arbeiten fast 

Keine Billig-Lösungen!
Der folgende Antrag für die Landesdelegiertenversammlung der GEW Anfang November 2017
befasst sich mit den GEW-Forderungen zur Ganztagsschule

1 Die frühere Pädagogische Mittags-
betreuung entspricht dem heutigen 
Profi l 1, die offene Ganztagsschule 
Profi l 2 und die gebundene Ganz-
tagsschule Profi l 3.

2 Es muss ein Verfahren der Mittel-
vergabe entwickelt werden, das den 
konkreten Ressourcenbedarf vor Ort 
anhand von Kriterien wie vorhande-
ne räumliche Situation, Sozialraum, 
tatsächliche Exstenz von potentiel-
len Kooperationspartnern, Anzahl 
von Schülerinnen und Schülern mit 
inklusivem Beschulungsbedarf, Exis-
tenz einer Intensivklasse oder ande-
ren Seiteneinsteigerprojekten, usw. 
berücksichtigt.

3 Vgl. www.kmk.org/dokumentati-
on-und-statistik/statistik/schulsta-
tistik/allgemeinbildende-schulen-
inganztagsform.html

4 Anzahl ganztägig arbeitender Grund-
schulen und Schulen im Pakt für den 
Nachmittag 2012/13-2016/17  Vgl. 
http://www.hessen.ganztaegig-ler-
nen.de/ganztag-in-hessen-zahlen-
daten-fakten

5 Würde eine Schule das Mindestan-
gebot täglich von 7.30 Uhr bis 16 
Uhr für alle Schülerinnen und Schü-
ler abdecken, wären das in der Wo-
che 42,5 Stunden. Im Rahmen einer 
Halbtagsschule wären durch den re-
gulären Unterricht im Umfang von

   32 Unterrichtsstunden sowie durch 
Pausen ein Zeitraum von 27 Stun-
den abgedeckt, unter der Annahme 
dass pro Woche vier Mal Unterricht 
im Zeitfenster von 8 bis 13 Uhr und 
einmal darüber hinaus bis 15 Uhr 
stattfi ndet. Um die im Rahmen des 
Ganztagsbetriebs anfallenden zusätz-
lichen 15,5 Stunden mit qualitativ 
hochwertigen Angeboten ausfüllen 
zu können, wäre nach dieser Über-
schlagsrechnung ein Zuschlag von 
57,4% zur Regelunterrichtsversor-
gung erforderlich. Selbst Schulamts-
direktoren haben auf die Notwendig-
keit einer zusätzlichen Zuweisung 
zur Grundunterrichtsversordnung 
von 55% hingewiesen.

nicht zulässt“. Dabei sei es „allein 
an den engagierten Mitarbeitern 
und den Trägern, trotz dieser Mi-
sere täglich ein akzeptables Ange-
bot zu kreieren“. Über das Personal 
des Landes Hessen hinaus müssen 
verbindliche Vorgaben für die Per-
sonalstruktur einer Ganztagsschu-
le erfolgen4.

Rhythmisierte Ganztags-
schulen – fl ächendeckend
in Hessen!

Die GEW steht weiterhin hinter dem 
Ziel, rhythmisierte Ganztagsschu-
len einzurichten, denn wir brau-
chen an den Schulen hochwertige 
Bildungsangebote, um Schülerinnen 
und Schüler optimal zu fördern. 
Das mittelfristige Ziel in Hessen 
ist, ein fl ächendeckendes Angebot 
an rhythmisierten Ganztagsschulen 
in Grundschulen und der Sekundar-
stufe I zu etablieren und damit den 
Besuch einer echten Ganztagsschule
für alle Schülerinnen und Schüler 
möglich zu machen:
■ Eine qualitativ hochwertige echte 
Ganztagsschule erfordert zusätzli-
ches Personal: Lehrerinnen und Leh-
rer, sozialpädagogische Fachkräf-
te sowie Schulsozialarbeiterinnen 
und -sozialarbeiter. Der Mindest-
bedarf ist mit 60 Prozent zusätz-
lich zur Grundunterrichtsversor-
gung anzulegen5.
■ Schulen müssen eigene Wege ge-
hen können, um eine rhythmisierte 
Ganztagsschule zu werden. Es muss 
ermöglicht werden, dass Schulen 
eigene Wege, abgestimmt mit allen 
Beteiligten und im Rahmen eines ei-
genen pädagogischen Konzepts, ge-
hen können. Die Erfahrung in Hes-
sen und vor allem die erfolgreich 
arbeitenden Ganztagsschulen zei-
gen, dass die Einordnung in Pro-
fi le die Entwicklung echter Ganz-
tagsschulen nicht fördert, sondern 
behindert. Die Ganztagsrichtlinie 
muss entsprechend verändert wer-
den und im Rahmen defi nierter Kri-
terien für die pädagogische Quali-
tät mehr Flexibilität ermöglichen.
■ Es gilt, Standards für Ganztags-
schulen zu entwickeln und einzu-
halten, die über denen einer reinen 
Vormittagsschule liegen. Die Schul-
träger müssen die Schulen so aus-
statten, dass ein Ganztagsbetrieb 
möglich ist (Cafeteria, Bibliothek, 
Ruheräume, Freizeiträume für offe-
ne Angebote, Kleingruppenräume, 
Arbeitsplätze für alle Kollegen/in-
nen der Schule...)6.
■ Es bedarf qualifi zierter Fachkräf-
te, die nach Tarif eingruppiert und 
bezahlt werden müssen. An Ganz-
tagsschulen arbeiten multiprofes-
sionelle Teams miteinander. Auch 
um sich miteinander auf Augen-
höhe begegnen zu können, muss 

sichergestellt sein, dass Alle feste 
Beschäftigungsverhältnisse haben.
■ Grundschulen haben andere 
Bedarfe im Ganztag als Schulen 
aus der Sekundarstufe I, allein auf 
Grund einer geringeren Zahl von 
Unterrichtsstunden im Stunden-
plan der Grundschule ist mehr Zeit 
durch Ganztagsangebote abzudek-
ken ist. Hier müssen andere Kon-
zepte für Ganztagsschulen umge-
setzt werden können.
■ Es muss eine inhaltliche Diskus-
sion und Auseinandersetzung mit 
den Schulträgern über eine einheit-
liche Neukonzeptionierung der Zu-
sammenarbeit von Jugendhilfe und 
Schule mit klar geregelten Aufga-
ben geben.

Ab jetzt – jedes Jahr
100 Schulen in echte Ganz-
tagsschulen umwandeln!

Die GEW ist sich bewusst, dass das 
für eine gelingende Arbeit der Ganz-
tagsschulen notwendige Personal 
nur für den Bereich der Sekundar-
stufe I auf dem Arbeitsmarkt un-
mittelbar zur Verfügung steht und 
nur eingeschränkt für den Bereich 
der Grund- und Förderschule. Ein 
politisches Konzept zur Überwin-
dung des aktuellen Fachkräfteman-
gels ist somit auch aus der Perspek-
tive der Ganztagsschulentwicklung 
unerlässlich. Unabhängig von al-
len anderen Zielsetzungen bleibt 
die Wahlfreiheit für die Eltern ge-
wahrt. Zu dieser Wahlfreiheit ge-
hört eben auch, dass es für die El-
tern möglich wird, dass ihre Kinder 
eine rhythmisierte Ganztagsschule 
vor Ort besuchen können.

Es muss einen konkreten Plan 
geben, wann und wie weitere rhyth-
misierte Ganztagsschulen im Be-
reich der Sekundarstufe I und der 
Grundschulen errichtet werden. Die 
GEW Hessen bekräftigt ihre Forde-
rung, die Bedingungen zu schaffen, 
um jedes Jahr mindestens 100 Schu-
len in echte Ganztagsschulen um-
zuwandeln. Kooperationsprojekte 
zwischen Kommunen, Schulträgern 
und dem Land Hessen im Hinblick 
auf den Ausbau von echten Ganz-
tagsschulen müssen forciert wer-
den. Diese Ganztagsschulen sollen 
– unabhängig von verpfl ichtenden 
Einschränkungen durch die Profi -
le der Ganztagsrichtlinie – als po-
sitive Beispiele ausgebaut werden:
■ Jeder Schule werden schrittweise 
Ressourcen zur Verfügung gestellt, 
um ihren eigenen Weg in den Ganz-
tag gehen zu können. Der Mindest-
bedarf ist mit 60 Prozent zusätzlich 
zur Grundunterrichtsversorgung 
anzulegen7.
■ Entscheidungen darüber, ob eine 
Schule zur Ganztagsschule wird und 
welchen Weg sie dabei einschlägt, 
sind demokratisch zu treffen. Bei der 
Erarbeitung eines schulbezogenen 
Konzepts für die Entwicklung zur 
Ganztagsschule sind die Entschei-
dungsrechte der Gesamtkonferenz 
über Grundsätze des Stunden-, Auf-
sichts- und Vertretungsplans nach 
§ 133 HSchG zu beachten.
■ Werden pädagogischen Angebote 
– egal ob am Vormittag oder Nach-
mittag – von Lehrkräften durchge-
führt, sind sie jeweils als Pfl icht-
stunde (1:1) abzurechnen, weil sie 
vor- und nachbereitet werden müs-
sen. Eine Ausweitung von Anwesen-
heitszeiten und Arbeitszeiten in der 

Ganz so schön müsste eine Ganztagsschule nicht gestaltet sein, um sich 
darin wohlzufühlen….

6 „Wir können nach wie vor nicht nach-
vollziehen, dass Mindestvorausset-
zungen für Räume für Horteinrich-
tungen oder für Sozialräume in jedem 
Gewerbebetrieb gelten, aber für die 
Schule direkt nebenan keine Regelun-
gen vorgesehen sind. Diese Diskus-
sion muss insbesondere im Hinblick 
auf die gewünschte Verankerung der 
„Gesundheitserziehung“, und noch 
viel dringender im Hinblick auf die 
Umsetzung der Inklusion, geführt 
werden.“ Aus: Stellungnahme GEW 
Hessen zum Entwurf eine Richtlinie 
für ganztägig arbeitende Schulen in 
Hessen, August 2017.

7 Siehe Fußnote 5 Fortsetzung Seite 23
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„Mach was wirklich zählt“ laute-
te der zentrale Slogan einer Werbe-
kampagne der Bundeswehr, die in 
den vergangenen zwei Jahren groß-
fl ächig plakatiert Bahnhöfe und an-
dere öffentliche Plätze „dekorierte“, 
um mit fragwürdigen Inhalten Re-
klame fürs Töten und Getötetwer-
den zu machen. Die generell herab-
setzende Haltung des Hauptslogans 
gegenüber Zivilberufen, die offen-
bar eben nicht „wirklich zählen“, 
sondern nur zum schnöden egois-
tischen Gelderwerb betrieben wer-
den, sollte wohl im Gegensatz zu 
diesem selbstsüchtigen Treiben die 
wahre Berufung des Tötungsgewer-
bes zu höheren Weihen der Humani-
tät herausstreichen, um so das eher 
schlechte Renommee der Bundes-
wehr mit ihren Nachwuchssorgen 
zu verbessern. 

Offenbar mit gutem Erfolg, denn 
„Interesse an Bundeswehr steigt“. 
So jedenfalls konnte man es der 
Nachrichten-Website n-tv.de ent-
nehmen, die bekanntgab: „Zehn-
tausende wollen Soldaten werden.“ 
Bemerkenswert dabei ist, dass die-
ser „Ansturm“ der Bundeswehr vor 
allem auch einen höheren Anteil an 
den erwünschten höher qualifi zier-
ten Bewerbern*innen eingebracht zu 
haben scheint. „Im laufenden Jahr 

„Nie wieder Krieg – nie wieder Fa-
schismus“ ist die Losung des DGB 
über dem Aufruf zum Antikriegs-
tag, auch im Jahr 2017, wohl wis-
send um die Kriege der Welt und 
wohlwissend, dass der braune Mob 
auch in diesem Land wieder in die 
Offensive geht. 

Deshalb ist der Friedenstag so 
wichtig, ein Tag der Mahnung, der 
Erinnerung an die millionenfachen 
Opfer der beiden Weltkriege, ein 
Tag aber auch der gegenseitigen 

Am 6. August 2017, dem Jahrestag des Bombenabwurfs erinnerten Kriegsgegner an der 
Frankfurter Paulskirche an die Opfer von Hiroshima und Nagasaki und forderten ein Ver-
bot von Atomwaffen. 
Veranstaltet vom DGB Frankfurt, der Friedens- und Zukunftswerkstatt e. V., der GEW so-
wie der IPPNW („Internationale Ärzte für die Verhütung eines Atomkriegs“) forderte de-
ren Ehrenvorstandsmitglied Ulrich Gottstein, dass sich Deutschland dem bereits von 120 
Staaten unterzeichneten Verbot von Atomwaffen anschließen und den entsprechenden 
Vertrag der Vereinten Nationen unterzeichnen sollten.

Bundeswehr: Rassismus und Entgrenzungswahn im Tornister

„An 16 Auslandseinsätzen sind deutsche Soldaten und Truppen aktuell beteiligt.“

Zum Antikriegstag am 1. September 2017
Mali, in Djibuti und im Sudan so-
wie im Süd Sudan.

Als der Kampfhubschrauber der 
Bundeswehr im Sommer in Mali ab-
stürzte, war beschönigend von einem 
„Routineeinsatz“ die Rede. „Routi-
neeinsatz“, das klingt so, als würde 
die Bundeswehr mit den Kampfhub-
schraubern in Mali nur mal spazie-
ren fl iegen. 

Offi ziell ist meist von einem 
Friedenseinsatz der UN die Rede, 
das in Mali brüchige Friedensab-

kommen zu schützen. Auch 
das ist eine Beschönigung der 
Lage in Mali, in dem der seit 
Jahren schwellende kriegeri-
sche Konfl ikt erneut an Hef-
tigkeit zugenommen hat. 

Im Süden Malis bilden die 
EU und Deutschland im Rah-
men einer „zivilen Mission“ 
Grenzschutzeinheiten und Po-
lizei zur Bekämpfung derjeni-
gen Fluchtbewegungen aus, die 
durch den Krieg erzeugt wird!

Wir fordern die Beendigung aller 
Auslandseinsätze der Bundeswehr!

Wir fordern eine Umkehr der deut-
schen Außenpolitik! Wir fordern 
das unbedingte Eintreten für eine 
humane Politik, die sich die Über-
windung von Hunger und Armut, 
der Überwindung des Raubbaus an
den natürlichen Lebensgrundla-
gen widmet! 

Die Verfl echtung von zivilen 
und militärischen Maßnahmen hat 
seit dem Afghanistankrieg mons-
tröse Formen angenommen. Die 
Ausbildungsinitiativen in Mali ge-
hören zu den sogenannten „Er-
tüchtigungsmaßnahmen“, wo lo-
kale Akteure und Organisationen 
befähigt werden sollen, in ihrer 
Nachbarschaft selbst für „Sicher-
heit und Stabilität“ zu sorgen. Ne-
ben der Ausbildung zivilen und 
militärischen Personals soll auch 
die Ausrüstung dafür bereitgestellt 
werden. In der aktuellen Debatte 

um die Finanzierung der „Ertüchti-
gungsinitiative“ geraten die Gelder 
der europäischen Entwicklungspo-
litik in den Blick. 

Der Umwidmung ziviler Mittel für 
Entwicklungshilfe treten wir ent-
schieden entgegen!

Entwicklungshilfe darf nicht für mi-
litärische Zwecke oder den Aufbau 
von Polizeitruppen und Grenzschutz-
truppen instrumentalisiert werden! 
Wichtiger wäre es dafür zu sorgen, 
dass die Entwicklungshilfe endlich 
bei den Menschen ankommt, die sie 
dringend brauchen. Wichtiger wäre, 
der Ausbau der zivilen Entwicklungs- 
und Wirtschaftshilfe. Entwicklung 
heißt im Übrigen auch nicht, lokale 
Landwirtschaft und die regionalen 
Märkte in Afrika durch subventio-
nierte Lebensmittel aus der EU zu 
ruinieren!

Der sieben Jahre alte Beschluss 
des Bundestages für den Abzug (und 
am besten auch die Vernichtung) 
der Atomsprengköpfe in Büschel 
muss endlich umgesetzt werden! 
Die neue Bundesregierung ist ge-
fordert, sich mit allem Nachdruck 
dafür einzusetzen! 

Aber auch die von der US-Air-
Base in Ramstein gesteuerten Droh-
neneinsätze müssen umgehend be-
endet werden. Kein Krieg von deut-
schem Boden aus! 

Wer den Export von Rüstungs-
gütern stoppen will, der muss aber 
auch eine verstärkte Diskussion um 
die Konversion der Rüstungsindus-
trie anzetteln! 

Die Verantwortlichen des DGB 
sind gefordert, diese Debatte zu or-
ganisieren und das Thema verstärkt 
auf die Tagesordnung zu setzen. 
Die Umwandlung der Rüstungs-
produktion in gesellschaftlich und 
ökologisch nachhaltige Technologie 
ist in einem längerfristigen Prozess 
denkbar und möglich! Wenn man 
dabei die Interessen der Beschäf-
tigten berücksichtigt und die öko-

nomische Grundlage der Betriebe 
langfristig sichert.

Als Gewerkschaft der Pädago-
ginnen und Pädagogen stellen wir 
uns der Remilitarisierung nach In-
nen und Außen entgegen und es ist 
und bleibt eine unsere zentralen Auf-
gaben, aufklärend dagegen zu wir-
ken. Daher fordern wir die Aufhe-
bung der Kooperationsverträge der 
Kultusminister der Länder mit der 
Bundeswehr.

Die Bundeswehr hat in unse-
ren Bildungseinrichtungen nichts 
zu suchen! Weder wollen wir die 
Gestaltung von Unterrichtseinhei-
ten durch Bundeswehroffi ziere noch 
akzeptieren wir die Anwerbever-
suche von Jugendlichen durch die 
Bundeswehr. Bundeswehr raus aus 
unseren Schulen!

Wir sagen auch: keine Forschung
für militärische Zwecke an den 
Universitäten!

Mit Unterstützung der GEW konn-
ten an den Universitäten in Kassel, 
Frankfurt und Darmstadt Zivil-
klauseln verankert werden. Keine 

hatten demnach 42,7 Prozent der Be-
werber die Fachhochschulreife oder 
einen höheren Bildungsabschluss – 
im Vorjahr waren es 35,6 Prozent 
gewesen“, so n-tv.de. „Nur wenn du 
deine Grenzen suchst, kannst du dei-
ne Stärken fi nden“, lautet eine der 
verlogenen Parolen, mit denen die 
Bundeswehr Werbung für ihren elen-
den Job macht und das Tötungsge-
werbe als eine Form der bei einem 
bestimmten Typ junger Kraftprot-
ze so beliebten Extrem„sport“arten 

Versicherung unseres Eintretens 
für den Frieden. 

Ich habe nicht vergessen, dass 
das Versprechen, dass von deutschem 
Boden „nie wieder Krieg ausgehen 
dürfe“, von der Rot-Grünen Bun-
desregierung unter Kanzler Schrö-
der und Außenminister Fischer 1999 
mit Eintritt in den völkerrechtswid-
rigen Angriffskrieg gegen die Repu-
blik Serbien gebrochen wurde. 

An 16 Auslandseinsätzen sind 
deutsche Soldaten und Truppen ak-
tuell beteiligt. Es klingt wie eine Hee-
resmeldung des deutschen Ober-
kommandos im ersten oder zwei-
ten Weltkrieg, allein wenn man die 
Einsatzorte in Afrika liest. 

Deutsche Soldaten und Truppen 
stehen im westlichen Mittelmeer, im 
östlichen Mittelmeer, im Kosovo, 
in Griechenland, in der Türkei, auf 
Zypern, im Libanon, in Afghanis-
tan, im Irak, in Somalia, am Horn 
von Afrika, in der Westsahara,  in 

militärische Forschung an unseren 
Universitäten! 

Es ist ein zentrales Anliegen der 
GEW, den Militarisierungstenden-
zen in der Gesellschaft entgegenzu-
wirken, ihre fatalen Wirkungen auf 
die Demokratie und das friedliche 
Zusammenleben aller miteinander 
aufzuzeigen. 

Mit Sorge sehe ich auf die Un-
terminierung demokratischer Rech-
te durch Maßnahmen der Staatsge-
walt, die die Demonstrationsfreiheit 
einschränken und die überwiegend 
friedliche Demonstranten massiv 
einschüchtern, wie dies zuletzt beim 
G 20 Gipfel geschehen ist! 

Keine Einschränkung unserer 
demokratischen Grundrechte, kei-
ne Einschränkung unserer hart er-
kämpften Meinungsfreiheit und 
der Demonstrationsfreiheit! Und 
ich will auch keine biometrische 
Gesichtserkennung an jeder Ecke! 

Auszug aus der Rede von 
Karola Stötzel, stellv. Landes-
vorsitzende der GEW Hessen

ausgibt. Schon immer ist der Topos 
der „Grenzerfahrung“ als angebli-
cher wahrer Quell der Selbstfi ndung 
ein beliebtes Motiv bei Propheten 
des Militarismus wie beispielsweise 
Ernst Jünger, so wenn er beispiels-
weise über den Ersten Weltkrieg 
dröhnte „Und doch hat auch dieser 
Krieg seine Männer und seine Ro-
mantik gehabt. [...] Draufgänger, 
unbekannte, eherne Gesellen, de-
nen es nicht vergönnt war, vor aller 
Augen sich an der eigenen Kühnheit 

zu berauschen. Einsam standen sie 
im Gewitter der Schlacht, wenn der 
Tod als roter Ritter mit Flammen-
hufen durch wallende Nebel galop-
pierte. Überwinder der Furcht... die 
Welt in blutrote Schleier gehüllt ... 
Dann ragten sie empor zu brutaler 
Größe “ Der Krieg als literarisches 
Splatter-Event, eine „Perspektive“, 
die auch in Werbekampagnen der 
Bundeswehr wieder anklingt. 
Dabei schreckt man – ganz 
im Sinne des Rechts gewen-
deten Zeitgeistes – auch nicht 
vor rassistischen Anspielun-
gen zurück, wenn es in einer 
Werbung für den Sanitäts-
dient heißt: „Wer verteidigt 
eigentlich die Abwehrkräfte 
unseres Landes?“ Die Flos-
kel „Abwehrkräfte“, die im 
Alltagssprachgebrauch für 
organische Komponenten 
zur Heilung von Infektio-
nen verwendet wird, wird 
hier für ein Bedrohungssze-
nario gegenüber Deutsch-
land zweckentfremdet, der 
Erinnerungen an den Nazi-
Sprachgebrauch von Juden 
und „Fremdvölkischen“ als 
„Schmarotzern“ und „Para-
siten“ am „deutschen Volks-
körper“ wachruft.

Trostloser Weise scheinen diese 
martialischen Parolen ihre Wirkung 
auf junge Menschen nicht verfehlt 
zu haben. Die Konsequenz daraus 
kann nur heißen: Bundeswehr raus 
aus den Schulen! Außerdem tut ver-
mehrte Aufklärung über Krieg und 
kriegerische Haltungen im politi-
schen Unterricht der Schulen drin-
gend not.                Ernst Olbrich

Rassismus pur: Kriegsdienst als Therapeutikum

Fragwürdige Identitätsangebote: 
Krieg als Extremsport

Die vollständige Rede ist auf der Home-
page der GEW-Hessen zu fi nden.
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Mit über 12 Prozent zieht mit
der Alternative für Deutschland 
(AfD) erstmals eine in weiten Tei-
len völkisch-rassistische Partei 
in den Bundestag ein. Die Bun-
desrepublik kommt damit eini-
ge Jahre nach Italien, Österreich, 
Frankreich oder Großbritannien 
in einer längst etablierten Nor-
malisierung neurechter Parteien 
im parlamentarischen Spektrum 
Europas an. Die Forschungsgrup-
pe Wahlen hat gar herausgefun-
den, dass unter den wahlberech-
tigten Gewerkschafter*innen
einerseits mit 15 Prozent dieses 
bekennend nationalistische Po-
tential noch einmal höher aus-
fi el als in der Gesamtgesellschaft 
und andererseits Rot-rot-grün 
(R2G) mit 49 Prozent selbst hier, 
wenn auch knapp, die Mehrheit 
verfehlt (vgl. Abb.). 

Seit der politischen Organisation 
der Arbeiterbewegung in Form von 
Parteien und Gewerkschaften war 
der Erfolg der Rechten – zumal in 
Krisenzeiten – immer auch die Kehr-
seite des Scheiterns der politischen 
Linken. Ich möchte in diesem Arti-
kel einerseits der Frage nachgehen, 
was Linkssein in der Abstiegsge-
sellschaft zu bedeuten hätte und 
andererseits zur gewerkschaftsin-
ternen Debatte um die Frage ein-
laden, welchen Beitrag wir als Ak-
tive in der Ehrenamtsgewerkschaft 
GEW im Kampf um eine solidari-
sche Gesellschaft leisten können.

Linkssein ohne Sehschwäche

Für beide Fragen halte ich eine Ver-
ständigung darüber, was wir unter 
Solidarität in Verbindung mit Links-
sein verstehen, für grundlegend.

Für den französischen Philo-
sophen Gilles Deleuze ist Links-
sein vor allem eine Sache der Pers-
pektive. Der linke Blick ist auf die 
Zusammenhänge zwischen globa-
len und lokalen Verhältnissen ge-
richtet. Außerdem verbindet Deleu-
ze mit seiner Defi nition der politi-
schen Linken ein Minoritärwerden, 
womit er eine praktische Solidari-
tät mit gesellschaftlichen Minder-
heiten beschreibt, der man auf Au-
genhöhe begegnet und die man im 
Kampf um ihre Rechte gegen die 
Mehrheitsgesellschaft unterstützt. 
Die Konservativen und äußersten 
Rechten kennen dagegen nur das 
Starren auf das eigenen Land und 
das Lokale, die zur Nation überhöht 
aggressiv gegen innere und äußere 
Feinde verteidigt werden.

Auf letzteres bezieht sich Didier 
Eribon in seinem biografi sch-sozio-
logischen Bestseller Rückkehr nach 
Reims (seit Mai 2016 in der 14. 
Aufl .). Die französische Arbeiterklas-
se der Nachkriegszeit, in der er auf-
wuchs, zeichnete eine Verbundenheit 
zur Kommunistischen Partei Frank-
reichs (KPF) als Repräsentant nur der 
eigenen Minderheitenrechte aus (S. 
38). Die „Horizontwahrnehmung“ 
(Deleuze) auf die Verdammten die-
ser Erde, und seien es die Kämpfe 
der Arbeitsmigrant*innen vor Ort, 
gerieten dabei nicht in den Blick. Es 
herrschte mit anderen Worten eine 
Blindheit auf dem linken Auge vor, 

Nach der Bundestagswahl

Was tun wenn Solidarität nicht „regierungsfähig“ ist? 
Oder: Linkssein in der Abstiegsgesellschaft

die zusammen mit dem Niedergang 
von KPF und jüngst auch der Sozi-
alistischen Partei (PS) den Wahler-
folg des Front National (FN) auch 
im Arbeiter*innenmilieu vorberei-
tet haben.

Mit einer vergleichbaren Kon-
stellation haben wir es nun auch 
in Deutschland zu tun. In der sog. 
„Flüchtlingskrise“ kann die AfD ihr 
rassistisches Solidaritätsversprechen 
in ein Vakuum absondern, das die 
SPD seit dem Ende des Ost-West-
Gegensatzes, und verstärkt seit der 
Kanzlerschaft von Gerhard Schrö-
der hinterlassen hat. Als „Betriebs-
rat der Nation“, so Freitag-Redak-
teur Michael Jäger, wollte man nun 

auch noch „Wirtschaftskompetenz“ 
beweisen, und meinte damit ledig-
lich, mit der Agenda-Politik das 
neoliberale Geschäft der Entsoli-
darisierung von Schwarzgelb gleich 
miterledigen zu müssen. Mindestens 
eine enorme Sehschwäche auf dem 
linken Auge beweist auch der Wa-
genknecht-Lafontaine-Flügel der 
Linkspartei. Ganz ähnlich wie die 
KPF wird das „nationale Proletari-
at“ adressiert wenn nach der Wahl 
etwa von den „Lasten der Zuwan-
derung“ (Lafontaine) zu Ungunsten 
von Arbeitnehmern im Niedriglohn-
sektor gesprochen wird. Offenbar 
mit dem paradoxen Ziel, die „Flan-
ke nach rechts“ (CSU) von links zu 
schließen. Ein rechtspopulistischer 
Refl ex, der mit Blick auf die nati-
onalen Stammbelegschaften auch 
in so mancher DGB-Schwesterge-
werkschaft im Sog der globalen 
Standortkonkurrenz vorzufi nden 
ist und nicht unwesentlich für den 
18-Prozent-Erfolg der AfD bei den 
Gewerkschaftsmännern sein dürf-
te (vgl. Abb.).

Klassenauseinandersetzungen 
im globalen Postwachstums-
kapitalismus

Doch die Rückkehr in die Soziale 
Moderne mit ihren halbwegs einge-
lösten ökonomischen und sozialen 
Bürgerrechten, garantiert durch Flä-
chentarifverträge und Sozialstaat, 
ist endgültig verstellt. An die Stelle 
des scheinbar endlosen Wirtschafts-
wachstums ist die Akkumulations-
krise des Kapitals getreten. Da die 
sozialen Beziehungen bis in nahe-
zu alle Mehrwert versprechenden 
Winkel auf diesem Planeten von 
der Logik des Kapitals, sich selbst 
zu vermehren, durchdrungen ist, 
verschärfen sich die Klassenausei-
nandersetzungen wieder. Gerade 
die Unter-und Mittelschichten be-
kommen die Auswirkungen dieses 
globalen Postwachstumskapitalis-
mus zu spüren.

Oliver Nachtwey, zurzeit am 
Frankfurter Institut für Sozialfor-
schung tätig, hat dafür den Begriff 
der Abstiegsgesellschaft geprägt. 
Noch bis in die 1980er hinein nahm 
der „Fahrstuhleffekt“ (Ulrich Beck) 
den sozialen Unterschieden ihre 
Schärfe. Das wirtschaftliche Wachs-
tum und der Sozialstaat sorgten für 
den gleichzeitigen Aufstieg der so-
zialen Schichten und Klassen. Die 
Abstiegsgesellschaft kann dagegen 
durch eine Rolltreppe beschrieben 
werden. Während es für einzelne 
als auch für den ausreichend erben-
den Teil der Mittelschicht weiter 
nach oben geht, befi nden sich die 
Arbeitnehmer als Kollektiv auf der 

Rolltreppe nach unten. Nachtwey 
belegt dieses Bild an der steigen-
den Entkopplung zwischen fallen-
den Nettoverdiensten und steigen-
der Produktivität (2016, S. 126ff.) 
Hier stellen die hessischen Null- 
und Ein-Prozent-Runden bei Ta-
rif und Besoldung in 2015/16 nur 
eine Verschärfung dieses Rolltrep-
pentrends dar.

Auf dieser Rolltreppe konsti-
tuieren sich sehr vertrackte Klas-
senstrukturierungen. Nachtwey er-
läutert sie etwa am Beispiel von 
angestellten Lehrkräften, die vom 
Standpunkt ihrer ökonomischen 
Entrechtung (Arbeitslosigkeit wäh-
rend der Sommerferien) mehr mit 
qualifi zierten Leiharbeiter gemein 
haben als mit ihren verbeamteten 
Kolleg*innen (S. 174).

Die Darmstädter Soziologin
Cornelia Koppetsch ergänzt diese 
Klassenanalyse mit einem transnati-
onalen Oben, aus hoch qualifi zierten 
und mobilen Arbeitnehmer*innen 
und Wirtschaftseliten, und einem 
transnationalen Unten, aus geringer 
qualifi zierten Arbeitsmigrant*innen. 
Dazwischen gerät jener Teil der 
Mittelschicht immer stärker unter
Druck, der sich bislang noch ge-
schützt durch nationale Institutio-
nen wie Gewerkschaften und Volks-
parteien seiner Privilegien in einem 
reichen Wohlfahrtsstaat gewiss sein 
konnte. Jedoch haben die National-
staaten und ihre Institutionen in ei-
ner sich selbst erfüllenden Prophe-
zeiung die Gestaltungsmöglichkei-
ten der Regulierung aus der Hand 
gegeben. Denn die sich „selbstre-
gulierenden Märkte“ des Neolibe-
ralismus sind gleichbedeutend mit 
einer immer weiter voranschreiten-
den sozioökonomischen Entker-
nung der westlichen Demokratien. 
In den Worten der Bundeskanzlerin 
degenerieren sie zur „marktkonfor-
men Demokratie“.

Die AfD bietet für dieses Mit-
telschichtklientel eine inzwischen 
konkurrenzfähige Erzählung an. 

Mit einer aggressiven Nation wird 
deutschen Spießbürger*innen die 
Wahrung ihrer Privilegien, versüßt 
durch die Aussicht auf die Roll-
treppe nach oben, versprochen. Al-
lerdings kann sich Linkssein nicht 
in einer letztlich apolitischen Ab-
grenzung vom Klischee der Gar-
tenzwerg hütenden Spießbürger*in 
erschöpfen.

Was uns wieder zur linken Pers-
pektive von Deleuze führt. Die Grü-
nen waren seit ihrer Gründung in 
den 1980ern die glaubhaftesten 
Vertreter*innen einer „glokalen“, 
also global wie lokal denkenden und 
handelnden Solidarität. Doch zuletzt 
hatte diese bereits verblassende Re-

putation stark unter der restriktiven 
Flüchtlingspolitik des konservativen 
Landesvaters von Baden Württem-
berg Winfried Kretschmann und den 
rechtspopulistischen Anwandelun-
gen des Tübinger Bürgermeisters Bo-
ris Palmer gelitten. Denn anders als 
in der einstmals so streitbaren Par-
tei war nach außen hin wenig grü-
ner Widerspruch zu den erfolgrei-
chen Wahlkämpfern Kretschmann 
und Palmer zu vernehmen gewesen.

Eine neue glokale politische 
Linke

Um aus der Zivilgesellschaft heraus 
die Regierungsfähigkeit von Solida-
rität in der Parteienlandschaft stark 
zu machen, muss linkes Handeln 
konsequenter als die Grünen und De -
leuze in den 80ern die Zusammen-
hänge von lokalen und globalen 
Zwangsverhältnissen berücksichti-
gen. Im Schoße der noch halbwegs 
funktionierenden Sozialen Moderne 
konnte Linkssein sich noch unver-
bunden einerseits etwa in Solidarität 
mit Nicaragua oder Südafrika und 
andererseits mit der Durchsetzung 
guter Tarifergebnisse erschöpfen. 
Wenn die Verdammten dieser Erde 
jedoch keinen Ausweg mehr kennen 
als sich auf den gefährlichen Weg 
zur Festung Europa zu machen, lässt 
sich eine Trennung zwischen dem 
Kriegselend in Syrien, Afghanistan 
und anderen gescheiterten Staaten 
und unzureichenden sozialen und 
arbeitsrechtlichen Absicherungen 
(Hartz IV; Leiharbeit etc.) vor der 
eigenen Haustür nicht weiter auf-
recht erhalten. Eine Integration der 
seit 2015 vor dem Scherbenhaufen 
der westlichen Nahostpolitik ge-
fl üchteten kann nur dann gelingen, 
wenn sie mit den Kämpfen um öko-
nomische und soziale Bürgerrechte 
offensiv verknüpft und erfolgreich 
auf die europäische Ebene ausge-
dehnt werden.

Dabei können wir auch auf an-
deren Politikfeldern nicht darauf 

warten bis sich SPD und Grüne 
überlegt haben, ob sie ihre Stel-
lung als Kapitalparteien aufgeben 
und an einer sozialen, ökologischen 
und demokratischen Alternative 
zum autoritären Neoliberalismus 
mitarbeiten wollen. Und auch dem 
Wagenknecht/Lafontaine-Flügels 
in der Linkspartei muss ihre nati-
onale Beschränktheit deutlich ge-
macht werden.

Vorbilder und Bündnispartne-
r-*innen gibt es zu genüge. Ange-
fangen bei Attac, die sich seit ihren 
Anfängen auf ein transeuropäisches 
Netzwerk stützt. Oder Syriza, die 
sich allein nicht gegen das Diktat 
der Troika durchsetzen aber die 
korrupte PASOK als die linke Par-
tei ersetzen konnte. DiEM25, der 
paneuropäischen Bewegung um 
den griechischen Ex-Finanzminis-
ter Yanis Varoufakis. Die sozia-
listische Partei Portugals, die aus 
einer von KP und Linksblock to-
lerierten Minderheitsregierung he-
raus an Alternativen zum Austeri-
tätsregime arbeitet. Podemos, die 
in Spanien erfolgreich eine sozial 
bewegte Alternative zur dort eben-
falls gelähmten Sozialdemokratie 
darstellt. Und last but not least die 
britische Labour-Party, in der unter 
Jeremy Corbyn gerade junge Leute 
wieder Anhänger*innen einer radi-
kalen Sozialdemokratie geworden 
sind, in der Karl Marx und Anto-
nio Gramsci Hipster sind.

Was kann die GEW tun?

Welche Beiträge die GEW zu der 
skizzierten glokalen neuen Linken 
beitragen kann, scheinen mir bei For-
derungen wie denen nach besseren 
Arbeitsbedingungen, einer Schule
für alle oder eine aktive internati-
onale gewerkschaftliche Zusam-
menarbeit – die allesamt in Form 
von LDV-Anträgen vorliegen – zum 
Greifen nahe zu sein. Angesichts 
der Zuspitzungen des autoritären 
Neoliberalismus ist es jedoch an der 
Zeit, solche Forderungen aus dem 
Nebeneinander im gewerkschaftli-
chen Alltag gebündelt und offensiv 
in die zivilgesellschaftliche Öffent-
lichkeit zu tragen.

Wie und zu welchen Zielen das 
gelingen kann, gilt es nun zu debat-
tieren. Legen wir los!

Dirk Kretschmer

Quelle: einblick
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Vorbemerkung
Die Hessische Verfassung (HV) war 
die erste Verfassung eines Bundes-
landes nach dem Ende der faschis-
tischen Herrschaft. Sie wurde im 
Dezember 2016 70 Jahre alt. Am 
17. 12. 2015 beschloss der Landtag 
die Einsetzung einer Enquetekom-
mission zur Änderung der Verfas-
sung. Der Landtag gab vier Themen-
schwerpunkte vor: Stärkung des 
Ehrenamtes, Abschaffung der To-
desstrafe, Voraussetzungen und 
Rahmenbedingungen von Volks-
begehren und Volksentscheiden so-
wie Regelungen zum passiven Wahl-
alter. Ausdrücklicher Auftrag ist es 
jedoch, die Verfassung „in ihrer Ge-
samtheit zu überarbeiten und Vor-
schläge für ihre zukünftige Gestal-
tung zu unterbreiten“. Dazu fanden 
bisher 16 Sitzungen der Enquete-
kommission, mehrere „Bürgerfo-
ren“ und ein Schülerwettbewerb 
statt. Im Herbst und Winter ist eine
Fortsetzung der Diskussion in einem 
Internetforum vorgesehen. Die nach 
Artikel 123 HV erforderliche Volks-
abstimmung soll zeitgleich mit der 
Landtagswahl im Oktober oder No-
vember 2018 stattfi nden. (Stand 
31. 8. 2017). Eine Aktualisierung 
unmittelbar vor der LDV ist vor-
gesehen.

Antrag

Die GEW Hessen plädiert dafür, die 
Verfassungsreform auf wenige zen-
trale Aspekte zu begrenzen und die 
Verfassung in ihrer Gesamtheit als 
historisches Dokument und politi-
sche Orientierung zu erhalten, die in 
Gänze insbesondere aus dem histo-
rischen Kontext der NS-Herrschaft 
und der Befreiung vom Faschismus 
zu verstehen ist.

Dies zu vermitteln, ist auch ein 
Auftrag politischer Bildung. In den 
vergangenen 70 Jahren war es nie 
ein Problem, auch scheinbar an-
gestaubte Begriffe und Formulie-
rungen aus dem historischen Kon-
text in Übereinstimmung mit ge-
sellschaftlichen Veränderungen und 
neuen Erfordernissen zu bringen. 
Eine solche behutsame Begrenzung 
der Verfassungsreform auf wenige 
zentrale Aspekte ist auch deshalb 
geboten, da nach dem Rechts- und 
Demokratieverständnis der GEW 
jede der 24 einzelnen Änderungen 
in der Volksabstimmung getrennt 
abgestimmt werden und eine Mehr-
heit fi nden muss.

Hessische Verfassungsreform auf wenige zentrale Aspekte begrenzen und die Verfassung 
in ihrer Gesamtheit als historisches Dokument und politische Orientierung erhalten
Der folgende Antrag für die Delegiertenversammlung der GEW Hessen Anfang November 2017 befasst sich auch mit der geplanten 
Änderung der hessischen Verfassung

Die GEW setzt sich dafür ein, die Än-
derung der Verfassung auf folgende 
Änderungen zu begrenzen

1. Formulierung aller Verfassungs-
artikel in geschlechterneutraler bzw. 
geschlechterparitätischer Sprache 
nach den für alle hessischen Geset-
ze und Rechtsverordnungen gelten-
den Regeln

2. Erweiterung des Gleichheitsge-
bots bzw. Benachteiligungsverbots 
in Artikel 1 insbesondere um die 
Begriffe Behinderung und sexuel-
le Identität; dabei ist der Begriff 
„Rasse“ zu streichen

3. Streichung der Todesstrafe in Ar-
tikel 21 und 109

4. Ergänzung der „Erziehung als 
Elternrecht“ in Artikel 55 durch 
die Rechte von Kindern im Sinn 
der Vorschläge der Fraktionen von 
SPD; Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke (siehe Anlage)

5. Einführung eines Rechts auf un-
entgeltliche Bildung in der Formu-
lierung des Vorschlags der Frakti-
on Die Linke, mindestens aber im 
Sinn des Vorschlags der SPD-Frak-
tion; die von der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen vorgeschlagene Be-
grenzung der Kostenfreiheit auf den 
Rahmen der „jeweiligen Möglich-
keiten“ wird ausdrücklich abge-
lehnt, ebenso die Begrenzung der 
Unentgeltlichkeit auf eine „grund-
ständige Ausbildung“

6. Erweiterung des Rechts, „die 
Gestaltung des Unterrichtswesens 
mitzubestimmen“, von den Erzie-
hungsberechtigten auf die Schüle-
rinnen und Schüler entsprechend 
dem Vorschlag der Landesschüler-
vertretung zur Änderung von Arti-
kel 56 Abs.6 

7. Absenkung des passiven Wahl-
alters auf 18 Jahre in Artikel 75

Folgende Vorschläge lehnt die GEW 
Hessen ausdrücklich ab:

1. Die in Abschnitt III der HV nie-
dergelegten „sozialen und wirt-
schaftlichen Rechte und Pfl ichten“ 
(Artikel 27 bis 47) sind in der his-
torischen Form unverändert zu er-
halten. Dies gilt insbesondere auch 
für die Artikel 41 (Sozialisierungs-

artikel) und 37 (paritätische Mit-
bestimmung), auch wenn diese im 
Rahmen der gesellschaftlichen und 
politischen Restauration in West-
deutschland und der Vorschriften 
des Grundgesetzes und des Betriebs-
verfassungsgesetzes nie umgesetzt 
wurden. Die Regelungen der Hes-
sischen Verfassung von 1946 sind 
Ausdruck eines breiten gesellschaft-
lichen und parteipolitischen Kon-
senses, die notwendigen Lehren aus 
Krieg und Faschismus zu ziehen, 
und insoweit auch weiterhin ein ak-
tueller Auftrag der Väter und Müt-
ter der Hessischen Verfassung. Für 
die grundsätzliche Umformulierung 
und Aktualisierung im Sinn einer 
fortschrittlichen und gerechten Sozi-
al- und Wirtschaftsordnung gibt es 
im Landtag derzeit keine Mehrheit.

2. Die GEW lehnt den Vorschlag der 
FDP-Fraktion ausdrücklich ab, die 
Formulierung, dass das Schulwesen 
„Sache des Staates“ ist (Artikel 56 
Abs.1) durch die Formulierung zu 
ersetzen, dass „das gesamte Schul-
wesen (…) unter der Aufsicht des 
Staates“ steht.

Anlagen
Grundlage der Stellungnahme der 
GEW Hessen ist die Gesamtüber-
sicht über die der Enquetekommissi-
on im Rahmen ihrer Sitzung vorge-
legten Änderungsvorschläge https://
hessischer-landtag.de/content/ver-
fassungskonvent https://hessischer-
landtag.de/sites/default/fi les/scald/
fi les/EKV_Gesamtuebersicht.pdf

Änderungsvorschläge zur 
Verankerung von Kinderrechten 
in der HV

SPD-Fraktion
Art. 4 – Aufnahme von Kinderrech-
ten in neuem Art. 4 Abs. 2 HV: „Je-
des Kind hat ein Recht auf Entwick-
lung und Entfaltung seiner Persön-
lichkeit, auf gewaltfreie Erziehung 
und den besonderen Schutz vor Ge-
walt, Vernachlässigung und Aus-
beutung. Jedes Kind hat das Recht 
auf Beteiligung in allen Angelegen-
heiten, die es betreffen. Sein Wille 
ist entsprechend seinem Alter und 
seiner Entwicklung in angemessener 
Weise zu berücksichtigen. Die staat-
liche Gemeinschaft achtet, schützt 
und fördert die Rechte des Kindes 
und trägt Sorge für kindgerechte 
Lebensbedingungen.“

Bündnis 90/Die Grünen
Art. 4 – Stärkung von Kinderrech-
ten, z.B. als Satz 2: „Jedes Kind hat 
ein Recht auf besonderen Schutz 
vor Gewalt, Vernachlässigung und 
Ausbeutung“.

Die Linke
Art. 55 – Ergänzung um Absatz 2: 
„(2) Jedes Kind und jeder Jugendli-
che hat das Recht auf Entwicklung 
und Entfaltung seiner Persönlich-
keit, auf altersangemessene Betei-
ligung an Entscheidungen, auf ge-
waltfreie Erziehung und auf den 
besonderen Schutz vor Gewalt, Ver-
nachlässigung und Ausbeutung. 
Die staatliche Gemeinschaft achtet, 
schützt und fördert die Rechte der 
Kinder und Jugendlichen und trägt 
Sorge für kind- und jugendgerech-
te Lebensbedingungen. Das Kin-
deswohl ist bei allen Entscheidun-
gen besonders zu berücksichtigen.“

Änderungsvorschläge zur 
Verankerung des Rechts auf 
unentgeltliche Bildung in der HV

Die Linke
Neuer Artikel 55a, dafür Streichung 
von Artikel 59 – „Jeder Mensch hat 
das Recht auf Bildung. Das Recht 
umfasst die integrative vorschuli-
sche Bildung, Schulausbildung, be-
rufl iche Aus- und Weiterbildung, 
Hochschulbildung und die allgemei-
ne kulturelle und politische Bildung 
und Weiterbildung. Der Zugang zu 
allen öffentlichen Bildungseinrich-
tungen und die Lernmittel sind un-
entgeltlich. Jeder Mensch hat das 
Recht, sich ein Leben lang den eige-
nen Interessen folgend zu bilden.“

Wahlopoly: Trotz aller Fragen, auch von der GEW, konnten die 
Kandidaten zur Bundestagswahl nicht in der Schlossallee ankommen 
– das Wahlergebnis spricht Bände!! Am 05. 09. 2017 versuchte der 
DGB Frankfurt ‚spielerisch‘ die Frankfurter Bundestagskandidat-
Innen aus der Reserve zu locken.

SPD
Art. 59 – In Absatz 1: Einfügung 
eines neuen Satz 2: „Studiengebüh-
ren werden nicht erhoben.“ Einfü-
gung eines neuen Absatz 2: „Jedes 
Kind hat Anspruch auf Erziehung, 
Bildung und Betreuung durch den 
unentgeltlichen Besuch einer Kin-
dertagesstätte oder in der Kinder-
tagespfl ege.“

Bündnis 90/Die Grünen
Art. 59 – Neufassung: „(1) Jedes 
Kind und jeder junge Erwachsene hat 
das Recht auf unentgeltliche Bildung 
und eine grundständige Ausbildung. 
Dieses Recht gewährleisten Staat, 
Gemeinden und Gemeindeverbän-
de durch öffentliche Einrichtungen 
im Rahmen ihrer jeweiligen Mög-
lichkeiten. Gewährleistet wird auch 
die Vielfalt öffentlicher Bildungs-
einrichtungen. (2) In allen öffentli-
chen Grund-, Mittel-, höheren und 
Hochschulen ist der Unterricht un-
entgeltlich. Unentgeltlich sind auch 
die Lernmittel mit Ausnahme der an 
den Hochschulen gebrauchten. Das 
Gesetz muss vorsehen, dass für be-
gabte Kinder sozial Schwächerge-
stellter Erziehungsbeihilfen zu leis-
ten sind. (3) Der Zugang zu den 
Mittel-, höheren und Hochschulen 
ist nur von der Eignung des Schülers 
abhängig zu machen.“ [Unterstrei-
chungen durch den Antragssteller]

Weitere Anlagen
Karola Stötzel: Nach 70 Jahren –Wie 

reformbedürftig ist die Hessische 
Verfassung? In: HLZ 1-2/2017, 
S. 26 f.

Frank Deppe: Woher wir kommen 
– Vor 70 Jahren wurde der DGB 
in Hessen gegründet; in: HLZ 3/ 
2017, S. 26 f.
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Die beiden Autoren Eicker-Wolf 
und Schreiner beschränkten sich 
bei der Buchvorstellung im We-
sentlichen auf den Kern einer Stra-
tegie, der sich für die Bevölkerung 
nicht ohne weiteres erschließt, ob-
wohl er auf ihre Kosten geht: Die in 
Grundgesetz und Landesverfassun-
gen verankerte „Schuldenbremse“ 
und der europäische „Fiskalpakt“ 
verhindern die Kreditaufnahme für 
dringend notwendige Infrastruktu-
rinvestitionen des Staates und der 
Kommunen.

Gleichzeitig wächst infolge der 
unter Schröder-Fischer begonnenen 
Privatisierungsstrategie bei der Ren-
te („Riester“) insbesondere bei der 
Versicherungswirtschaft der Druck 
auf risikolose Schuldtitel. Die Nied-
rigzinspolitik und überschüssiges 
Kapital verstärken den Druck. 

Da bietet sich ÖPP als logischer 
und gleichzeitig absurder Ausdruck 
einer Lösung an, der Banken und 
Versicherungen eine Umgehung des 
Verschuldungsverbots bei gleich-
zeitig überhöhten privaten Rendi-
ten ermöglichen soll. Und das alles 
unter weitgehender Verschleierung 
für die Öffentlichkeit und sogar der 
Parlamente. 

Da PPP mit funktionaler Priva-
tisierung gleichzusetzen ist, wurde 
der Titel „Mit Tempo in die Pri-
vatisierung – Autobahnen, Schu-
len, Rente – und was noch?“ zu 
Recht gewählt.

Die Autoren sind unterwegs, 
um über die Buchvorstellung zu-
nächst interessierte Aktive argu-
mentativ zu stärken. Die Vorstellung 
mit anschließender Diskussion am 
5. 10. 2017 war nach Berlin bereits 
die zweite Station. Beide Autoren 
setzen sich aber auch im Rahmen 
ihrer Tätigkeit als wissenschaftli-
che Referenten bei ver.di (Patrick 
Schreiner, Berlin) und DGB bzw. 
GEW (Kai Eicker-Wolf (Hessen) für 
eine entsprechende Aufklärung ein.

Zunächst ging Kai Eicker-Wolf 
auf das Konstrukt PPP ein, dessen 
Befürworter entgegen aller inzwi-
schen bekannten Resultate gerne 
behaupten, PPP sei vorteilhafter, 
schneller und effi zienter.

Tatsächlich gibt es „in der Ge-
samtschau … kaum Felder, auf de-
nen PPP der konventionellen Projek-
tumsetzung im Allgemeinen über-
legen sein dürfte“, so der im Buch 
zitierte Wirtschaftswissenschaftler 
Holger Mühlenkamp. In ähnlichem 
Sinn zitiert werden auch die Rech-

nungshöfe, der Finanzausschuss 
des britischen Parlaments und so-
gar der IWF, der schon 2011 fest-
stellte: „Die ÖPP haben zu erheb-
lichen fi nanziellen Belastungen der 
öffentlichen Hand geführt.“ (S.40)

Dass PPP nicht nur teurer, son-
dern auch „aus demokratietheore-
tischer Sicht höchst problematisch“ 
sind, liegt in der rechtlichen Ausge-
staltung begründet: „Nicht nur der 
Öffentlichkeit, sondern auch den 
politischen EntscheidungsträgerIn-
nen in Parlamenten und kommu-
nalen Räten werden die entschei-
denden Vertragsinhalte regelmäßig 
vorenthalten.“ (S.44)

Selbst der Landrat des Kreises 
Offenbach und mit ihm Exekutive 
und Parlament warten schon begie-
rig auf die Unterlagen der PPP-Pro-
jektgesellschaft, sobald diese nächs-
tes Jahr nach Auslaufen des PPP-
Vertrags  an den Kreis zurückfällt.

Mit „Schuldenbremse“ und 
„Fiskalpakt“ ist es dem ökono-
mischen Main-Stream in fast allen 
Regierungsparteien gelungen, einen 
wesentlichen Hebel, um Zukunfts-
investitionen zu ermöglichen oder 
auch nur die Substanz zu erhalten, 
dem Staat aus der Hand zu schlagen.

Die 2009 im Grundgesetz ver-
ankerte Schuldenbremse erlaubt, so 
Eicker-Wolf, dem Bund nur noch 
eine Neuverschuldung von max. 
0,35 Prozent des BIP, den Ländern 
überhaupt keine Neuverschuldung 
mehr. Ausnahmen sind nur noch 
konjunkturelle Schwankungen oder 
außergewöhnliche Notsituationen.

Der 2012 verabschiedete Eu-
ropäische Fiskalpakt erlaubt nur 
noch einen staatlichen Schulden-
stand bis 60 Prozent des BIP, ei-
ne Neuverschuldung von max. 1,0 
Prozent des BIP.

Eicker-Wolf erinnerte an die 
überwältigende Propaganda vom 
Ausmaß der Staatsverschuldung 
und die Entrüstung, die insbeson-
dere bei jungen Leuten zu erzielen 
war. Der Eindruck, dass lange Zeit 
über die Verhältnisse gelebt wurde, 
wurde so immer mehr verfestigt. 
Kein Wort zum gezielten Abbau 
der Staatseinnahmen, kein Wort zu 
den ökonomischen Gegenwerten.

Selbst „die schwäbische Haus-
frau“, die angeblich auf Dauer 
nicht mehr ausgeben könne, als 
sie einnehme, wurde in einem völ-
lig schiefen Bild missbraucht. Denn 
selbstverständlich kommen auch 
die schwäbischen „Häuslebauer“ 
nicht ohne Bausparkasse zum Ziel, 
wie in der Diskussion herausge-
stellt wurde.

Dass diese Schuldenbegrenzung 
inzwischen zu einer mangelnden 
Handlungsfähigkeit des Staates 
und einem immensen Investitions-
stau geführt hat, weil die traditi-
onelle Möglichkeit von Staatsan-
leihen verbaut wurde, wurde auch 
an Hand von Zahlen noch einmal 
unterstrichen.

Zeiter Teil

Im zweiten Teil des Vortrags skiz-
zierte Patrick Schreiner den weiteren 
Hintergrund für die PPP-Strategie: 
die Teilprivatisierung der Altersvor-
sorge, die Reform der Erwerbsmin-
derungsrente in 2000 mit drasti-
schen Leistungskürzungen und der 
Ergänzung durch eine private Be-
rufsunfähigkeitsversicherung, die 
Reform der Altersrente 2001 mit 
Rentenkürzungen und der staatlich 
bezuschussten privaten „Riester“-
Rente und  der 2007 erfolgten Ein-
führung der „Rente mit 67“, die 
faktisch eine Rentenkürzung be-
deutet und den Zwang zur Privat-
vorsorge faktisch erhöht.

Auch hier wurde und wird mit 
Horror-Szenarien gearbeitet, die bei 
der ökonomisch ungeschulten Be-
völkerung leicht verfangen.

Schreiner erinnerte an Titelsei-
ten von BILD bis Spiegel. Aber auch 

die Deutsche Bundesbank mischte 
kräftig mit: „Das Verhältnis der Per-
sonen im Alter von 60 Jahren und 
darüber zur Anzahl der Personen im 
erwerbsfähigen Alter zwischen 20 
und unter 60 Jahren, der sogenannte 
Altenquotient, dürfte sich aus heu-
tiger Sicht bis zum Jahr 2030 auf 
knapp 75% annähernd verdoppeln. 
Das Umlageverfahren der Renten-
versicherung gerät damit in eine be-
drohliche Zwickmühle […]“ (Deut-
sche Bundesbank, 1999)

Dass die kapitalgedeckte Ren-
tenversicherung bereits 2008 in der 
„Finanzkrise“ ihre grundsätzliche 
Erschütterung erfuhr, scheint 9 Jah-
re später schon fast wieder verges-
sen. Darauf wurde in der Diskus-
sion aufmerksam gemacht.

„Nach Angaben der OECD ver-
loren kapitalgedeckte Lebensversi-
cherungen im Jahr 2008 insgesamt 
23 Prozent der investierten Gelder“ 
(Buch S.84). 

Anlass genug für Patrick Schrei-
ner, in Erinnerung zu rufen, dass 
auch von der Wirtschaftstheorie das 
Umlageverfahren nicht bestritten 
wird. „Wer im Alter wohnen und 
essen möchte, der kann dies nur 
tun, wenn es auch im Alter Men-
schen und Unternehmen gibt, die 
Lebensmittel herstellen und Woh-
nungen bauen, renovieren und ver-
mieten. Gesamtwirtschaftlich kann 
man also keinen Konsum in die Zu-
kunft verlagern.“ (Buch S.80)

Was also macht PPP so
attraktiv für die Hauptakteure
der Wirtschaftspolitik?

Schuldenbremse und Fiskalpakt sor-
gen für eine eingeschränkte Hand-
lungs- und Investitions-Fähigkeit 
des Staates. Gleichzeitig sind die 
Anlagemöglichkeiten von Banken 
und Versicherungen eingeschränkt.

Die Teilprivatisierung der Al-
tersvorsorge führt zu einem Ab-
bau sozialer Sicherheit im Alter 
und „schafft“ neues anlagesuchen-
des Kapital.

Schreiner unterlegte die PPP-
Strategie mit Zitaten aus den Be-
reichen Medien, Politik, Interes-
senverbänden. Das folgende Zitat 
zeigt, dass wir es durchaus mit ei-
ner europaweiten Strategie zu tun 
haben, was die Abwehr nicht leich-
ter macht.

„Aufgrund der […] Krise wer-
den die öffentlichen Haushalte auf 
Jahre hinaus unter Druck stehen. 
Wir müssen daher kreativ sein, 
wenn es darum geht, finanzielle 

Mittel zu mobilisieren, um unsere 
Vorhaben in die Praxis umzusetzen. 
[…] Die Kommission wird auch ei-
nen neuen Rahmen für Öffentlich-
Private Partnerschaften schaffen, 
um mitzuhelfen, […] verschiedene 
Geldquellen zusammenzubringen 
und Investments zu maximieren.“ 
(José Manuel Barroso, 2009)

Das Fazit der Autoren:

PPP ermöglicht ein neoliberales 
„Weiter so!“ Denn PPP ist unter 
bestimmten Bedingungen geeignet, 
Schulden zu verstecken, ermöglicht 
dann Investitionen trotz Schulden-
begrenzung, bietet Kapitalanlage-
möglichkeiten, ist teu(r)er, unde-
mokratisch, intransparent und ei-
ne Form der Privatisierung.

Die Diskussion setzte sich neben 
bereits geschilderten Überlegungen 
mit folgenden Fragen auseinander:

Wie können die mangelhaften 
Kenntnisse für eine breitere Öffent-
lichkeit aufbereitet werden?

Hier kann durchaus auf Erfol-
ge im (ver)öffentlich(t)en Bewusst-
sein durch die Aktivitäten von attac, 
GEW, ver.di und DGB in Frankfurt 
verwiesen werden.

Wie können die skizzierten Zu-
sammenhänge so aufbereitet wer-
den, dass die fatale „Schuldenbrem-
se“ wieder zum Zentrum der Ausei-
nandersetzung wird (wie dies 2011 
in Hessen anlässlich der Volksab-
stimmung geschehen ist)?

Als Kernfrage wurde genannt: 
Willst du den Staatsabbau? (Willst 
du den Abbau der staatlichen Inf-
rastruktur?)

Das Öffentliche müsse ein bes-
seres „Renomee“ bekommen.

Wie kann das gespaltene Be-
wusstsein überwunden werden, dass 
viele renovierte Schulen gut fi nden, 
egal, womit das Ergebnis zustande 
gekommen ist  und wie die fi nan-
ziellen Auswirkungen sind (Land-
kreis Offenbach)?

Insbesondere der Personalab-
bau im Öffentlichen Dienst beraubt 
diesen, überhaupt noch selbst tätig 
zu werden und muss hartnäckig und 
nachhaltig ins öffentliche Bewusst-
sein gehoben werden.

Einig waren sich die Teilneh-
merInnen, dass der Hegemonie im 
Alltag kritische Positionen entge-
gengesetzt werden müssen.

Herbert Storn

Flyer zur Veranstaltung

Kai Eicker-Wolf / Patrick Schreiner: 
Mit Tempo in die Privatisierung. 
Autobahnen, Schulen, Rente –
und was noch? PapyRossa-Verlag, 
194 Seiten, 14,90 Euro.Damit es nicht so weitergeht.
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Der Kampf gegen Rechts und die 
Zuwanderung haben durch die 
jüngste politische Entwicklung – 
der Bundestagswahlkampf und die 
Ergebnisse der Wahl haben dies ein-
drücklich gezeigt – eine noch ein-
mal gesteigerte Bedeutung für die 
innergewerkschaftliche Strategiede-
batte gewonnen. Mit „Logistische 
Grenzlandschaften – Das Regime 
mobiler Arbeit nach dem Sommer 
der Migration“ liegt nun eine Veröf-
fentlichung vor, die in der Lage ist, 
analytischen Tiefgang in die zuletzt 
rassistisch entartete Auseinanderset-
zung um die „Flüchtlingskrise“ zu 
bringen und mit neuen theoretischen 
Ansätzen größere Klarheit über die 
großen Linien deutscher Einwande-
rungspolitik, die immer noch nicht 
so heißen darf, herzustellen.

Dabei wollen die Autoren „[...] 
einen zentralen Widerspruch be-
leuchten, der [...] die deutsche Mi-
grationspolitik spätestens seit den 
1960er Jahren prägt. Hierbei han-
delt es sich um den Widerspruch 
zwischen dem ökonomischen Be-
darf an migrantischen Arbeitskräf-
ten einerseits und der politisch-kul-
turellen Logik der Abschottung an-
dererseits“, einen Widerspruch, der 
in besonders krasser Form während 
der jüngsten innenpolitischen Ausei-
nandersetzungen ausgetragen wur-
de und der AfD den größten Teil 
ihrer Wähler zugetragen hat. 

Die Publikation, in deren ein-
leitendem Teil eine Bilanz von über 
50 Jahren Migrationspolitik gezogen 
wird, die auch für Kenner der damit 
verbundenen Vorgänge noch lesens-
werte Neuigkeiten bringt, sieht in 
den Ereignissen des Jahres 2015 „ei-
nen entscheidenden Einschnitt“, der 
zu einer Reorganisation des bisheri-
gen Migrationsregimes geführt habe: 
„Bislang waren Asyl- und Integrati-
onsprozess im deutschen Asylregime 
strikt getrennt gedacht worden und 
ökonomische Rationalitäten fanden 
nur untergeordnet Eingang in die 

Debatte um Flucht und Asyl.“ Diese 
Trennung sei aber durch den maß-
geblichen Umgang mit der großen 
Zahl Gefl üchteter schon zu einem 
sehr frühen Zeitpunkt nach deren 
Ankunft in Deutschland tendenziell 
aufgehoben worden und der huma-
nitäre Aspekt ihrer Aufnahme sehr 
bald mit wirtschaftlichen Erwägun-
gen in Verbindung gesetzt worden. 
„So beteuerte beispielsweise der Vor-
sitzende der Bundesagentur für Ar-
beit (BA), Frank-Jürgen Weise, dass 
die Gefl üchteten im Gegensatz zu 
vielen Langzeitarbeitslosen »hoch-
motiviert« seien“, was nur als eine 
von vielen Stellungnahmen darstellt, 
die hauptsächlich von Wirtschafts-
vertretern eingebracht wurden.

„Im Sommer 2015 wuchs der 
Druck von Arbeitgeberverbänden 
auf die Politik. In einem Positions-
papier forderte die Bundesvereini-
gung Deutscher Arbeitgeberver-
bände (BDA) im Juni 2015 unter 
anderem den uneingeschränkten 
Arbeitsmarktzugang für Gedulde-
te, die Abschaffung der Vorrang-
prüfung für Asylsuchende, die Auf-
hebung des Beschäftigungsverbots 
in der Zeitarbeitsbranche, die Be-
schleunigung der Asylverfahren so-
wie Erleichterungen bei der Inter-
modalität zwischen der Asyl- in die 
Erwerbsmigration.“ 

Die „Flüchtlingskrise“ hätte 
nach Darstellung der Autoren*innen 
eine maßgebliche Zahl von Ak teu-
ren*innen in Wirtschaft und Poli-
tik daher als eine Chance begriffen, 
einen „Paradigmenwechsel“ in der 
Migrationspolitik herbeizuführen, 
da die „eigensinnigen Bewegungen 
der Migration selbst [...] das beste-
hende Arbeits-Mobilitäts-Regime 
zu einer Reorganisation zwangen.“ 

Der grundlegend neue Betrach-
tungsansatz des Migrationsregimes, 
den diese Publikation in die Debat-
te einbringt, besteht in ihrer Pers-
pektive, die sich an der enorm ge-
wachsenen Bedeutung der Logistik 

im globalisierten Ka-
pitalismus ausrichtet 
und materialreich die 
Hypothese zu erhärten 
versucht, dass Regula-
rien der Logistik mitt-
lerweile längst Maß-
stab für den – europa-
weiten – Umgang mit 
Migrationsbewegun-
gen geworden seien. 

„Wenn Reinhold 
Jünemann, der als 
Mitbegründer der in-
dustriellen Logistik 
in Deutschland gilt, 
schreibt, der »logisti-
sche Auftrag besteht 
darin: Die richtige 
Menge der richtigen 
Objekte als Gegen-
stände der Logistik am 
richtigen Ort, in der 
richtigen Qualität zum 
richtigen Zeitpunkt, zu 
den richtigen Kosten 
zur Verfügung zu stel-
len«, so bietet es sich an, das Prin-
zip dieser sogenannten 6-R-Regel 
auch auf das deutsche Arbeits-Mo-
bilitäts-Regime zu übertragen.“ 

Da unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten die Zufuhr von Ar-
beitskräften zu Nutzen und From-
men der heimischen Industrie und 
Dienstleistungsunternehmen keine 
wesentlich anderen Qualitäten auf-
weist als die Zufuhr anderer Pro-
duktionsfaktoren, bietet es sich an, 
ein optimiertes Arbeits-Mobilitäts-
regime mit den Kategorien der Lo-
gistik zu beschreiben, wobei die „Ei-
gensinnigkeit“ der zuzuführenden 
einzelnen „Elemente“ des Arbeits-
kräftestroms einen wichtigen Un-
terschied zu den übrigen Faktoren 
darstellt, dessen Management zur 
zentralen Aufgabe der Immigrati-
onspolitik wird und auch in einer 
möglichen Regierungskoalition im 
Bund bleiben dürfte. 

Es ist in dieser Hinsicht zu er-
warten, dass die Entwicklung weiter 

in Richtung auf eine „differentielle 
Inklusion“ verläuft, wie die Auto-
ren den schon länger bestehenden 
Umgang mit Immigranten*innen be-
schreiben. Durch die differentielle
Inklusion entstehe „eine Vielzahl 
an Wegen in den deutschen Arbeits-
markt, in dem sich die migrantische 
Arbeitsbevölkerung wiederum stark 
fragmentiert wiederfi ndet. Verschie-
dene Gruppen arbeiten unter unter-
schiedlichen sozialen und rechtlichen 
Voraussetzungen, manchmal sogar 
in ein und demselben Betrieb, dann 
wieder in unterschiedlichen Sekto-
ren. Dies führt insgesamt zu einer 
starken Verunsicherung in Hinblick 
auf Rechtsansprüche.“ Keine Fra-
ge, dass es die so entstandenen und 
weiter entstehenden stark fragmen-
tierten Betriebsbelegschaften sind, 
die den gewerkschaftlichen Kampf 
um bessere Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen massiv erschweren. Schon 
immer ist es eine Strategie des Ka-
pitals gewesen, die Lohnabhängi-

gen durch vielfältige Instrumente 
voneinander in unterschiedlich be-
handelte Gruppen und Grüppchen 
zu trennen, um gegenläufi ge Inter-
essen zu schaffen und Solidarisie-
rungsmöglichkeiten zu unterbin-
den. Die Asyl- und Zuwanderungs-
politik stellt rechtliche Instrumente 
zur Schaffung von unterschiedlichen 
Beschäftigtenklassen bereit und da-
mit zusätzliche Hindernisse für eine 
wirkungsvolle Interessensvertretung. 
„Erstens stellt die rechtliche Knüp-
fung der Zuwanderungsmöglichkeit 
an bestehende Arbeitsverträge (oft 
mit einem sektoral unterschiedenen 
Mindestgehalt) einen solchen Me-
chanismus dar, den es freilich schon 
im Gastarbeiterregime gegeben hat, 
aber der heute eine neue Qualität 
erfährt [...]Zweitens existieren die 
staatlich verstärkten Möglichkei-
ten der zirkulären oder Pendelmi-
gration über Grenzen hinweg. Und 
drittens lassen sich transnationale 
Leiharbeit und Arbeitnehmerüber-
lassung ebenso wie die aktuell von 
der Bundesregierung betriebene Ex-
klusion von EU-Ausländer*innen 
aus dem deutschen Sozialsystem 
dazu rechnen. [...]“ 

Damit aber liegt die konzentrierte 
Beschäftigung mit Fragen der Zu-
wanderungspolitik im unmittelba-
ren Interesse der Gewerkschaften, 
die hier, wie die zurückliegenden 
Jahre mit ihren teils krassen Rück-
gängen im Mitgliederbestand zei-
gen, einen enormen Nachholbedarf 
an theoretischer Durchdringung 
der mit der Migration verbunde-
nen Prozesse haben. 

Diese Publikation ist eine her-
vorragende Gelegenheit, auf die-
sem Gebiet Fortschritte zu machen.

Ernst Olbrich

Logistische Grenzlandschaften.
Paradigmenwechsel in der Zuwanderungspolitik?

M. Altenried u. a. (Hg.): Logistische 
Grenzlandschaften - Das Regime 
mobiler Arbeit nach dem Sommer
der Migration, Unrast-Verlag 
Münster, Oktober 2017; 16 Euro

Gut, dass der Titel nicht nur aus der 
Frage besteht. Denn diese Samm-
lung von Interviews und Beiträgen 
zum Thema im zweiten Teil des Ti-
tels zeigt, dass diese oft gestellte 
Frage wohl eher als Anknüpfungs-
punkt gemeint ist, um in einer um-
fassenden Analyse des Medienap-
parats die Komplexität der „Ero-
sion demokratischer Institutionen 
und Prozesse“ zu entfalten.

Mehr als zwei Dutzend ExpertInnen 
für eine kritische Sicht auf die Me-
dien garantieren eine „wirklich viele
Facetten, Sichten und berechtigte 
Kritiken beinhaltende Analyse“.

Es ist wohltuend, dass die Über-
schneidungen und Redundanzen 
sich bei der Vielzahl der Autoren 
sehr in Grenzen halten und die Fülle 
der Aspekte sich hervorragend er-
gänzen und verstärken. Nicht zu-
letzt die eingefl ochtenen Hinweise 
auf weiterführende Literatur ma-
chen diesen Band zu einem Kom-
pendium der Medienkritik, das für 
die Frage der Formung unseres ge-
sellschaftlichen Bewusstseins unver-
zichtbar ist. 

Wenn ich bedenke, welche 
Rolle in meiner Anfangs-
zeit als Lehrer an einer be-
rufl ichen Schule die kriti-
sche Beschäftigung mit den 
Medien hatte, allen voran 
der BILD-Zeitung und den 
Enthüllungen eines Gün-
ter Wallraffs, so ist die-
sem Band eine mindestens 
ebenso wichtige Rolle für 
die heutige Lehrergenera-
tion zu wünschen. Denn 
die Verhältnisse der ‚Be-
wusstseinsindustrie‘ sind 
nicht besser geworden und 
die Aufklärung nicht ein-
facher. Von daher bieten 
Analyse und die vielen Bei-
spiele von Bewusstseins-
manipulation eine Fülle 
von Ansatzpunkten für 
den kritischen Unterricht.

Schließlich kommt 
auch der Handlungs-
aspekt nicht zu kurz, denn Wer-
ni cke verzichtet bei seinen Inter-
view partnerInnen grundsätzlich 
nicht auf die Frage, wie der Mani -
pulation entgegengewirkt und eine 

kritische Gegenöffentlichkeit her-
gestellt werden kann.

Dabei ist man überrascht, dass 
die formalen Möglichkeiten dafür 
oft größer sind als gedacht, wenn 

auch i. d. R. mühsam. So hat die Au-
torin Maren Müller eine „Ständige 
Publikumskonferenz der öffentlich-
rechtlichen Medien e.V.“ gegründet, 
in der sie Programmbeschwerden 
von kritischen Zuschauern bear-
beitet. Auch aktuelle „Blogs“ wie 
der „Antimedienblog“ des Medi-
enwissenschaftlers Hektor Haar-
kötter werden benannt.

Dass die „Mainstreammedien als
Kontrollinstanz der Großen und
Mächtigen weitestgehend aus-
(fallen)“ verwundert nicht, eben 
so wenig wie die Feststellung: „Ei-
ne ‚vierte Gewalt‘ gibt es nicht und 
gab es in diesem Sinne wohl noch 
nie“. Denn – so erfahren wir – ein 
Großteil der verbreiteten Meldun-
gen resultiert gar nicht mehr aus ei-
gener Arbeit, sondern werden von 
PR-Firmen, Pressestellen großer 
Unternehmen und Lobbygruppen 
übernommen.

Nicht zuletzt für Deutsch-Lehr-
kräfte dürfte es didaktisch brisant 
werden bei der folgenden Feststel-
lung: „Eine der wichtigen Manipu-

Wer formt eigentlich unser Bewusstsein?
Jens Wernicke, Lügen die Medien? Propaganda, Rudeljournalismus und der Kampf um die öffentliche Meinung

lations- und Propagandatechniken 
ist dabei das sogenannte Wording: 
die gezielte Manipulation mittels 
Sprache. Dasselbe ist entscheidend 
für die Art der Wahrnehmung und 
vermittelt den Mediennutzern die 
gewünschte Interpretation eines 
Sinnzusammenhanges gleich mit.“ 
Eine der nächsten Ausgaben der 
„Tagesschau“ wird uns sicher wie-
der „Terroristen“ oder „Separa-
tisten“ und „Freiheitskämpfer“ 
vorstellen.

Für ein solches „Wording“ und 
„Framing“ liefert – nicht nur – das 
Interview mit Stephan Hebel kon-
krete Anschauungsbeispiele.

Wer das Buch gelesen hat, ist viel-
leicht ernüchtert, sieht aber bedeu-
tend klarer als zuvor.

Herbert Storn

Jens Wernicke, Lügen die Medien? 
Propaganda, Rudeljournalismus 
und der Kampf um die öffentliche 
Meinung, Westendverlag, Septem-
ber 2017, 359 Seiten, 18 Euro
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Leserbriefe

Mit Verlaub! 
So einen Un- oder Schwachsinn 
(oder je nach Lesart ideologischen 
Mist) habe ich lange nicht mehr ge-
lesen, und ich kann diesen nur ei-
ner Verbohrtheit zuschreiben, wie 
sie auch Islamisten oder sonstigen 
Ideologen eigen ist.

Man/ich kann es mit wenigen 
Worten umreißen:

■ die Wahlbeteiligung von ca. 50 
bei einer Zustimmung von 63% pro 
Erdogan nicht einem/dem Großteil 
der Türken, die hier leben, zuzu-
schreiben – ich frage: Wem sonst?
würde man den Franzosen nach 
dem 1. Wahlgang zur Präsident-
schaftswahl zuschreiben, die Hälf-
te sei „gegen die EU“?

■ würde man der Partei Macrons 
mit 43% Beteiligung  im 2. Wahl-
gang (beim ersten 48%) ebenso ab-
sprechen, Frankreich zu repräsentie-
ren, weil weniger als die Hälfte sei-
ne Partei gewählt hätten/haben, also 
das seien nicht „die Franzosen“?

■ Würde man alle Landtagswahlen 
in Deutschland, die in den letzten 
Jahren überwiegend eine Beteiligung 
zwischen 44 und 60% erbrachten, 
abtun damit, das seien ja nicht „die 
Brandenburger,…. etc“, also nicht 
repräsentativ?

Diese wenigen Beispiele sollen ge-
nügen:

Es führt kein Weg daran vorbei 
anzuerkennen, dass die überwie-
gende Mehrheit der hier lebenden 
(und abstimmenden) Türken eine 
zumindest autoritäre Verfassung 
(eher Diktatur) ohne echte, be-
stimmende Exekutive und unab-
hängige Judikative (von fehlen-
der Presse- und Meinungsfreiheit 
ganz abgesehen) unterstützen, was 
äußerst bedenklich stimmen soll-
te und in der Tat der hiesigen De-
mokratie und den in der Verfas-
sung niedergelegten Prinzipien in 
die Schnauze haut!

Und dann muss ich sagen: Die 
so Abstimmenden leben zwar hier 
(viele auch oft nicht schlecht und 
einigermaßen integriert), doch sie 
haben nix kapiert, lehnen unsere 
Lebensweise ab und wollen - ähn-
lich wie die Pegidas etc. -, ob Mus-
lim oder nicht, nicht dazu gehören 
- das sollten die/der Autor(en) oder 
sonst wie Vernebelte (leider auch 
Gewerkschafter) endlich mal so 
erkennen und überlegen, was sie 
dagegen (auch im Unterricht) tun 
können/wollen.

Mit freundlichen Grüßen
G. Eurich

Sehr geehrte*r G. Eurich,
„zuschreiben“ kann man vieles. 
Dass der Artikel sich eben genau 
mit dieser Unsitte beschäftigt, ist  
– Ihrer Antwort nach zu schlie-
ßen – wohl nicht bei allen unse-
ren Lesern*innen so recht ange-
kommen. Vielleicht, weil Ihnen 
die Freiheit(en) des Zuschreibens 
zu sehr am Herzen liegen. 

Sie fragen: „Würde man der 
Partei Macrons mit 43% Beteili-
gung im 2. Wahlgang (beim ersten 
48%) ebenso absprechen, Frank-
reich zu repräsentieren, weil weni-
ger als die Hälfte seine Partei ge-
wählt hätten/haben, also das seien 
nicht „die Franzosen“?

Die FLZ antwortet: „Ja natür-
lich, man würde“ und rät: Hin und 
wieder auch mal in die ‚Lügenpres-
se‘ schauen! So titelt z. B. n-tv.de 
am 19. Juni 2017: „Wahlsieg mit 
bitterer Pille – Halb Frankreich 
fremdelt mit Macron“ und fährt 
im Text fort: „Angesichts der ex-
trem niedrigen Wahlbeteiligung ist 
Euphorie unangebracht. Macron 
weiß das. Das Parlament hat er 
hinter sich, Frankreich nicht un-
bedingt“. So jedenfalls die Kom-
mentatorin Judith Görs. Womit 
wir immerhin schon einmal zwei 
wären, die es nicht opportun fi n-
den, an den Regeln der Grund-
rechenarten herumzuschrauben, 
um von weniger als einem Drittel 
der Wahlberechtigten mal eben so 
auf 100% per „Zuschreibung“ zu 
„schließen“. Gemäß dieser Rechen-
methode muss man letztlich nur 
einen einzigen Türken „kennen“, 
um auf alle zu schließen.

Am 21. Juni 2017 schrieb G. Eurich 
zum Log-In 02-2017

Antwort der FLZ
Die öffentliche Darbietung von Aus-
wüchsen in der Kunst der Zuschrei-
bung fällt übrigens, ganz im Sin-
ne des Gleichheitsgebotes der von 
Ihnen so sehr geschätzten Verfas-
sung, in die Zuständigkeit des § 130 
StGB („Volksverhetzung“.) Soweit 
kenne ich als Gewerkschafter und 
Lehrkraft immerhin die hiesige Ge-
setzeslage und fühle mich u. a. da-
mit hervorragend dafür gewappnet, 
auch meine türkischen Schülerinnen 
und Schüler im Unterricht so anzu-
sprechen, dass sie ihre Menschen-
rechte als durch den Schulbetrieb 
gewahrt erfahren. Denn um Wer-
bung für Demokratie zu machen, 
hielt ich es bisher immer noch für 
die beste Methode, diese im All-
tag vorzuleben. Der Herausgeber 
der Langzeitstudie „Deutsche Zu-
stände“ Wilhelm Heitmeyer, wür-
de bei den von Ihnen bevorzugten 
Zuschreibungsstrategien wohl von 
„Gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit“ sprechen. Andere ma-
chen es sich einfacher und nennen 
es schlicht Rassismus. 

Aber dem muss man sich in un-
serer immer noch pluralistischen 
Gesellschaft ja nicht unbedingt 
anschließen. 

Immerhin scheint Ihrem einleiten-
den Qualitätsurteil zufolge unser 
Artikel wenigstens einige Allein-
stellungsmerkmale in der Medien-
landschaft aufzuweisen. Das beru-
higt ungemein, denn so genau war 
er auch gedacht.

Mit (noch) neutralen Grüßen
Ernst Olbrich

Zu dem Artikel „Wenn Volksverhetzung Lehrplan wird –
Lehrkräfte im Nationalsozialismus“ von Ernst Olbrich schrieb
Hans Wedel Folgendes

In der FLZ  Nr. 2  vom Juni 2017 
hat Ernst Olbrich sehr ausführlich 
und schlüssig mit einer sachlichen 
Kritik  auf grundsätzliche wissen-
schaftliche Mängel der Arbeit von 
Müller/Ortmeyer „Die ideologische 
Ausrichtung der Lehrkräfte 1933 
-1945“, Eine dokumentarische Ana-
lyse des Zentralorgans des NSLB. 
Weinheim 2016, hingewiesen. In ei-
ner Buchbesprechung kam vorher 
schon Heinz Elmar Tenorth von 
der Berliner Humboldt-Universität 
zu dem Befund, dass mit der Para-
phrasierung und Kommentierung 
von Originalpublikationen keine 
analytische Qualität erreicht wor-
den sei.  Als eine der grundlegenden 
Schwächen wird von Olbrich die 
„hartnäckige Weigerung, zwischen 
den propagandistischen Selbstdar-
stellungen des NSLB und der tat-
sächlichen Einstellung der Lehr-
kräfte methodisch zu unterschei-
den“, genannt. (ebd. S. 21

Es geht um die Auswirkungen 
der Machtübernahme der Nazis auf 
die Schulen, auf die Schüler, in ers-
ter Linie jedoch auf die Lehrer, die 
bis 1937 zu 97% im NSLB organi-
siert waren. Es gab also die Mög-
lichkeit, nicht beizutreten bzw. aus 
einer in den NSLB überführten Ge-
werkschaft bzw. einem Lehrerver-
ein dann auszutreten. Damit ist das 
Argument „Pfl icht- oder Zwangs-
organisation“ als „faule< Ausre-
de“ (S. 11) zurückgewiesen. Eine 
argumentative Erledigung dritter 
Klasse, wie ich meine: „Die Hal-
tung zum NSLB nach 1945 lautete 
damals weitgehend, dass es eigent-
lich nur eine Art Pfl ichtorganisation 
gewesen wäre, die Mitgliedschaft 
würde im Grunde nichts bedeu-
ten.“ (S. 174)   

Die 3% Verweigerer stellt Ort-
meyer den 97% von Charakterlo-
sigkeit und Opportunismus gepräg-
ten Lehrkräften gegenüber, die ih-
rer Gesinnung und ihrem Handeln 
nach das NS-Regime unterstützten. 
Er sieht bei einer Mitgliedschaft 
im NSLB im Rahmen der „Gleich-
schaltung“ der Lehrerverbände eher 
Freiwilligkeit und Zustimmung als 
das Resultat von Gewaltandrohung 
durch ein despotisches Regime. Hie-
ran eine moralische  pauschale Ab-
qualifi zierung anzuschließen, er-
scheint  mehr als ärgerlich, weil 
durch ein  solchermaßen unhisto-
risches und überhebliches Urteilen, 
das rein spekulativen Charakter und 
keine empirische Grundlage besitzt, 
so gut wie jede Lehrkraft, die nicht 
entlassen bzw. ins Gefängnis oder 
ins KZ verfrachtet worden ist,  sich 
beschuldigt und beschimpft vor-
kommen musste. 

Gegen diese Art „ehrabschnei-
derische Behauptung“ (Olbrich, 
FLZ Nr. 2/17, S. 22) soll im Fol-
genden eine andere Gewichtung 
vorgenommen werden, die nicht 
wie Ortmeyer im Grunde von der 
Schuld jedes Einzelnen, eben auch 
der einzelnen im NSLB organisier-
ten Lehrkraft, am Nationalsozialis-
mus, am Rassismus, am Holocaust 
und allen Verbrechen des NS-Sys-
tems ausgeht.

In dem stark autobiografi sch ge-
prägten Roman Ulla Hahns „Un-
scharfe Bilder“,2. Aufl . 2003 will 
eine Tochter Katja von ihren Vater 
wissen, ob er als Soldat im Osten  
an dem beteiligt war,, was eine Aus-
stellung „Verbrechen im Osten“ ( 
reale Grundlage: die „Wehrmachts-
ausstellung“)  zeigt. 

Nach vielen langen Gesprächen 
heißt es. „Katja war vorsichtig ge-
worden mit ihren Urteilen über 
eine Zeit, die sie nur aus Worten 
kannte – und von Bildern, natür-
lich“ (ebd.S. 191)

In einem der Gespräche ver-
sucht der Vater, bezogen auf die 
judenfeindliche Gesetzgebung, sein 
Verhalten in einer „terroristischen 
Diktatur“ (Longerich, zit, nach Ol-
brich,. FLZ, 2/17, S. 21) zu erklären:

„Wie war es aber damals? Stell 
dir mal vor, eine brutale Dikta-
tur, eine Regierung, die dich ohne 
rechtlichen Schutz einsperren, fol-
tern kann, verbietet, bei Türken zu 
kaufen, mit Türken in einer Bahn 
zu fahren, ein Schwimmbad zu be-
suchen, auf einer Bank im Park 
zu sitzen. So wie mit den Schwar-
zen im Süden der USA noch in den 
fünfziger Jahren. Proteste werden 
blutig niedergeschlagen. Ein paar 
Anführer gehängt. Vor den Ge-
schäften stehen halboffi zielle Wa-
chen. Gehst du dann da noch ein-
kaufen? Bei Gefahr für Leib und 
Leben? Nicht nur deines, vielleicht 
auch des Lebens deiner Familie? 
Nein, wenn es erst soweit ist, ist 
es zu spät.“(ebd. S. 99)

Harald Focke und Uwe Reimer 
haben in ihrer Untersuchung „All-
tag untern Hakenkreuz“ Hamburg 
1979, die sich übrigens nicht im Li-
teraturverzeichnis von Müller/Ort-
meyer fi ndet, mit Hilfe von Zeit-
zeugen-Berichten aus Hamburg 
die Nazi-Zeit sozusagen von unten 
beleuchtet. Schulpolitik: monatli-
che Zwangsveranstaltungen sowie 
ideologische Ausrichtung in Schu-
lungslagern werden 1933 sofort 
eingeführt, ebenso die Entlassung 
von „unbrauchbaren“ Schulleitern 
(1935 bereits über die Hälfte der 
1932/33 amtierenden).Weit um-
fangreicher die Berufsverbote ge-
genüber „marxistisch-liberalen“ 
sowie sozialdemokratischen und 
jüdischen Lehrkräften. „So wur-
den zwischen 1933 und 1935 ins-
gesamt 637 Lehrkräfte aus dem 
Schuldienst (in Hamburg, H.W.) 
entfernt“.  (Focke/Reimer, S.84)

„Gegenüber >offenen und ge-
heimen Gegnern< des National-
sozialismus innerhalb der Leh-
rerschaft wandte die Behörde ro-
bustere Mittel an. Man faßte die 
>Gegner< in sogenannten <Schul-
schutz-Abteilungen< zusammen, in 
denen sie durch regelmäßige Kaser-
nenhof- und wehrsportliche Übun-
gen vom Wert des Nationalsozia-
lismus überzeugt werden sollten. 
Mit der Leitung dieser Form der 
Gegner-Bekämpfung wurde ein 
SS-Führer beauftragt.“ (ebd. S. 82)

Nicht genug kann neben der 
staatlichen Kontrolle und Repres-

sion auf die soziale Kontrolle durch 
HJ-Schüler, Partei-, SA- und SS-Mit-
gliedern unter den Eltern und die 
ebenfalls in anderen NS-Verbän-
den Organisierten im Stadtteil oder 
Dorf hingewiesen werden, wenn 
man sich vergegenwärtigen will, 
unter welchem Druck und in wel-
chen Gefahren diejenigen schweb-
ten, die sich widersetzten.  

In dem Kapitel „Überwachung, Be-
spitzelung, Denunziation und Ver-
folgung“ (S. 58 – 60) weisen Müller/
Ortmeyer wohl darauf hin, dass das 
>Gesetz zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“ vom 7. April 
1933<  „alle Beamtinnen und Be-
amte, die antinazistischen Partei-
en und  Organisationen angehör-
ten oder nahestanden oder jüdisch 
waren, aus Schuldienst und als Be-
amtinnen und Beamte ausschloss. 
Die Entlassungen wurden durch 
besondere Ausschüsse, Fragebögen 
und Denunziationslisten beschleu-
nigt“ (S. 58). Dass die Autoren auch  
Verfolgung und Verhaftungen von 
Mitgliedern  der 1933 sofort ver-
botenen Parteien KPD und SPD  
erwähnen (ebd. S. 59), hindert  sie 
jedoch nicht, ihr moralisches Ver-
dammungsurteil über die Lehrer-
schaft insgesamt zu fällen.

Ortmeyer fordert in der Einlei-
tung seiner Untersuchung ein muti-
ges lang auszuhaltendes widerstän-
diges  Verhalten, das er offensicht-
lich den restlichen 3% unterstellt, 
von dem er selbst sagt: „Sicher-
lich gestaltete sich die Nicht-Mit-
gliedschaft auf Grund des Drucks 
bspw. durch wiederholte Eintritts-
forderungen schwierig und war hin-
sichtlich der Denunziationen bis hin 
zu Verfolgungen mitunter auch ge-
fährlich.“     Letztendlich bleibt mit 
Ernst Olbrich  festzustellen: „  Der 
tatsächliche Zwang und die wirk-
lich ausgeübte massenhafte Gewalt 
werden einfach ausgeblendet…“ 
(FLZ. Nr.2/17, S.22)

Da es für Ortmeyer  eine „faule 
Ausrede“ gewesen ist, dass man 
angeblich Mitglied  im NSLB sein 
musste, kann er seine pauschale 
Verunglimpfung der im NSLB or-
ganisierten Lehrkräfte zu der von 
ihm nahegelegten Schlussfolgerung 
steigern, dass  in der verbrecheri-
schen Organisation NSLB die Mit-
glieder mindestens charakterlos“ in 
einer Mischung aus Zustimmung 
und Opportunismus  (S. 11) wa-
ren oder gar Nazis und Verbrecher. 
Dem Rezensenten Micha Brumlik, 
der in dem Buch von Müller/Ort-
meyer  eine weitertreibende frucht-
bare Polemik sieht, muss man nicht 
widersprechen, solange ein analyti-
scher Anspruch nicht erhoben wird.  
Einem weiteren Rezensenten (H.-
E. Tenorth) kann man insofern zu-
stimmen, dass wir es eher mit einem 
Rundumschlag der Kritik und Em-
pörung von selbstgerechten Nach-
geborenen zu tun haben.

Einzelne zentrale Aspekte der Kritik 
von Olbrich habe ich hervorgeho-
ben, weil darauf meine folgenden 
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Schule durch notwenige Koopera-
tion, Koordination und die rhyth-
misierte Gestaltung des Schultags 
muss zu einer entsprechenden Redu-
zierung der Pfl ichtstundenzahl füh-
ren (z.B. durch deutliche Erhöhung 
des Schuldeputats). Die GEW Hes-
sen wird sich allen Versuchen entge-
genstellen, die Präsenzzeiten in der 
Schule ausweiten wollen.
■ Auch das qualifi zierte Mitbestim-
mungsrecht der Personalräte ist bei 
der Gestaltung von Ganztagsschul-
konzepten bezogen auf die Arbeits-
zeit und Anwesenheit in der Schu-
le gegeben und muss beachtet und 
eingehalten werden8.
■ Bei der Entwicklung von schul-
bezogenen Ganztagsschulkonzep-
tionen sind die Rechte der Teilzeit-
beschäftigten und die Grundsätze 
des Gleichberechtigungsgesetzes für 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu wahren.
■ Es müssen Mindeststandards für 
Anzahl, Ausstattung oder Größe von 
Räumen formuliert werden und ein 
dem Bedarf entsprechendes Raum-
programm konkret entwickelt und 
umgesetzt werden. Die Bauvorha-
ben sollten fertig gestellt sein, be-

vor eine Schule zur Ganztagschule 
wird, um nicht dauerhaft in Provi-
sorien arbeiten zu müssen9.
■ An einer Ganztagsschule benötigt 
jede Lehrkraft einen Arbeitsplatz 
mit PC und entsprechende Abla-
gekapazitäten, wo sie ungestört ih-
ren Unterricht vor- und nachberei-
ten oder anderen dienstlichen Tä-
tigkeiten nachgehen kann.
■ Arbeiten Schulen mit sogenann-
ten freien Trägern zusammen, die 
die notwendigen pädagogischen 
Fachkräfte sowie weiteres Personal 
beschäftigen, muss die Tariftreue 
Bestandteil von Kooperationsver-
einbarungen sein, Schulträger oder 
Land müssen eine Refi nanzierung 
von Tariferhöhungen zusichern. 
Auch Trägervereine dürfen grund-
sätzlich nur nach geltenden tarifl i-
chen Bestimmungen (TVöD oder 
TV-H) eingruppieren und bezahlen.
■ Stellen für Schulsozialarbeit müs-
sen vom Land Hessen sofort be-
reitgestellt werden, um vergleich-
bare Standards der pädagogischen 
Ausstattungen und Betreuung zu 
ermöglichen. Hier ist die Landes-
regierung einen ersten Schritt ge-
gangen, indem sie 700 Stellen für 

Schulsozialarbeit einrichten will10. 
Weitere müssen folgen.
■ Auch im Hinblick auf das warme 
Mittagessen müssen neue Maßstä-
be gesetzt werden. Die Schulverpfl e-
gung ist nach den DGE-Qualitäts-
standards für die Schulverpfl egung 
zu gewährleisten. Mensen müssen 
ausreichend groß sein und konkrete 
Regelungen zur Übernahme von Ko-
sten für das Schulessen – sozial ge-
staffelt – müssen vereinbart werden.
■ Der Schulträger ist verpfl ichtet, 
die baulichen Voraussetzungen für 
inklusiv arbeitende Ganztagsschu-
len zu schaffen und die erforder-
liche Ausstattung zur Verfügung 
zu stellen.

Wenn echte Ganztagsschulen rich-
tig ausgestattet und mit einem ent-
sprechenden pädagogischen Kon-
zept versehen sind, sind sie ein Ge-
winn nicht nur für Schülerinnen und 
Schüler sowie die Eltern, sondern 
auch für die Lehrkräfte. Die verbes-
serten Fördermöglichkeiten für die 
einzelnen Schülerinnen und Schüler 
entlasten die Lehrkräfte im Unter-
richt. Zudem können Lehrkräfte von 
mehr Flexibilität bei der Stunden-

plangestaltung profi tieren, da indi-
viduellen zeitlichen Anforderungen 
im Rahmen einer Ganztagsschule 
besser Rechnung getragen werden 
kann. Damit Ganztagsschulen ihr 
Potential entfalten können, bedarf 
es ausreichend fachlich qualifi zier-
ten Personals, angemessener räum-
licher Bedingungen und eines da-
rauf aufbauenden pädagogischen 
Konzepts für die Zusammenarbeit 
in multiprofessionellen Teams.

Für die GEW sind das inhaltliche 
Engagement für echte Ganztagsschu-
len einerseits sowie das Bereitstellen 
von angemessenen Ressourcen ande-
rerseits untrennbar miteinander ver-
bunden und bedingen sich gegensei-
tig. An den pädagogischen Ethos der 
Kollegien zu appellieren, Ganztags-
schulen einzurichten, aber sie nicht 
mit den nötigen Ressourcen auszu-
statten, ist aus Sicht der GEW nicht 
hinnehmbar. Versuchen, Billiglösun-
gen auf dem Rücken der Kolleginnen 
und Kollegen zu installieren, treten 
wir entschieden entgegen.

8  Der Personalrat der Schule hat nach 
§ 74 HPVG ein qualifi ziertes Mitbe-
stimmungsrecht bei Entscheidungen 

über Maßnahmen zur Hebung der 
Arbeitsleistung und zur Erleichterung 
des Arbeitsablaufs, bei Maßnahmen 
zur Verhinderung von Gesundheits-
schädigungen sowie bei Regelungen 
zu Beginn und Ende der täglichen Ar-
beitszeit und der Pausen. Dieses Mit-
bestimmungsrecht gilt insbesonde-
re auch dann, wenn im Rahmen von 
Ganztagsschulkonzepten Regelungen 
getroffen werden sollen, die Auswir-
kungen auf die Arbeitszeit der Lehr-
kräfte und verbindliche Anwesenheits-
zeiten in der Schule haben.

9  Die gängige Praxis, Klassenräume und 
weitere Unterrichtsräume als „Ruhe- 
oder Aufenthaltsräume“ zu deklarie-
ren, wenn kein Unterricht darin satt-
fi ndet, ist keine adäquate Lösung – ge-
nauso wenig wie die übliche Praxis, 
Räume aus dem Ganztagsbetrieb zu 
Unterrichtsräumen umzudefi nieren, 
wenn Klassenräume bei steigenden 
Schülerinnen- und Schülerzahlen feh-
len!

10 Es gab in den letzten Jahren einige noch 
verbliebene Stellen für Sozialarbeit an 
Schulen im Landesdienst. Diese hat 
das Kultusministerium trotz erhebli-
cher Proteste gestrichen. Jetzt scheint 
es hier eine Umkehr im Denken zu ge-
ben. Das ist zumindest ein Anfang – 
besonders für die Grundschulen. Ein 
weiterer Ausbau muss erfolgen und 
auch die Schulen der Sekundarstufe I 
miteinbeziehen.

20. September 2017  Der Vorsitz des 
GEW BV Frankfurt wird bis auf 
weiteres von Sebastian Guttmann 
alleine wahrgenommen. Seine Co-
Vorsitzende Anja Golder ist aus be-
rufl ichen Gründen von ihrem Eh-
renamt zurückgetreten und bleibt 
der GEW auch weiter solidarisch 
verbunden.

Der Bezirksvorstand bedankt 
sich bei Kollegin Golder für ihr en-
gagiertes Eintreten für die Interes-
sen der Kolleg*innen insbesondere 
in den Arbeitsbereichen Sozialpäd-
agogik, Sozialarbeit und Erziehung. 
Die Ergebnisse ihrer Arbeit zu be-
wahren und an diesen anzusetzen, 
gehört nun zu den Zielen des BV.

Am 16.11.2017 fi ndet der diesjähri-
ge Demokratietag unter dem Motto 
„Demokratie braucht mehr als 140 
Zeichen“ im Hessischen Landtag 
statt. Aus Anlass des 10-jährigen Ju-
biläums wurde dieser symbolträch-
tige Ort gewählt. Neben verschie-
denen Workshops u.a. zu Kinder-
rechten, aktiv sein mit Gefl üchteten 
und Strategien gegen Diskriminie-
rung wird es am Nachmittag eine 
Podiumsdiskussion mit Vertreterin-
nen und Vertretern der Jugendor-
ganisationen der politischen Partei-
en und parallel dazu ein Speed-Da-
ting mit 10 Landtagsabgeordneten 
geben. U.a. werden Fragen disku-
tiert, wie wir die Demokratie stär-
ken und entwickeln können. 

Anmeldung über www.hessischer-
demokratietag.de

Pressemitteilung in
eigener Sache

Fortsetzung von Seite 16:  Keine Billig-Lösungen. Antrag für die Landesdelegiertenversammlung zur Ganztagsschule

Ausführungen sich beziehen, die 
sich mit dem realen Verhalten eines 
Dorfschullehrers aus dem Vogels-
berg, meines Vaters, in den Jahren 
nach 1933 beschäftigen. Das Nar-
rativ von Müller/Ortmeyer , nach 
dem alles, was nicht  Widerstand 
leistete, gleichgültig, opportunis-
tisch oder bereitwillig war, sehe ich 
als politische und auch charakterli-
che Herabwürdigung  auch des ein-
zelnen Lehrers jener Jahre an und 
als eine überhebliche und besser-
wisserische  Missachtung, dessen, 
was sich in diesen Jahren wirklich 
abspielte und wie unter den Bedin-
gungen der Diktatur ein ehemali-
ger Sozialdemokrat seine Familie 
und sich selbst  seiner Darstellung 
nach  durch die faschistische NS-
Diktatur gebracht hat. 

Vorbemerkung: Manche Fragen, die 
ich heute hätte stellen können, auch 
genauere Nachfragen zu seinen Er-
zählungen aus dieser Zeit, konnte 
ich nicht stellen. Und: Es gab und 
gibt keine Möglichkeit der Über-
prüfung, was Wahrheitsgehalt, Dif-
ferenzierung, Vollständigkeit usw. 
anbelangt. Es bleibt eine Frage der 
Glaubwürdigkeit des Vaters gegen-
über dem  in den bewegten 60er und 
70er Jahre  politisch oppositionell  
bis radikal  sich betätigenden, die 
Auseinandersetzung mit dem Vater 
über die NS-Zeit suchenden Sohn, 
wobei dieser  immer auch zu beden-
ken hatte, dass Verdrängung, Ver-
harmlosung, Entschuldigung bei der 
Darstellung des eigenen Verhaltens 
als Lehrer im Staatsdienst des NS-
Staates nahe liegen konnten. Ob 
er Mitglied des Nationalsozialisti-
schen Lehrerbundes (NSLB) war, 
konnte ich ihn seinerzeit (vor dem 
April 1980) nicht fragen, jedoch 
erkundigte ich mich nach Partei- 
bzw. Organisationszugehörigkeit. 
Ich kannte damals NSDAP, SS, SA 
und HJ, aber keine sonstigen Orga-
nisationen, auch keine berufl ichen. 
Wohl wusste ich, dass Gewerkschaf-
ten und die Parteien SPD und KPD 
zerschlagen und ihre Mitglieder ver-
folgt worden waren.

Den Mechanismus, wie Men-
schen die Vergangenheit rekonstru-
ieren, hat schon Friedrich Nietzsche 
beschrieben: „Das habe ich getan“, 
sagt mein Gedächtnis. „Das kann 
ich nicht getan haben“, sagt mein 
Stolz und bleibt unerbittlich. End-
lich – gibt das Gedächtnis nach.“ Ein 
schlagendes Beispiel dafür  ist die 
Zurückweisung der für die öffent-
liche Meinung und die Geschichts-
bücher folgenreichen Geschichts-
klitterungen des NS-Rüstungsmi-
nisters und „Architekten Hitlers“ 
durch den Historiker und Albert 
Speer-Biografen Magnus Brechtken. 
(vgl. Frankfurter  Rundschau vom 
21. Sept. 2017, S.32f.)

Paul W. war also schon als Jung-
lehrer in Rudlos bei Lauterbach 
Mitglied der SPD, das war in den 
Jahren 1926 – 1933. Sozialistisch 
gesinnte junge Leute wollten den 
Aufstieg der NSDAP verhindern. 
Es gab viele, auch gewalttätige Aus-
einandersetzungen. „In die SPD-
Hochburg Lauterbach traute sich 
Goebbels auf seinen Propaganda-
touren nicht“, erzählte P.W.  nicht 
ohne Stolz. “Konnte nicht durch  
ein Bündnis zwischen Kommunisten 
und Sozialdemokraten die Macht-
ergreifung Hitlers, notfalls mit Ge-
walt, verhindert werden“, fragte 
ich. „Wir SPDler wurden von den 
Kommunisten als Sozialfaschisten 
beschimpft, an eine Volksfront war 
nicht zu denken“, war seine Ant-
wort. Und: „Viele hatten Angst vor 
einem Bürgerkrieg“.

Der knapp 30-jährige Dorf-
schullehrer wurde 1933 aus dieser 
„roten“ Umgebung herausgenom-
men: Strafversetzung nach Wohn-
feld( Ulrichstein). Er hatte unterdes-
sen 3 Kinder. Um deren schulische 
Möglichkeiten zu verbessern, wur-
de er 1938 auf seinen Antrag hin 
nach Rainrod (Schotten) versetzt.

Sowohl in Wohnfeld als auch 
in Rainrod  war der soziale Druck 
durch eine tiefbraune Landbevöl-
kerung stark. Natürlich ebenso der 
behördliche auf einen Lehrer, der 
nicht“ in der Partei“ war. Auf Dauer 

konnte das von örtlichen „Parteige-
nossen“, von denen einige mit dump-
fer Herrenmentalität agierten, nicht 
hingenommen werden. Einen Satz 
hörte ich im Lauf der Jahr öfters. Er 
war von Pauls Vater, einem pensi-
onierten kleinen Bahnbeamten aus 
Steinfurth (dem Rosendorf). Bezog 
er sich auf den Lehrer in Wohnfeld 
oder Rainrod? „Wenn sie dich wei-
ter nicht in Ruhe lassen und schika-
nieren, dann wirf hin. In Steinfurth 
leben hundert Familien von den Ro-
sen, da können auch hundert und 
eine davon leben.“ 

Das tat P. W. nicht. „Irgendeiner 
Organisation musste ich beitreten, 
wenn ich meinen Beruf nicht verlie-
ren und die materielle Sicherheit für 
die fünfköpfi ge (ab 1939 auf sechs 
Köpfe wachsend) Familie nicht aufs 
Spiel setzen wollte“.  Der Dorfschul-
lehrer mit einer großen Familie hatte 
kein mit dem heutigen vergleichba-
res Gehalt, und er musste sparsam 
haushalten. Es wurden nebenbei Tie-
re gehalten und Felder bestellt, mit 
den landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen (einschließlich der Imkerei) 
das Einkommen verbessert .Es war 
Arbeit von morgens bis abends. Be-
stimmt hatte er keinen Stammplatz 
in der Dorfkneipe. ( Auch nach 1945 
und nach der Währungsreform 1949 
war es so, das habe ich als Kind er-
fahren können).

War er in einer Berufsorganisa-
tion (NSLB) oder einer Unterorga-
nisation der SA? In Rainrod jeden-
falls, also nach 1938, wurden Va-
ter und Sohn Reinhold (Jahrgang 
1926) zu einer Geländeübung ab-
kommandiert: vormilitärische Schu-
lung. Karten lesen, eine Gruppe zu 
einem Ziel im Gelände führen, ja, 
aber wurden auch Schießübungen 
gemacht? Nicht alle Fragen von 
heute konnte ich stellen.  

 Vater und Sohn organisiert, 
der Sohn natürlich in der Hitler-
Jugend. Ab wann ? Waren sie Na-
zis?  Eher der Jugendliche , der Va-
ter nicht. Das habe ich ihm immer 
geglaubt. Was wäre spätestens 1939 
passiert mit einem ehemaligen So-
zialdemokraten, der  nicht  in eine 

NS-Organisation wollte? Da wäre 
wohl eher  ein anderer Kriegsein-
satz als zunächst in Frankreich in 
Frage gekommen.

Ich habe im Nachhinein,  anders 
als  Ortmeyer, kein öffentliches wi-
derständiges Verhalten meines Va-
ters angemahnt, da ich versuchte, 
seine Situation zu verstehen. Was 
hätte ich denn unter diesen Um-
ständen getan? Was da drohte, war 
nicht bloß eine Abordnung oder Ver-
setzung gegen seinen Willen, ohne 
dass Gehalt, Pensionsberechtigung 
und Beruf berührt gewesen wären, 
worüber heutzutage schon mal auf 
das Heftigste geklagt und gewerk-
schaftliche und rechtliche Unterstüt-
zung eingefordert werden.

Der Historiker sollte wissen, 
dass man eine gefahrlose Opposi-
tion in einem liberalen Rechtsstaat 
gegen bestimmte gesellschaftliche 
Strömungen, staatliche oder andere 
Missstände, auch wenn man starke 
Worte benutzt und radikal auftritt, 
nicht vergleichen kann mit höchst 
risikoreichem Widerstand gegen ei-
nen gewalttätigen Strom terroris-
tischer Maßnahmen des NS-Staa-
tes. Einen moralischen Zeigefi nger 
bräuchte er, wenn er wissenschaft-
lich arbeitet, nicht.

Ich stelle anheim, ob die Emp-
fehlung  Bert Brechts Keuner-Ge-
schichte „Maßnahmen gegen die 
Gewalt“ hier hinzuzuziehen, als 
passend empfunden wird. Da er-
zählt Herr Keuner , der Denken-
de, eine Geschichte ,mit der er sei-
nen Schülern, die ihn in einer genau  
bestimmten Situation angesichts 
(scheinbar oder offensichtlich) op-
portunistischen Verhaltens nach 
seinem Rückgrat fragen, antwor-
tet: „Ich habe kein Rückgrat zum 
Zerschlagen. Gerade ich muss län-
ger leben als die Gewalt.“

Als Katja ihren Vater nach seinen 
Erlebnissen beim Russland-Feldzug 
befragt und nicht locker lässt, sagt er 
schuldbewusst und zugleich ehrlich: 
„Am Leben bleiben: das war, was 
zählte…Wir wollten nur eins: über-
leben.“ („Unscharfe Bilder“, S. 50)

„Demokratietag“
2017 im Landtag
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»Ernest Jouhy. Zur Aktualität eines 
leidenschaftlichen Pädagogen«
Bernd Heyl, Sebastian Voigt, Edgar Weick (Hrsg.)

Verteidigungsausgaben sind kein Selbst-
zweck. Sie sollen ausschließlich der Frie-
denssicherung dienen. Deshalb ist es un-
sinnig, die Ausgaben an einen festgelegten 
Prozentsatz der Wirtschaftsleistung zu kop-
peln. Das 2-Prozent-Ziel der NATO, das 
von der Trump-Regierung vehement einge-
fordert wird, sichert nicht den Frieden son-
dern führt zu einer neuen Rüstungsspira-
le. Außerdem: Schon heute verschlingt der 
Rüstungsetat in Deutschland über 11 % des 
Bundeshaushalts. Schon heute fehlt Geld für 
Bildung, Soziales und Infrastruktur.

Konfl ikte lassen sich nicht mit Waffen-
gewalt lösen. Wir brauchen verstärkt zivi-
le Strategien zur Friedenssicherung, die an 
den Ursachen von Kriegen und Konflik-
ten ansetzen. Hierzu gehören vor allem ein 
fairer Welthandel, eine gerechtere Vertei-
lung des weltweiten Reichtums sowie sozi-

264 S., Pb. Großoktav, mit zahlreichen Fotos und 
Dokumenten, 24,90 Euro, ISBN 978-3-95558-201-2
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Bernd Heyl, geb. 1952, Lehrer an der Martin- 
Niemöller-Schule (IGS) in Riedstadt, Pädagogi-
scher Mitarbeiter an der Universität Frankfurt am 
Main und Vorsitzender des Gesamtpersonal rates 
beim Staatlichen Schulamt Groß-Gerau. Aktiv in 
der GEW, in sozialpolitischen Initiativen und der 
Rüsselsheimer Wahlinitiative »Die Linke/Liste So-
lidarität«. Publikationen u. a. zur Schulentwick-
lung und zur NS-Zeit.

Dr. Sebastian Voigt, geb. 1978, wissenschaft-
licher Mitarbeiter am Institut für Zeitgeschichte 
München-Berlin, Fellow am Institut für Soziale 
Bewegungen und Lehrbeauftragter an der Ruhr-
Universität Bochum; veröffentlichte u. a.: Der 
jüdische Mai ’68 (2. Aufl . 2016); als Herausge-
ber (zus. mit Heinz Sünker): Arbeiterbewegung 
– Nation – Globalisierung. Zahlreiche Aufsätze 
zur Geschichte der Gewerkschaften, der Arbei-
terbewegung und des Antisemitismus (2014).

Edgar Weick, geb. 1936, 1980 bis 1999 Lei-
ter der Zentralen Arbeitsstelle für wissenschaft-
liche Weiterbildung an der FH Wiesbaden. Mit-
arbeiter in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit 
und Lehrbeauftragter für Erwachsenenbildung 
an der Universität Frankfurt und der TU Darm-
stadt. Politisch engagiert in der Ostermarschbe-
wegung, in der Kampagne gegen die Notstands-
gesetze, im Sozialistischen Büro und im Komitee 
für Grundrechte und Demokratie.

Ernest Jouhy war Mitinitiator der Lehr- und 
Forschungsrichtung »Pädagogik in der Dritten 
Welt« an der Johann Wolfgang Goethe-Univer-
sität Frankfurt am Main und damit ein Vorden-
ker eines kritischen globalen Lernens. Herausra-
gend hierbei ist sein über Jahre des politischen 
Engagements hinweg erarbeitetes Konzept poli-
tischer Bildung.

»Er lehrte Sozialpädagogik aus der Erfahrung
eines politischen Lebens, geprägt vom Widerstand 
gegen den Faschismus und gegen jede Form von 
Unterdrückung und bürokratischer Gängelei. 
Ohne ihn wird es schwerer, glaubhaft zu vermit-
teln, dass Unruhe eine Bürgerpfl icht ist und die 
Pädagogik von Kritik und Widerspruchsgeist lebt.«

Aus dem Nachruf des Fachbereichs Erziehungs-
wissenschaften der Johann Wolfgang Goethe-
Universität Frankfurt am Main

Bestellt werden kann das Buch auf 
www.brandes-apsel.de, 
per E-Mail an info@brandes-apsel.de,
per Fax unter: 069 / 272 995 10 
oder per Post:  
Brandes & Apsel Verlag, 
Scheidswaldstr. 22, 
60385 Frankfurt am Main

Am 21. September 2017 (dem UNO-Weltfriedenstag) hat der DGB Frankfurt 
die Unterstützung der Kampagne #no2percent des DGB Köln beschlossen:
„Wir fordern alle Bundestagskandidaten/innen auf: Erklären Sie ihre 
Ablehnung einer 2 % Verpfl ichtung für den Verteidigungshaushalt im 
Koalitionsvertrag der nächsten Bundesregierung. Setzten Sie sich für 
eine stärkere und bessere Kontrolle von Waffenexporten ein!“
Die Kampagne läuft noch bis zum 27.  Oktober 2017.

ale und ökologische Entwicklungs- und Kli-
maschutz-projekte.

Wir lehnen strategische Waffenexpor-
te in Krisen- und Konfl iktgebiete sowie an 
diktatorische oder autokratische Regime 
grundsätzlich ab. Wir dürfen nicht länger 
Staaten und Konfl iktparteien mit Waffen 
versorgen, die Krieg, Gewalt und Unter-
drückung als Mittel der Politik verstehen.

Wir fordern alle Bundestagskandidaten/innen 
auf: Erklären Sie ihre Ablehnung einer 2% 
Verpfl ichtung für den Verteidigungshaushalt 
im Koalitionsvertrag der nächsten Bundesre-
gierung. Setzten Sie sich für eine stärkere und 
bessere Kontrolle von Waffenexporten ein!

DGB-Stadtverband Köln, Hans-Böckler-
Platz 1, 50672 Köln, Infos: www.Koeln-
Bonn.DGB.de/no2percent

Das Allerletzte zur universitären
Intelligenzentwicklung

ein Einsatz als Assistenten für Lehrende. 
Die nimmermüden und stets höflichen 
Roboter könnten helfen, dem steigenden 
Betreuungsaufwand [...] gerecht zu werden.“ 
So spart man ärgerliche Kosten für das not-
wendige menschliche Personal und kommt 
um dessen unzumutbare Proteste gegen 
prekäre Arbeitsbedingungen herum! „Nach 
Angaben des statistischen Bundesamtes ver-
schlechterten sich die Betreuungsrelationen 
an hessischen Universitäten und Hochschulen 
für Angewandte Wissenschaften in den letzten 

Der Fachbereich Anglistik der Uni Marburg 
verfügt nicht über ausreichende Ressourcen 
an menschlicher Intelligenz und sieht sich 
daher gezwungen, es als einen Fortschritt zu 
verkaufen, dass er neuerdings auf künstliche 
zurückgreift: „Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) fördert ein 
Projekt an der Philipps-Universität Marburg 
zur Entwicklung interaktionsfähiger Roboter 
für die Zukunft der universitären Lehre.“ So 
durfte der Roboter Pepper die diesjährige 
Einführungsvorlesung für die Erstsemester 

in Anglistik bei Prof. Handke bestreiten. 
„Mit Charme und Kulleraugen wurde er 
schnell zum Liebling vieler Studierender und 
erfuhr ein breites mediales Echo. Pepper 
kann sich nicht nur in mehreren Sprachen 
unterhalten, sondern auch Gefühle erkennen 
und seinerseits zum Ausdruck bringen.“ Und 
dass sich alle kuschelig wohlfühlen, sollte ja das 
A&O in einem wissenschaftlichen Studium 
bleiben. Bis zum ersten Klausur-Marathon! 
Auch stehen mit dem Kuschelroboter die 
le idigen Haushaltsprobleme vor ihrer Lö-
sung: „Im guten ‚Draht‘ zu Menschen sieht
Handke die Grundlage für vielfältige Nut-
zungsmöglichkeiten. Denkbar wäre etwa 

Jahren schrittweise und lagen vor genau zehn 
Jahren letztmalig über dem bundesdeutschen 
Durchschnitt.“ Künstliche Intelligenz und 
nützliche Idioten der Sparpolitik des HKM 
ergänzen sich bestens, wie man sieht! Zaghaft 
deutet Projektleiter Handke einen weiteren 
Vorteil des Interaktionsmaschinchens an, denn 
dieses könne „Dinge sagen, die wir Menschen 
uns nicht erlauben könnten.“ Wenn man dem 
Roboter jetzt auch noch ein Softwaremodul 
für Zivilcourage implementiert, könnte das
die Initialzündung für eine neue Studenten-
bewegung à la „68“ werden. Also  
Hacker*innen, auf geht’s!

Ernst Olbrich

„Die Zukunft der Lehre  (re. im Bild:
Auslaufmodell Bioroboter)“


